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Der Streik der Kommunal- und Landesbeschäftigten 2006 war der bisher 
längste und heftigste Arbeitskampf in Baden-Württemberg. 

Neun Wochen streikten die Kommunal- und 14 Wochen die Landesbeschäf-
tigten. Es ging um die grundlegende Verteidigung der Existenzbedingungen 
der Beschäftigten: um die Sicherung der Arbeitsplätze und im Länderbereich 
auch um die Sicherung des Flächentarifvertrages schlechthin. 

Die Tarifauseinandersetzung im Kommunal-  und im Länderbereich, war ein 
grundlegender politischer Konflikt. Kern der Auseinandersetzung war eine 
doppelte Zielsetzung des Arbeitgeberlagers: die Durchsetzung des politischen 
Projekts „40 plus“ und die nachhaltige Schwächung der  Gewerkschaft. 
Möllring wollte als Verhandlungsführer im öffentlichen Dienst den privaten 
Arbeitgebern vorführen, wie man Arbeitszeitverlängerung durchsetzen und 
damit die Autorität und Tariffähigkeit der Gewerkschaften schwächen könne. 
Diese Arbeitgeberstrategie wurde durchkreuzt. Unsere Streikenden nahmen 
die Herausforderung an. Nicht um „wenige Minuten unbezahlte Mehrarbeit 
in der Woche“, sondern um die Sicherung von  Arbeitsplätzen ging der 
Konflikt. Nicht nur für die gegenwärtig Beschäftigten, sondern perspektivisch 
noch mehr für die nachwachsenden Generationen. Die Erfahrung, einen 
9 bzw. 14 Wochen langen Arbeitskampf geführt, ihn mit Verstand und Gefühl 
organisiert, seine Höhen und Tiefen durchlitten und ihn am Schluss mit 
einem Ergebnis beendet zu haben, dem die allermeisten zustimmen konnten, 
kann den Streikenden niemand nehmen.

Der kollektive Lernprozess stärkt ver.di für die Tarifrunde 2007 / 2008.

Unsere Erfahrungen in Baden-Württemberg schaffen Identität: 
die Kolleginnen und Kollegen wissen wieder, warum es in diesem Land 
Gewerkschaften geben muss! 

Herzlichen Dank an alle, die dazu beigetragen haben.

Sybille Stamm
Landesbezirksleiterin

Alfred Wohlfart
stv. Landesbezirksleiter

       Streik im öffentlichen Dienst 
Landesbezirk Baden-Württemberg
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Wem gehört die Zeit?
Der Kampf um die 
Wochenarbeitszeit

Im Mittelpunkt des Streiks an den Univer-
sitätskliniken im Oktober 2005, des Streiks 
der Länderbeschäftigten und des Streiks 
der Kommunalbeschäftigten im Frühjahr 
2006 stand die Arbeitszeit. Der Kampf um 
die Verteidigung der Wochenarbeitszeit von 
38,5 Stunden auf unserer Seite – die Absicht 
der öffentlichen Arbeitgeber, die Arbeitszeit 
auf 40 bzw. 41 Stunden zu verlängern auf der 
anderen Seite.   

Seit es Gewerkschaften gibt, gibt es den Kampf um 
die Länge des Arbeitstages. Die Arbeitszeitfrage steht 
seit vielen Jahren bei den Verteidigungskämpfen der 
Gewerkschaften im Mittelpunkt. 2003 gelang es 
den ZeitungsredakteurInnen, die Angriffe auf ihre 
Wochenarbeitszeit zu verhindern; 2005 gelang das 
bei den Universitätskliniken und im Druckbereich. 
Seit der Kündigung der Wochenarbeitszeit durch 
die Tarifgemeinschaft der Länder 2004 und dem 
Austritt aus dem Arbeitgeberverband der vier baden-
württembergischen Universitätskliniken, wurden 
neue Beschäftigte, befristet Beschäftigte und solche, 
die höher gruppiert werden, mit 41 Stunden einge-
stellt. Das Ergebnis: zu Beginn des Uniklinikstreiks 
im Oktober 2005 arbeiteten etwa ein Fünftel der 
Belegschaften bereits 41 Wochenstunden, bei den 

Länderbeschäftigten schätzen wir diesen Anteil auf 
ein Viertel zu Beginn des Länderstreiks im Frühjahr 
2006.  In allen drei Tarifbereichen tickte die Zeitbom-
be bei der Wochenarbeitszeit; mit jedem weiteren Tag 
wurde der Anteil derjenigen mit 41 Stunden größer. 
Der KAV in Baden-Württemberg hatte sich zum Ziel 
gesetzt, die Wochenarbeitszeit unentgeltlich auf 40 
Stunden zu erhöhen. Im Vorfeld des Arbeitskampfes 
haben wir in Baden-Württemberg intensiv darüber 
diskutiert, ob die alleinige Verteidigung der 38,5-
Stunden-Woche ausreicht, um eine tragfähige und 
streikfähige Mobilisierung der Mitglieder zu erzielen. 
Die Tarifkommission der kommunal Beschäftigten 
hat sich mit großer Mehrheit dafür ausgesprochen, 
nur für die Verteidigung der 38,5-Stunden-Woche zu 
kämpfen. Im Mittelpunkt des neunwöchigen Streiks 
der Kommunalbeschäftigten in Baden-Württemberg 
stand die Arbeitszeitfrage.  

Angesichts der restriktiven politischen Rahmenbe-
dingungen ist das Streik- und Verhandlungsergebnis 
mit einer Arbeitszeit zwischen 38,5 und 39,5 Stunden 
im Länderbereich und 39 Arbeitsstunden im kom-
munalen Bereich ein bedingter Erfolg für ver.di.  Die 
Strategie des politischen Roll back versuchten die 
Arbeitgeber im Streik als Durchsetzung öffentlichen 
„Gemeinwohls“ zu legitimieren. Die Streikenden 
wurden unterschwellig als „faul“ und „unproduktiv“ 
denunziert, die noch nicht einmal bereit waren, 
18 Minuten am Tag länger zu arbeiten. Wir haben 
gekontert, dass der Konflikt nicht um „wenige Minu-
ten unbezahlte Mehrarbeit“, sondern um die Siche-
rung einiger hunderttausender Arbeitsplätze geht. 
Nicht für die gegenwärtig Beschäftigten, sondern 
ebenso sehr – und perspektivisch mehr noch – für 
die nachwachsenden Generationen wurde gekämpft. 

„
“„Ich finde es richtig, dass die Beschäftigten im öffentlichen Dienst sich gegen längere Arbeitszeiten 

wehren, weil der Mensch ganz einfach Ruhezeiten braucht. Und es grenzt doch inzwischen an phy-
sische und gesundheitliche Ausbeutung, wenn Arbeitgeber nun auch noch längere Arbeitszeiten 
ansetzen wollen! Damit werden dann wiederum neue Arbeitsplätze vernichtet. Ich hoffe auf die 
Durchhaltekraft der Streikenden, denn dieses Land muss sich endlich in eine gerechte und soziale 
Marktwirtschaft entwickeln!“

Nina Hagen | Künstlerin und Friedensaktivistin
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Die Aktion „Karin fehlt“ hat diesen Kernpunkt der 
Auseinandersetzung und der moralischen und gesell-
schaftspolitischen Begründung getroffen. 
 
Aber in der Auseinandersetzung ging es auch um 
die Würde der arbeitenden Menschen und um die 
Anerkennung ihrer Arbeit. Es ging auch darum, sich 
gegen eine Politik zu wehren, die im letzten Vier-
teljahrhundert ihr Scheitern durch millionenfache 
Arbeitsplatzvernichtung unter Beweis gestellt hat. 
Der Arbeitskampf wurde so zur Demonstration des 
aufrechten Ganges: „Schluss mit ständigem Verzich-
ten und immer neuen Belastungen in der Arbeit“, 
„Es reicht“, „Wir müssen endlich anfangen, uns zu 
wehren“ und „Wenn wir jetzt nicht streiken, wann 
dann?“. Dass auch nach mehreren Streikwochen trotz 
der Unnachgiebigkeit der Arbeitgeber, die auch eine 
Schlichtung scheitern ließen, die Front der Strei-
kenden stand, war ein politischer Lernerfolg und eine 
Stärkung unserer Gewerkschaft.  Ein neunwöchiger 
Streik zur Verteidigung der Wochenarbeitszeit wäre 
nicht vorstellbar gewesen, wenn nicht der Druck 
steigender Massenarbeitslosigkeit, die individuelle 
und mittelbare Betroffenheit von schlechter wer-
denden sozialen Lebensperspektiven und das Thema 
Zukunftschancen im Mittelpunkt des Arbeitskampfes 
gestanden hätten.  Die Jugend hat das honoriert. 
Gut ein Drittel der über 7000 neuen Mitglieder bei 
ver.di in Baden-Württemberg während des Streiks 
sind junge Leute unter 28 Jahren.   

Von Beginn des Streiks an war klar, dass es einen 
Kompromiss oberhalb der 38,5 Stunden geben würde. 
Ebenso klar war, dass das Streikziel im kommunalen 
Bereich keines ist, das sich unmittelbar für die 
Streikenden ausgewirkt hätte – in der Nachwirkung 
des Tarifvertrages hätten sie weiterhin 38,5 Stunden 

in der Woche gearbeitet. Aber das hätte die passive 
Inkaufnahme zunehmend gespaltener Belegschaften, 
wachsender Konkurrenz unter den Beschäftigten und 
weiterer politischer Erpressungsversuche der Arbeit-
geber bedeutet. Hier liegt der moralische Kern der 
Auseinandersetzung, der den inneren Zusammenhalt 
und die lange Streikdauer erst möglich gemacht hat. 
Das hatte Ausstrahlungskraft und erklärt, weshalb 
bis zuletzt etwa die Hälfte der Bevölkerung mit dem 
Streik sympathisierte.   

Dass wir am Ende eine Verlängerung der Arbeitszeit 
auf 39 Stunden hinnehmen mussten, ist zwar 
materiell eine Niederlage, organisationspolitisch, 
gewerkschaftspolitisch und moralisch war der Streik 
ein Erfolg: die 40-Stunden-Woche im kommunalen 
Bereich wurde verhindert. Auch im Länderbereich 
endete der Streik um die Tarifbindung und die Ar-
beitszeit mit einem Kompromiss: für den übergroßen 
Teil der Streikenden konnte die 38,5-Stunden-Woche 
erfolgreich verteidigt werden; für weitere Teile der 
Beschäftigten wurde die Wochenarbeitszeit auf 39,5 
Stunden erhöht. Für etwa 25 % der Beschäftigten, die 
zum Zeitpunkt des Streiks bereits 41 Wochenstunden 
arbeiteten, bedeutete das Verhandlungsergebnis einer 
Senkung ihrer Wochenarbeitszeit um mindestens 1,5 
Stunden.  

Trotz der schmerzlichen Kompromisse bewertet die 
überwiegende Zahl der Streikenden diesen Kampf 
um die Wochenarbeitszeit dennoch als Erfolg. Das 
zählt. Das macht Mut, weil dahinter die Erfahrung 
steckt, dass die Zeitfrage mobilisierbar und streik-
weise auf die Tagesordnung gehoben werden kann.  
Diese Erfahrung ist außerordentlich wichtig, um 
gegen zukünftige Angriffe auf die Wochenarbeitszeit 
gewappnet zu sein.

„
“„Der Arbeitskampf gegen die Verlängerung der Arbeitszeit war wichtig und richtig. Das entstan-

dene starke gemeinsame Solidaritätsgefühl mit den streikenden Kolleginnen und Kollegen war eine 
tolle Erfahrung. Die Planung und Organisation eines solchen Arbeitskampfes sowie die Tarifver-
handlungen selbst sind sehr anstrengend und arbeitsintensiv, aber wir haben durchgehalten und das 
war super. Wir sind bereit für die nächste Tarifrunde!“

Andrea Krammer | VA Tarifsekretariat ÖD, Landesbezirk Baden-Württemberg
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ver di STREIK

NACHRICHTEN

„Weil es sich zu wehren lohnt“
Der Tarifabschluss nach neun Wochen Streik – ver.di-Verhandlungsführer Alfred Wohlfart zieht Bilanz 

Klausel begünstigt 
Arbeitgeber 
Auf Länderebene, also in den Gesprä-
chen zwischen der Tarifgemeinschaft
der Länder (TdL) und den Gewerk-
schaften, geht es darum, Arbeitszeiten
für die Beschäftigten der Landesunter-
nehmen zu verhandeln. Wenn ver.di
für diese Beschäftigten eine längere
Wochenarbeitszeit vereinbart, kann
sich das auf die Arbeitszeiten der kom-
munalen Beschäftigten auswirken.
Denn die Arbeitgeber – der Bund und
die Vereinigung der kommunalen Ar-
beitgeber – können für ihre Tarif-
beschäftigten diese höheren Wochen-
stunden übernehmen.
Das besagt die Meistbegünstigungs-
klausel, die vor einem Jahr auf Drän-
gen der Arbeitgeber in den Tarifvertrag
öffentlicher Dienst (TVöD) aufgenom-
men wurde. Die Klausel kann zum 
31. Dezember 2007 gekündigt wer-
den, ohne dass diese nachwirkt.
Deshalb ist es für ver.di wichtig, dass
die Arbeitszeit in den Ländern unter
Beachtung der mit den kommunalen
Arbeitgeberverbänden abgeschlosse-
nen Regelungen tarifvertraglich fest-
gezurrt wird. 
Im Arbeitszeittarifvertrag Baden-Würt-
temberg wurde weiter vereinbart:
Wird vor dem 31. Dezember 2009 zwi-
schen ver.di und der Vereinigung der
kommunalen Arbeitgeber eine gegen-
über dem Arbeitszeittarifvertrag län-
gere Arbeitszeit vereinbart, kann sie
vom Kommunalen Arbeitgeberver-
band Baden-Württemberg übernom-
men werden. Voraussetzung ist damit
eine auf Bundesebene zwischen der
Vereinigung der kommunalen Arbeit-
geber und ver.di getroffene neue Re-
gelung der Arbeitszeit im TVöD selbst. 

nen und Kollegen wieder erfahren,
dass es sich lohnt, auch außerhalb von
Einkommensverhandlungen auf die
Straße zu gehen, dass es sich lohnt, für
Arbeitsplätze zu kämpfen. Denn sie
haben gemerkt, dass ihr Engagement
belohnt wird. Für jeden Einzelnen, der
sich am Arbeitskampf beteiligte, ist
das eine unschätzbare Erfahrung. Mit
ihrer Haltung haben die Arbeitgeber
diese Erfahrung erst möglich gemacht.

Inwieweit hätten die Arbeitgeber auch
einen tariflosen Zustand akzeptiert? 
Wohlfart: Wir hätten das auf jeden Fall
nicht akzeptiert. Wir haben auch ge-
streikt, damit ein Tarifvertrag zustande
kommt. Denn es geht auch um die
Kolleginnen und Kollegen, die nach
dem 1. Dezember  eingestellt und die
in die 40-Stunden-Woche gezwungen
wurden.

Einige Arbeitgeber wollen aus der 
Tarifgemeinschaft ausscheren! Was
bedeutet das für ver.di? 
Wohlfart: Bisher ist das nur eine Dro-
hung. Die Arbeitgeber haben schon
früher solche Drohungen geäußert,
ohne dass sie das dann umgesetzt
haben. Denn ein geltender Tarifvertrag
bedeutet ja auch Friedenspflicht, das
Ende der Unruhe. Bisher gab es noch
keine Kündigungen. Sollte es soweit
kommen,  werden wir jeweils neu ent-
scheiden müssen. 

Wie geht es bei den Ländern weiter? 
Wohlfart: Der Streik bei den Ländern
geht weiter. Wir werden alles daran
setzen, dass es für die Beschäftigten
der Länder zu einem Tarifabschluss
kommt und dass dieser Tarifabschluss
ebenso gut für die Beschäftigten ist
wie der für die Kommunen. Die Be-
schäftigten der Kommunen werden
diesen Arbeitskampf solidarisch be-
gleiten – damit die Hardliner-Fraktion
unter den Länderarbeitgebern ihre
Ziele nicht durchsetzt. 

Vom SWR bis BBC
Medien transportieren Botschaften rund um den Globus 

Stuttgart – Dieser Tarifkonflikt, der
insgesamt nahezu 19 Wochen dauer-
te (vom 01. Dezember 2005 bis 
12. April 2006) war für die Tarifpart-
ner eine außerordent-
liche Herausforderung.
Den Streikenden wurde
während des Streiks von
neun Wochen sehr viel
abverlangt. Durchhalte-
vermögen war gefragt –
und das forderte sämt-
liche physischen und
psychischen Kräfte des
Einzelnen. Die Medien
stellten dies immer wie-
der aus verschiedenen
Perspektiven dar. Des-
halb lohnt es sich, die 
Situation der Medienbegleitung näher
zu betrachten. Für Hörfunk, Fernse-
hen und Printmedien verlangte dieser
Tarifkonflikt ebenfalls neue Maßstäbe. 

Seit die Arbeitgeber die Arbeitszeit-
bestimmungen kündigten, also vom
ersten Tag des Konflikts an, begleite-
ten uns die Medien. So titelten inter-

nationale Tageszeitun-
gen wie Herald Tribune,
Financial Times und Le
Monde, überregionale
Tageszeitungen in Bene-
lux, Frankreich, Italien.
Spanien, Schweiz, Öster-
reich, Portugal, Polen,
Türkei, Schweden, Nor-
wegen berichteten regel-
mäßig. Bei Nachrichten-
sendern wie Bloomberg,
CNBC Europe, CNN, NTV,
N24, Phoenix hatte ich
wie bei den internationa-

len Printmedien ständige Ansprech-
partnerinnen und Ansprechpartner.
Fernsehanstalten aus Italien, Frank-
reich, Türkei, Schweden und Nor-

wegen nahmen regelmäßig mit uns
Kontakt auf. In Deutschland wurde
das Thema Tarifkonflikt im öffent-
lichen Dienst von Baden-Württem-
berg zum täglichen Redaktionsthema.
In Wochenzeitschriften und Magazi-
nen wie Die Zeit, Spiegel, Focus, Stern
stand das Thema auf der Tagesord-
nung. Die Redakteurin-
nen und Redakteure
von Tagesspiegel, Ta-
geszeitung (TAZ), Süd-
deutsche Zeitung,
Frankfurter Allgemei-
ne, Die Welt, Frankfur-
ter Rundschau wurden
in dem Thema zu ver-
trauten Kolleginnen
und Kollegen. 
Die Medien wurden
zum festen Bestandteil
des Arbeitskampfes.
Ohne die kritische, je-
doch mit wenigen Ausnahmen stets
faire und oft auch wohlwollende Be-
richterstattung wäre dieser Arbeits-
kampf im öffentlichen Dienst sehr viel
schwerer zu gewinnen gewesen. 

Die Medien müssen kritisch sein. Und
deshalb werden sie hin und wieder
auch Artikel schreiben, die uns die
Stirn runzeln lassen, die uns nicht
gefallen. Wenn aber ver.di versucht,
die Presse so gut wie möglich zu
informieren, berichtet die Presse in
der Regel auch objektiv. 

Empfindlichkeiten oder verletzte Eitel-
keiten sind hier fehl am Platz. ver.di
möchte von den Medien in solch
schwierigen Situationen anhaltend
fair behandelt werden. Da ist Presse-

Stuttgart –  39 Stunden die Woche für
alle – ohne die Streiks wäre dieses
Ergebnis nie erreicht worden. Davon
ist Alfred Wohlfart, stellvertretender
Landesbezirksleiter und ver.di-Ver-
handlungsführer, überzeugt. Denn den
kommunalen Arbeitgebern ging es
nicht nur um Einsparungen durch
längere Arbeitszeiten, sondern um ein
politisches Signal. Die neun Wochen
Streik haben die Belegschaften ge-
lehrt, „dass es sich lohnt, sich zu
wehren“, sagt Wohlfart. 

39 Stunden für alle – so lautet das
Tarifergebnis. Wie zufrieden ist ver.di? 
Wohlfart: Dass alle nun eine halbe
Stunde mehr arbeiten müssen, gefällt
uns nicht. Aber die Arbeitgeber haben
weit mehr gewollt – nämlich die 40-
Stunden-Woche. Sie haben nicht mal
halb so viel bekommen wie sie ver-
langt haben. Einige Arbeitgeber sahen
sogar schon Wochenarbeitszeiten vor
sich, die in den 50er Jahren des ver-
gangenen Jahrhunderts galten. Das
werden Träume bleiben. Dass das so
ist, haben wir allein den Kolleginnen
und Kollegen zu verdanken, die wo-
chenlang gestreikt haben. 

Für alle gilt die gleiche Wochen-
arbeitszeit.
Wohlfart: Ja. Und deshalb ist dieses
Ergebnis auch ein Tarifabschluss der
Solidarität – der Solidarität unter den
Beschäftigten. Diese ganzen kompli-
zierten Spreizungen, die im Gespräch
waren,hinterlassen bei vielen Kollegin-
nen und Kollegen kein gutes Gefühl.
Bei uns gelten 39 Stunden für alle, das
trifft alle gleich und damit niemand
über Gebühr. Es ist  ein klares Ergebnis
– ohne Hintertürchen, die weitere Ver-
schlechterungen für bestimmte Grup-
pen bringen. Das Ergebnis ist ein deut-
liches Signal an die Arbeitgeber, dass
sich die Belegschaften nicht auseinan-
der dividieren lassen. Und die Arbeit-
geber sollten es sich gut überlegen,

nach 2009 – denn so lange sind diese
Arbeitszeiten nun mindestens fest-
geschrieben – auf weitere Arbeitszeit-
verlängerungen zu pochen. Sie wer-
den mit mindestens so viel Wider-
stand rechnen müssen, wie sie in den
vergangenen Wochen erfahren haben. 
Ich bedanke mich bei dieser Gelegen-
heit bei allen, die sich am Streik betei-
ligt haben. Und bedanken möchte ich
mich auch bei den Bür-
gerinnen und Bürgern,
vor allem den Vätern und
Müttern, für ihr Verständ-
nis, wenn sie Unannehm-
lichkeiten durch den
Streik hatten.

Was passiert nun mit den
Arbeitsplätzen?
Wohlfart: Machen wir uns
nichts vor. Die kommuna-
len Arbeitgeber sagen ja
deutlich, dass sie auch in
Zukunft Stellen auf den
Ämtern und den kommu-
nalen Betrieben abbauen werden. Im
Tarifvertrag ist festgelegt, dass sie nicht
aufgrund der halben Stunde Stellen
streichen dürfen. Nun sind auch die
Personalräte und Betriebsräte in den
Betrieben und Verwaltungen gefor-
dert, damit dieser Passus eingehalten
wird. Nur sie können das vor Ort kon-
trollieren. Aber auf jeden Fall haben
wir 5000 Stellen gerettet. Denn nach
unseren Rechnungen hätte die 40-
Stunden-Woche allein bei den Kom-
munen zum Abbau von 7500 Stellen
geführt. Das wurde durch den Arbeits-
kampf verhindert. 

Kurz vor dem Abschluss wurde es
noch mal richtig spannend. Was war
passiert? 
Wohlfart: Wir verhandelten heftig über
den Umfang der Maßregelungsklausel.
Uns war das sehr wichtig, denn die
Streikenden dürfen keine Nachteile
davon tragen, dass sie sich für ihre

Rechte eingesetzt haben. Wir pochten
auf eine umfangreiche Maßregelungs-
klausel. Nach diesem langen Streik
reichte ein kurzer Satz zum  Maßrege-
lungsverbot nicht aus. Im Interesse der
Kolleginnen und Kollegen wollten wir
auf Nummer Sicher gehen und haben
nun eine Regelung erreicht, mit der
wir sehr zufrieden und auf die wir stolz
sein können. 

Neun Wochen Streik – die
Arbeitgeber haben ihre
Ziele nicht erreicht, ver.di
auch nicht. 
Wohlfart: Sicher, 39 Stun-
den sind ein herber
Kompromiss, aber ein
tragfähiger Interessenaus-
gleich. Und wir müssen
ehrlicherweise eines fest-
stellen: Den Arbeitgebern
ging es um die Durch-
setzung politischer Ziele.
Es sollte ein Durchbruch 
erreicht werden – der 

Privatwirtschaft der Weg zur Rückkehr
zur 40-Stunden-Woche bereitet wer-
den. ver.di und die Streikenden haben
einen dicken Strich durch diese Rech-
nung gemacht. Die Arbeitgeber haben
uns nicht zugetraut, dass wir so massiv
streiken können. Eine weitere Arbeits-
zeitverlängerung ist nun erstmal vom
Tisch. Und noch was: Die neun
Wochen Streik haben die Belegschaf-
ten zusammengeschweißt, sie haben
den öffentlichen Dienst zusammenge-
bracht – die Erzieherinnen und Erzie-
her mit den Müllwerkern, die Beschäf-
tigten der Verwaltungen und die der
Kliniken. Alle haben für eine Sache ge-
kämpft, alle waren solidarisch. Dieses
Erlebnis, diese Erfahrung kann nicht
hoch genug eingeschätzt werden. 

Die Arbeitgeber haben mit ihrer Un-
nachgiebigkeit ver.di zugespielt? 
Wohlfart: In gewisser Weise ja. Durch
den langen Streik haben die Kollegin-

schelte mit Sicherheit ein ungeeigne-
tes Mittel, Botschaften positiv trans-
portieren zu lassen. 
Nichts Schlimmeres für uns, als wenn
wir Pressevertreter von Informationen
ausschließen. Daher mein Appell: Wir
müssen in Zukunft der Öffentlich-
keitsarbeit einen noch größeren

Raum einräumen. Die Be-
gleitung unserer Themen-
felder durch Medien kann
nur so gut sein wie unsere
Bereitschaft, die Medien
informativ und professio-
nell zu begleiten.
Ich bedanke mich bei allen
Streikenden für die zahlrei-
chen, unglaublich kreati-
ven und damit medien-
wirksamen Aktionen. Ich
bedanke mich bei allen
Medienschaffenden für die
konstruktive Zusammen-

arbeit in den vergangenen Monaten.

Ralf Berchtold 
Pressesprecher ver.di Landesbezirk
Baden-Württemberg

Einigung nach neun Wochen Streik. Fotos: Roettgers

Keine Nachteile 
für Streikende
Stuttgart – Im Zusammenhang mit
dem Tarifergebnis ist eine sehr um-
fangreiche Maßregelungsklausel ver-
einbart worden. Für den Fall, dass
wegen der Teilnahme am Streik unse-
ren streikenden Kolleginnen und Kol-
leginnen Nachteile entstanden sind,
werden diese weitgehend ausge-
schlossen. Das gilt insbesondere für
ausgesprochene Ermahnungen oder
auch Abmahnungen jeglicher Art.
Sollten solche Maßregelungen erfolgt
sein, müssen sie wieder rückgängig
gemacht werden. 
Eventuell ausgesprochene Abmah-
nungen werden aus den Personal-
akten entfernt. Wer an dem Streik teil-
genommen hat, braucht auch nicht zu
fürchten, dass dadurch Betriebs-
zugehörigkeiten unterbrochen wur-
den. Auszubildenden wird die durch
den Streik ausgefallene Ausbildungs-
zeit auf die Dauer der Ausbildung an-
gerechnet. Auch die Höhe der Entgelt-
fortzahlung im Krankheitsfall und die
Jahressonderzahlung wird wegen der
Teilnahme am Streik nicht beeinflusst.
Zudem wird denen, die streikbedingt
nicht bis zum 31. März ihren Urlaub
nehmen konnten, die Möglichkeit
gegeben, dies bis spätestens 31. Mai
2006 nachzuholen. Die Tarifparteien
haben ferner vereinbart, dass sie
wechselseitig auf die Einleitung von
Rechtsstreitigkeiten aus Anlass dieses
Arbeitskampfs verzichten. 

Die Verhandlungsführer: Alfred Wohlfart (ver.di) und Gerhard Widder (KAV)
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Neun Wochen lang haben die Be-
schäftigten der Kommunen gestreikt.
Damit ist der Arbeitskampf um den Er-
halt der Wochenarbeitszeit der längste
Streik im öffentlichen Dienst seit 80
Jahren.

5. Oktober 2005 – Die kommunalen
Arbeitgeber in Baden-Württemberg
kündigen zum 30. November 2005 
die Arbeitszeitregelung im Tarifvertrag
öffentlicher Dienst (TVöD). Sie wollen
zurück zur 40-Stunden-Woche.

26. November 2005 – 1. Verhand-
lungsrunde: Die Arbeitgeber beharren
auf der 40-Stunden-Woche. ver.dis 
Position ist eindeutig: Nein, denn län-
gere Arbeitszeiten vernichten Arbeits-
plätze.

5. Dezember 2005 – Über 20.000 Be-
schäftigte der Kommunen und des
Landes beteiligen sich am landes-
weiten Warnstreik-Tag. In Stuttgart de-
monstrieren 10.000 Beschäftigte.

23. Januar 2006 – 2. Verhandlungs-
runde: Die Gespräche scheitern. ver.di
leitet betriebliche Urabstimmungen
ein: 94,68 Prozent der ver.di-Mitglie-
der stimmen für einen Arbeitskampf.

6. Februar 2006 – Der Streik beginn.
In vielen Städten geht bei der Müll-
abfuhr nichts mehr. Aber auch in
kommunalen Kliniken wird gestreikt,
in Kindertagesstätten, auf Ämtern.
Zwischen 7000 und 14.000 Beschäf-
tigte streiken Tag für Tag.

23. Februar 2006 – Tarifverhandlun-
gen: „Die Positionen sind weit aus-
einander“, betonen die Tarifparteien.

27. Februar bis 1. März 2006 – Die
Tarifverhandlungen dauern drei Tage.
Die Arbeitgeber schlagen ein nach 
Alter gestaffeltes Arbeitszeitmodell
vor, das im Volumen 39,7 Wochen-
stunden ausmacht. Für ver.di ist das
„nicht akzeptabel“. Der Streik wird
ausgeweitet. Nun streiken bis zu
17.000 pro Tag.

6. März 2006 – 25.000 Streikende bei
einer Demonstration in Stuttgart. Bei
Sondierungen schlagen die Arbeit-
geber vor, die Wochenarbeitszeit auf
39,5 Wochenstunden anzuheben.
Die Gespräche platzen als Folge von
Indiskretionen.

16. bis 19. März 2006 – Die frei-
willige Schlichtung scheitert. Der Vor-
schlag wird weder von den Arbeit-
gebern noch von ver.di akzeptiert.
ver.di ändert den Charakter der
Streiks: „Flexibel und überraschend“,
heißt jetzt die Losung.

5. April 2006 – Einigung: Alle Be-
schäftigten der Kommunen sollen
39 Stunden die Woche arbeiten.

11. April 2006 – Bei der Urabstim-
mung stimmen rund 69 Prozent der
ver.di-Mitglieder  dem Ergebnis zu. 

Der Streik ist zu Ende.

Der
längste
Streik

Fotos: Roettgers, Bender, ver.di

Der längste 
Kommunal-
streik

Neun Wochen lang haben die 
Beschäftigten der Kommunen 
gestreikt. Damit ist der Arbeitskampf 
um den Erhalt der Wochenar-
beitszeit der längste Streik im 
öffentlichen Dienst seit 80 Jahren.

5. Oktober 2005 – Die kom-
munalen Arbeitgeber in Baden-
Württemberg kündigen zum 30. 
November 2005 die Arbeitszeitre-
gelung im Tarifvertrag öffentlicher 
Dienst (TVöD). Sie wollen zurück 
zur 40-Stunden-Woche. 

26. November 2005 – 1. 
Verhandlungsrunde: Die Arbeitgeber 
beharren auf der 40-Stunden-
Woche. ver.dis Position ist eindeutig: 
Nein, denn längere Arbeitszeiten 
vernichten Arbeitsplätze. 

5. Dezember 2005 – Über 20.000 
Beschäftigte der Kommunen und 
des Landes beteiligen sich am 
landesweiten Warnstreik-Tag. In 
Stuttgart demonstrieren 10.000 
Beschäftigte. 

23. Januar 2006 – 2. Verhand-
lungsrunde: Die Gespräche 
scheitern. ver.di leitet betriebliche 
Urabstimmungen ein: 94,68 Prozent 
der ver.di-Mitglieder stimmen für 
einen Arbeitskampf. 6. Februar 
2006 – Der Streik beginn. In 
vielen Städten geht bei der 
Müllabfuhr nichts mehr. Aber auch 
in kommunalen Kliniken wird 
gestreikt, in Kindertagesstätten, auf 
Ämtern. Zwischen 7000 und 14.000 
Beschäftigte streiken Tag für Tag.

23. Februar 2006 – Tarifver-
handlungen: „Die Positionen sind 
weit auseinander“, betonen die 
Tarifparteien. 

27. Februar bis 1. März 2006 
– Die Tarifverhandlungen dauern 
drei Tage. Die Arbeitgeber schlagen 
ein nach Alter gestaffeltes Arbeits-
zeitmodell vor, das im Volumen 
39,7 Wochenstunden ausmacht. 
Für ver.di ist das „nicht akzeptabel“. 
Der Streik wird ausgeweitet. Nun 
streiken bis zu 17.000 pro Tag. 

6. März 2006 – 25.000 Streikende 
bei einer Demonstration in 
Stuttgart. Bei Sondierungen 
schlagen die Arbeitgeber vor, 
die Wochenarbeitszeit auf 39,5 
Wochenstunden anzuheben. Die 
Gespräche platzen als Folge von 
Indiskretionen. 

16. bis 19. März 2006 – Die 
freiwillige Schlichtung scheitert. 
Der Vorschlag wird weder von 
den Arbeitgebern noch von ver.di 
akzeptiert. ver.di ändert den 
Charakter der Streiks: „Flexibel 
und überraschend“, heißt jetzt 
die Losung. 

5. April 2006 – Einigung: Alle
Beschäftigten der Kommunen 
sollen 39 Stunden die Woche 
arbeiten. 

11. April 2006 – Bei der Urabstim-
mung stimmen rund 69 Prozent der 
ver.di-Mitglieder dem Ergebnis zu. 

Der Streik ist zu Ende.
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Vierzehn Wochen lang haben die 
Beschäftigten der Länder gestreikt. 
Damit ist der Arbeitskampf um die 
Wochenarbeitszeit und Tarifbindung 
der längste Streik im öffentlichen 
Dienst in der bundesdeutschen 
Nachkriegsgeschichte.

17. Juni 2003 – Die Tarifgemeinschaft 
deutscher Länder (TdL) beschließt 
Kündigung der Tarifverträge über 
Urlaubs- und Weihnachtsgeld.

26. März 2004 – Die Regelungen zur 
Arbeitszeit in den Tarifverträgen für die 
Landesbeschäftigten in Westdeutsch-
land werden von der TdL gekündigt.

9. Februar 2005 –  Die Tarifparteien 
des Bundes und der Kommunen 
einigen sich mit ver.di nach rund 
zweijährigen Verhandlungen auf den 
neuen Tarifvertrag für den öffentlichen 
Dienst (TvöD) ohne Beteiligung der 
TdL.

14. April 2005 – ver.di und die 
TdL beginnen Verhandlungen, die 
umgehend wieder vertagt werden. 
Bundesweit beteiligen sich zehntau-
sende Beschäftigte an zahlreichen 
Protestaktionen und Warnstreiks. 

25. April 2005 – Die Verhandlungs-
führer der Länder beharren auf einer 
längeren Arbeitszeit für alle seit Mai 
2004 neu eingestellten Beschäftigten 
auf bis zu 42 Stunden und einer 
prinzipiellen Öffnungsklausel. Die Bun-
destarifkommission von ver.di erklärt 
die Verhandlungen für gescheitert. 

28. September 2005 – Beide 
Seiten verständigen sich darauf, die 
Verhandlungen wieder aufzunehmen, 
ohne Erfolg bis zum Jahresende.

10. Februar 2006 – ver.di leitet 
bundesweite Urabstimmungen ein: 
94,5 Prozent der ver.di-Mitglieder 
stimmen für einen Arbeitskampf.

13. Februar 2006 –  Der Streik 
beginnt in Baden-Württemberg und 
neun weiteren Bundesländern. In 
Baden-Württemberg streiken an 
diesem Tag mehr als 12.000 Kommu-
nal- und Landesbeschäftigte.

20. Februar 2006 – Erstes 
Spitzengespräch von ver.di und der 
TdL, es werden die bestehenden 
Arbeitsgruppen zu vier Einzelthemen 
wieder eingesetzt.

10./11.März 2006 – Spitzengespräch 
scheitert erneut. ver.di kritisiert „Arro-
ganz der Macht“ der Arbeitgeber und 
wirft der TdL vor, aus den Ländern eine 
„tariflose Zone“ machen zu wollen.

19. Mai 2006 – Sechs Wochen nach 
dem Abschluss für die Kommunal-
beschäftigten in Baden Württemberg 
endet der Streik der Landesbeschäf-
tigten mit einem neuen Tarifvertrag 
der Länder (TV-L) am 19. Mai 2006.  

25./26.Mai 2006 – Bei den 
Urabstimmungen stimmen mehr als 
73 Prozent der ver.di-Mitglieder dem 
Kompromiss zu.

Der längste 
Länderstreik

Der Streik ist zu Ende.
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„
“„Ausgehend von den Streikerfahrungen aller Streiks im öffentlichen Dienst galt in Heilbronn-

Neckar-Franken der Grundsatz: Wir rufen nur dort zum Streik auf, wo wir mit großer Beteiligung 
rechnen können, der Betrieb zum Stillstand kommt, die Arbeit in der gesamten Dienststelle ruht, 
Notdienste ausgenommen. Statt wochenlangen Streiks in wenigen Dienststellen sollten möglichst 
viele Städte und Gemeinden einbezogen werden. Es gab Streiktage, an denen nur eine Dienststelle 
zum Streik aufgerufen wurde und Tage, an denen viele beteiligt waren. Dies setzte eine gute 
Kenntnis der Situation in den Dienststellen voraus und baute auf Verlässlichkeit der streikenden 
Kolleginnen und Kollegen auf. Die Kolleginnen und Kollegen in den  örtlichen und zentralen 
Streikleitungen waren stets aktiv und schätzten die Situation richtig ein. Mit mehreren zentralen 
Streiktagen, an denen Demonstrationen und Kundgebungen stattfanden, zeigten wir die breite 
gewerkschaftliche Mobilisierung, so in Crailsheim, Heilbronn, Stuttgart und Bretten.

Öffentlichkeitsarbeit war von Anfang an tägliche Aufgabe,  Bürgerinnen und Bürger wurden durch 
Radio, Zeitung und lokales Fernsehen informiert.  Durch Präsenz auf den öffentlichen Plätzen in 
der Region stellten wir uns der Diskussion  und erfuhren dabei eine breite Unterstützung durch die 
Menschen. Als nach wochenlangen Streiks der Druck zunehmen musste und über die Großstädte 
hinaus eine Mobilisierung notwendig wurde, haben wir kleinere Städte und Gemeinde einbezogen, 
z.B. mit einem zentralen Streiktag in Crailsheim und der Teilnahme an der Kundgebung in Bretten. 
Als ausdauernde und verlässliche Stützen während der gesamten Dauer des Streiks bewährten sich 
die Kolleginnen und Kollegen der städtischen Bauhöfe vieler Städte und in Heilbronn, Grünflä-
chenamt, Baubetriebshöfe, Stadtreinigung, Abfallwirtschaft, Kläranlage und Deponie. Im Landes-
bereich waren die Schwerpunkte Lindenparkschule, Straßenmeistereien und Autobahnmeistereien 
und das Klinikum am Weissenhof.

Aus vielen Fachbereichen und Gremien gab es Unterstützung: allen voran die Senioren und 
Mitglieder des Bezirksvorstands und die hauptamtlichen Kolleginnen und Kollegen unterstützten 
den Streik als Streikposten und bei organisatorischen Arbeiten. Viele Kolleginnen und Kollegen 
machten in bisher nicht gekanntem Maße die Erfahrung von Solidarität und es entwickelte sich das 
Wissen „gemeinsam sind wir stark.“ Das stärkte das Selbstbewusstsein aller streikenden Kolleginnen 
und Kollegen. Für weitere gute Zusammenarbeit von ehren- und hauptamtlichen Kolleginnen und 
Kollegen über alle Fachbereiche hinweg wurden die Grundlagen beim Streik gelegt. Wir erkannten 
gewerkschaftliche Stärke, wo wir sie nicht vermutet haben, aber auch Schwächen, wo wir sie nicht 
erwartet haben. Deshalb gilt es jetzt ein landes- und bezirksweites Arbeitsprogramm aufzulegen, 
um dort wo Kampfstärke noch zusätzlich notwendig ist – z.B. bei den Landratsämtern –, diese 
aufzubauen.

Der Streik im öffentlichen Dienst im Bezirk Heilbronn-Neckar-Franken war für alle streikenden 
Kolleginnen und Kollegen ein bedeutendes Ereignis, wir können auf die Beteiligung, den Verlauf 
und das Ergebnis stolz sein.“

Marianne Kugler-Wendt | Bezirksgeschäftsführerin, ver.di Heilbronn-Neckar-Franken
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Die Streiks in Zahlen
Die Arbeitskämpfe der baden-württem-
bergischen Kommunal- und Landesbe-
schäftigten 2006 waren die bisher längsten 
und heftigsten in der bundesdeutschen 
Nachkriegsgeschichte. Fast 20.000 ver.di-
Mitglieder aus Baden-Württemberg 

beteiligten sich an den Arbeitskämpfen und 
erstreikten ein Streikvolumen von mehr als 
240.000 Tagen.

9 Wochen Streik der Kommunalbeschäftigten und 
sogar 14 Wochen im Länderbereich  – das hat es 
zuvor noch nie gegeben. Ein kurzer Vergleich der 
Streiklängen zurückliegender Streiks im öffentlichen 
Dienst verdeutlicht die Dimension eindrucksvoll: 

„
“„Ausgehend von den Streikerfahrungen aller Streiks im öffentlichen Dienst galt in Heilbronn-

Neckar-Franken der Grundsatz: Wir rufen nur dort zum Streik auf, wo wir mit großer Beteiligung 
rechnen können, der Betrieb zum Stillstand kommt, die Arbeit in der gesamten Dienststelle ruht, 
Notdienste ausgenommen. Statt wochenlangen Streiks in wenigen Dienststellen sollten möglichst 
viele Städte und Gemeinden einbezogen werden. Es gab Streiktage, an denen nur eine Dienststelle 
zum Streik aufgerufen wurde und Tage, an denen viele beteiligt waren. Dies setzte eine gute 
Kenntnis der Situation in den Dienststellen voraus und baute auf Verlässlichkeit der streikenden 
Kolleginnen und Kollegen auf. Die Kolleginnen und Kollegen in den  örtlichen und zentralen 
Streikleitungen waren stets aktiv und schätzten die Situation richtig ein. Mit mehreren zentralen 
Streiktagen, an denen Demonstrationen und Kundgebungen stattfanden, zeigten wir die breite 
gewerkschaftliche Mobilisierung, so in Crailsheim, Heilbronn, Stuttgart und Bretten.

Öffentlichkeitsarbeit war von Anfang an tägliche Aufgabe,  Bürgerinnen und Bürger wurden durch 
Radio, Zeitung und lokales Fernsehen informiert.  Durch Präsenz auf den öffentlichen Plätzen in 
der Region stellten wir uns der Diskussion  und erfuhren dabei eine breite Unterstützung durch die 
Menschen. Als nach wochenlangen Streiks der Druck zunehmen musste und über die Großstädte 
hinaus eine Mobilisierung notwendig wurde, haben wir kleinere Städte und Gemeinde einbezogen, 
z.B. mit einem zentralen Streiktag in Crailsheim und der Teilnahme an der Kundgebung in Bretten. 
Als ausdauernde und verlässliche Stützen während der gesamten Dauer des Streiks bewährten sich 
die Kolleginnen und Kollegen der städtischen Bauhöfe vieler Städte und in Heilbronn, Grünflä-
chenamt, Baubetriebshöfe, Stadtreinigung, Abfallwirtschaft, Kläranlage und Deponie. Im Landes-
bereich waren die Schwerpunkte Lindenparkschule, Straßenmeistereien und Autobahnmeistereien 
und das Klinikum am Weissenhof.

Aus vielen Fachbereichen und Gremien gab es Unterstützung: allen voran die Senioren und 
Mitglieder des Bezirksvorstands und die hauptamtlichen Kolleginnen und Kollegen unterstützten 
den Streik als Streikposten und bei organisatorischen Arbeiten. Viele Kolleginnen und Kollegen 
machten in bisher nicht gekanntem Maße die Erfahrung von Solidarität und es entwickelte sich das 
Wissen „gemeinsam sind wir stark.“ Das stärkte das Selbstbewusstsein aller streikenden Kolleginnen 
und Kollegen. Für weitere gute Zusammenarbeit von ehren- und hauptamtlichen Kolleginnen und 
Kollegen über alle Fachbereiche hinweg wurden die Grundlagen beim Streik gelegt. Wir erkannten 
gewerkschaftliche Stärke, wo wir sie nicht vermutet haben, aber auch Schwächen, wo wir sie nicht 
erwartet haben. Deshalb gilt es jetzt ein landes- und bezirksweites Arbeitsprogramm aufzulegen, 
um dort wo Kampfstärke noch zusätzlich notwendig ist – z.B. bei den Landratsämtern –, diese 
aufzubauen.

Der Streik im öffentlichen Dienst im Bezirk Heilbronn-Neckar-Franken war für alle streikenden 
Kolleginnen und Kollegen ein bedeutendes Ereignis, wir können auf die Beteiligung, den Verlauf 
und das Ergebnis stolz sein.“

Marianne Kugler-Wendt | Bezirksgeschäftsführerin, ver.di Heilbronn-Neckar-Franken
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1958 streikten bundesweit die Kommunalarbeiter für 
24 Stunden, 1974 Beschäftigte des Öffentlichen Dien-
stes drei Tage und für elf Tage beim letzten großen 
Flächenstreik im Öffentlichen Dienst 1992. 
Gestreikt wurde in allen neun ver.di-Bezirken in 
Baden-Württemberg sowohl bei den Kommunen als 
auch beim Land. Im Länderbereich sind insbesondere 
hervorzuheben die Streiks an den neun Zentren für 
Psychiatrie, das Statistische Landesamt in Stuttgart 
– dort streikten 11 Wochen 100 Menschen am Stück, 
die Autobahnmeistereien in Walldorf, Mannheim, 
Freiburg, Offenburg, Effringen-Kirchen, Karlsruhe, 
Wangen, die Unis und Hochschulen in Mannheim, 
Tübingen, Freiburg, Stuttgart, Hohenheim, Ulm 
sowie die Studentenwerke, die beiden Staatstheater 
in Stuttgart und Karlsruhe, die Lindenparkschule 
in Heilbronn und einige mehr. Angesichts der sehr 
geringen Organisationsgrade, oftmals fehlender 
gewerkschaftlicher Strukturen und einer nur begrenzt 
entwickelten Protestkultur in der Landesverwaltung 
zeichnet den 
Länderstreik 
ein sehr großer 
Mobilisierungser-
folg auf Grundlage 
einer sehr großen 
Organisations-
schwäche aus: 
Insgesamt wurde 
im Länderbereich 
von gut 40 
Streikbetrieben ein 
Streikvolumen von 
mehr als 40.000 
Tagen erstreikt.

Der Höhepunkt der Streikbeteiligung wurde be-
reits in der vierten Streikwoche erreicht mit einem 
kontinuierlichen Rückgang der Beteiligung ab der 
siebten Woche bis in der Osterwoche der absolute 
Tiefpunkt mit nur noch insgesamt 140 Streikenden 
verzeichnet werden konnte. Entscheidend für den 
weiteren Verlauf war, dass nach der Osterpause noch 
mal mobilisiert werden konnte: der steile Anstieg bis 
in der 14.Woche erneut deutlich über 5000 Landesbe-
schäftigte streikten zeigt den Mobilisierungs-Erfolg.    

Auch wenn es große Unterschiede in der Mobilisier-
ungsdichte einzelner Bezirke gab  - mit unterschiedli-
chen Ursachen - , erstreikte ver.di bezogen auf die 
potentiell für den Arbeitskampf in Frage kommenden 
Gewerkschaftsmitglieder ein enormes Streikvolumen. 
Das verdeutlicht auch ein detaillierterer Blick auf den 
Streik der Kommunalbeschäftigten. Laut Aussage 
der Stadt Stuttgart kam es während des Streiks der 
Kommunalbeschäftigten 2006 allein dort zu mehr 

als 50.000 
ausgefallenen 
Arbeitstagen. 
Die Dimension 
wird deutlich, 
wenn man 
diese mit der 
offiziellen 
Gesamtanzahl 
der bundesweit 
ausgefallenen 
Arbeitstage im 
letzten Bericht 
der „Amtlichen 
Nachrichten 

„
“„Ich finde es richtig, dass die Beschäftigten im öffentlichen Dienst sich gegen längere 

Arbeitszeiten wehren, weil ein weiterer Abbau von Arbeitsplätzen die sozialen Konflikte 
nur noch mehr verschärft. Deshalb ist der Widerstand der Arbeitnehmer und der 
Gewerkschaft ver.di nicht nur gerechtfertigt, sondern unbedingt notwendig.“ 

Christian Führer | Pfarrer an der Nicolai-Kirche Leipzig

Abb.1a: Anzahl der Streikenden im Öffentlichen Dienst der Landesbeschäftigten 
Baden-Württembergs 2006 im Wochenverlauf
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der Bundesagentur für Arbeit“ 2004 vergleicht: In 
einem Jahr fielen im gesamten Bundesgebiet in allen 
Branchen zusammen 50.673 Arbeitstage aus. In-
sgesamt erstreikten mehr als 13.000 ver.di-Mitglieder 
im Kommunalstreik rund 200.000 Ausfalltage.

Im Durchschnitt wurden in jeder Streikwoche mehr 
als 22.000 Streikende registriert mit einem Höhe-
punkt von über 37.000 in der fünften Streikwoche 
und einem deutlichen Abfall der Streikenden-Zahlen 
nach der sechsten Streikwoche. Allerdings kam es 
nach dem Tiefpunkt der Streikendenzahlen in der 
achten Woche eine erneute Zunahme von Streiken-
den. Der deutliche Rückgang der Streikenden-Zahlen 
ab der sechsten Streikwoche dokumentiert einerseits 
die benötigte Zeit für die Umsetzung der neuen 
Streikstrategie vom Erzwingungsstreik zum flexiblen 
Wechselstreik. Andererseits trat auch in einigen 
Bereichen eine starke Erschöpfung ein.  

Von den gut 32.000 direkt vom Tarifkonflikt betrof-
fenen ver.di-Mitgliedern waren mehr als 40 % am 
Arbeitskampf der Kommunalbeschäftigten beteiligt  

- ein sehr hoher Wert. Die durchschnittliche tägliche 
Mobilisierungsquote lag bei 14 %, die höchste Mobil-
isierungsquote über die gesamte Streiklänge erzielte 
der Bezirk Ostwürttemberg-Ulm: fast ein Drittel 
(27%) aller direkt vom Tarifkonflikt betroffenen 
ver.di-Mitglieder beteiligten sich Tag für Tag am 
Streik. Die Größenordnung dieser Mobilisierungs-
quote wird deutlich, wenn man sie mit zurückliegen-
den Daten vergleicht: Laut einer Untersuchung von 
Klaus Dammann über die maximale Streikbeteiligung 
von Gewerkschaftsmitgliedern für den Zeitraum 1949 
bis 1968 konnten nur selten mehr als 1 % der Mitglie-
der der Staatsbeschäftigten-Gewerkschaften im Laufe 
eines Jahres für einen Streik mobilisiert werden. Den 
mit großem Abstand höchsten Mobilisierungserfolg 
der eigenen Mitglieder gelang der ÖTV beim Streik 
der Kommunalarbeiter 1958 mit 20%.

Streikhochburgen waren die Ballungszentren Stutt-
gart, Mannheim, Karlsruhe und Ulm. Das verdeu-
tlicht die prozentuale Verteilung der registrierten 
Streikenden auf die Bezirke und die Verteilung der 
direkt vom Arbeitskampf betroffenen Mitglieder: 

„Manche Streikaktionen, vor allem in der Müllabfuhr, waren so gaggig, daß sie schon fast an 
anarchistischen Witz grenzten.“

Sabine Hofmann-Stadtländer | Gewerkschaftssekretärin Ver- und Entsorgung, 
		                           Landesbezirk Baden-Württemberg „

“

Anzahl der Streikenden im Öffentlichen Dienst der Kommunen 
Baden-Württembergs 2006 im Wochenverlauf

Abb. 2: Prozentuale Verteilung der Streikenden im Öffentlichen 
Dienst der Kommunen in Baden-Württemberg 2006 auf die Bezirke 
(Gesamt:199963) 
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Vergleicht man beide Verteilungen so streikten mit 
Abstand am intensivsten Ostwürttemberg-Ulm 
(stellte 9 % der betroffenen Mitglieder und 17 % 
aller registrierten Streikenden), Rhein-Neckar (stellte 
16 % der betroffenen Mitglieder und 26 % aller 
registrierten Streikenden) und Stuttgart (stellte 22 % 
der betroffenen Mitglieder und 32 % der registrierten 
Streikenden). 

Insgesamt weist die Streikbeteiligung ein Stadt-Land-
Gefälle auf. Nur in Ausnahmefällen (z.B. Enzkreis, 
Alb-Donau-Kreis, Kreis-Heidenheim) gelang es 
ver.di, in den Landkreisen außerhalb der klassischen 
Arbeiterbereiche, wie etwa den Straßenmeistereien, 
mehrtägige Streiks in der Verwaltung durchzuführen. 
Auch in Mittelstädten mit mehr als 50.000 Einwoh-
nern zeigte sich eine gemischte Streikbeteiligung. 

Etliche Mittelstädte verzeichneten eine sehr hohe, 
teils mehrwöchige Streikfähigkeit, insbesondere in 
den ver.di-Bezirken Ostwürttemberg-Ulm, Stuttgart 
und Fils-Neckar-Alb. In kleineren Städten war mit 

wenigen Ausnahmen wie etwa in Waldkirch, Wein-
garten und Geislingen die Streikbeteiligung gering bis 
gar nicht vorhanden. 

Das Arbeitgeberlager: 
Ideologisch verbohrt 
und bockelhart

Der Kommunale Arbeitgeberverband 
(KAV) Baden-Württemberg vertritt nach 
eigenen Angaben mehr als 700 Mitglieder. 
Im Land Baden-Württemberg gibt es 1.111 
Kommunen, darüber hinaus können  kom-
munale Zweckverbände und Kommunalun-
ternehmen Mitglied im KAV werden. Von 
den größeren Kommunen sind die Land-
kreise Rhein-Neckar zum 31.12.2004, der 
Landkreis Biberach zum 31.12.2005 und 
der Landkreise Karlsruhe zum 31.12.2006 
aus dem KAV ausgetreten. Austrittsgrund 
war in erster Linie – so die Begründung der 
Kreistage – die Höhe der Wochenarbeitszeit.

Ursprünglich, so die Intention der ausgetretenen 
Kreise, sollte die Wochenarbeitszeit an die der 
baden-württembergischen Landes- und Kommu-

„
“„Wir hatten am Anfang der Tarifrunde eine schwierige Situation zu überwinden. 

Der Zusammenschluss der Bezirke Neckar-Fils und Neckar-Alb war gerade frisch vollzogen. 
Trotz dieser Startschwierigkeiten konnten wir mehrere Stadtverwaltungen punktuell in den Streik 
bringen. In einigen gewerblichen Bereichen sogar 7 Wochen. Sehr erfreulich ist, dass uns die 
Aufbauarbeit von Vertrauensleuten bei der Berufsgruppe Erzieherinnen in die Lage versetzt
hat, dort zum ersten Mal zu streiken. Da ein Flächenstreik in unserem Bezirk schwierig ist, haben 
wir auf verschiedene Streikformen ausprobiert: Dazu gehörten Wellenstreiks, Schwerpunkttage, 
Staffelstreik und Fackelzüge.“ 

Martin Gross | Bezirksgeschäftsführer,  ver.di Fils-Neckar-Alb

Abb. 3: Prozentuale Verteilung der vom Streik im Öffentlichen 
Dienst der Kommunen in Baden-Württemberg 2006 betroffenen 
ver.di-Mitglieder auf die Bezirke (Gesamt: 32614)
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„
“„Wir hatten am Anfang der Tarifrunde eine schwierige Situation zu überwinden. 

Der Zusammenschluss der Bezirke Neckar-Fils und Neckar-Alb war gerade frisch vollzogen. 
Trotz dieser Startschwierigkeiten konnten wir mehrere Stadtverwaltungen punktuell in den Streik 
bringen. In einigen gewerblichen Bereichen sogar 7 Wochen. Sehr erfreulich ist, dass uns die 
Aufbauarbeit von Vertrauensleuten bei der Berufsgruppe Erzieherinnen in die Lage versetzt
hat, dort zum ersten Mal zu streiken. Da ein Flächenstreik in unserem Bezirk schwierig ist, haben 
wir auf verschiedene Streikformen ausprobiert: Dazu gehörten Wellenstreiks, Schwerpunkttage, 
Staffelstreik und Fackelzüge.“ 

Martin Gross | Bezirksgeschäftsführer,  ver.di Fils-Neckar-Alb
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nalbeamtinnen und –beamten angeglichen, also 
von 38,5 auf 41 Stunden erhöht werden, was einer 
Senkung der Stundenentgelte um 6,5% entspricht. 
Aufgrund der im TVöD angelegten Möglichkeit, die 
Wochenarbeitszeit im Tarifgebiet der westdeutschen 
Kommunen auf bis 40 Stunden landesbezirklich zu 
erhöhen, gab man sich (vorläufig) mit einer 
Wochenarbeitszeit von 40 Stunden zufrieden. Auf-
fällig an allen drei ausgetretenen Landkreisen ist ihre 
relativ günstige finanzielle Lage, die ihnen z.B. eine 
im Verhältnis zu anderen baden-württembergischen 
Landkreisen relativ geringe Kreisumlage ermöglicht. ��  
Die Kreisumlage ist die Haupteinnahmequelle der 
Landkreise, die alle kreisangehörigen Kommunen 
abführen müssen. Ihr Hebesatz setzt sich aus einer 
komplizierten Berechnung zusammen und betrug 
im Jahr 2004: im Landkreis Biberach 29.80 Prozent-
punkte, im Landkreis Karlsruhe 32 Prozentpunkte 
und im Rhein-Neckar-Kreis 35,1 Prozentpunkte, der 
Durchschnitt lag bei 36,43 Prozentpunkten

Die finanzielle Lage aller baden-württembergischen 
Kommunen ist – im Verhältnis zu denen in allen 
anderen westdeutschen Flächenländern – sehr gut: 
baden-württembergische Kommunen haben mit 604 
Euro pro Einwohner den geringsten Schuldenstand!

Auffällig ist auch, dass der KAV – mit Ausnahme des 
Verhandlungsauftakts – nicht mit der finanziellen Lage 
seiner Mitglieder argumentiert hat. Hauptargument war 
immer wieder die Wochenarbeitszeit der Beamtinnen 
und Beamten sowie die Erhöhung der Dienstleistungs-
qualität für Bürgerinnen und Bürger. Beide Argumente 
halten aber einer genauen Prüfung nicht stand:

Auch die Arbeitgeber haben sich mit dem TVöD 
bewusst für die Loslösung vom Beamtenrecht 
entschieden -  es ist daher weder systemgerecht noch 
logisch, für einzelne Regelungen wie z.B. der Höhe 
der Wochenarbeitszeit die Anbindung ans Beam-
tenrecht zu fordern. Ferner bietet der TVöD durch 
umfassende Regelungen zur Arbeitszeitflexibilisierung 
die Möglichkeit, maßgeschneiderte Arbeitszeitmo-
delle zu entwickeln, die den Anforderungen an eine 
moderne bürgernahe Kommune gerecht werden. 

Wenn weder die finanzielle Lage der baden-württem-
bergischen Kommunen noch die übrigen manteltarif-
lichen Regelungen als Begründung für eine Arbeits-
zeitverlängerung taugen – was ist dann die Ursache 
für Vehemenz, mit der der KAV den Tarifkonflikt 
betrieben hat?

Die kommunalen Arbeitgeber in Baden-Württemberg 
führten einen politischen Arbeitskampf, sie wollten 
einseitig die Arbeits- und Einkommensbedingungen 
„ihrer“ Beschäftigten bestimmen. Sie unterliegen dem 
neoliberalen Wahn, in der Bundesrepublik seien im 
internationalen Vergleich die Entgelte, die Steuern 
und Sozialabgaben zu hoch und die Arbeitszeiten zu 
niedrig, und sie fühlten sich aufgefordert, als Speer-
spitze für alle anderen Arbeitgeber in einem Bereich, 
dessen Arbeitsbeziehungen rechtlich stark normiert 
und vom Direktionsrecht des Arbeitgebers geprägt 
sind, die Rückkehr zur 40-Stunden-Woche durchzu-
setzen. Sie glaubten leichtes Spiel zu haben, um die 
Gewerkschaften und ihre Durchsetzungsmacht 
zu schwächen.

„
“

„Augenfällig und optimistisch muss stimmen, dass sich alle Fachbereiche
bemühten, den so wichtigen Streik im Öffentlichen Dienst personell und ideell
zu unterstützen. Daraus ist zu lernen, wie dies in der Zukunft noch besser
verzahnt werden kann und der eigene Bereich in diesen Hochzeiten nicht
in der Betreuung zu kurz kommen darf. Ferner, dass jeder Fachbereich die
Solidarität der anderen verdient, wenn er um tarifliche Bestände für die
dort Organisierten kämpfen muss. Toll war auch, wie die Kolleginnen und
Kollegen an den Theatern im Lande sich an den Aktionen und Streiks
beteiligten, insbesondere beim Staatstheater in Stuttgart. Das machte Mut
und schlug sich im Mitgliederzuwachs nieder.“

Gerhard Manthey | Landesfachbereichsleiter Medien, Kunst und Industrie
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Auffällig ist auch, dass im KAV Baden-Württemberg 
lange Zeit die Vertreter derjenigen Kommunen die 
Gangart bestimmten, die dem früheren Ministerprä-
sidenten Erwin Teufel immer noch politisch nahe 
stehen. Hierzu zählen in erster Linie die Landkreise, 
in denen nicht erst seit der Verwaltungsstruktur-
reform staatliche und kommunalen Aufgaben 
eng verflochten sind, aber auch die Bürgermeister 
kleinerer Städte, denen sich Erwin Teufel seit seiner 
Zeit als Bürgermeister von Spaichingen verbunden 
fühlt.  Protestantische Arbeitsethik, ein kleinbürger-
liches Milieu sowie die Unfähigkeit bzw. die fehlende 
Bereitschaft, die Annahmen der herrschenden neoli-
beralen Volkswirtschaftslehre auf ihren Realitätsgehalt 
zu überprüfen, haben zur ideologischen Verbohrtheit 
der Hardliner im KAV Baden-Württemberg geführt.

Machen wir uns nicht vor: der KAV wird seinen 
Kampf um eine Verlängerung der Wochenarbeitszeit 
weiter fortführen. Dies zeigen auch jüngste, bislang 
erfolglose Versuche, über den baden-württember-
gischen Landkreistag und dessen Präsidenten, Dr. 
Jürgen Schütz, der als erster Landkreis aus dem KAV 
ausgetreten ist, einen eigenständigen Arbeitgeberver-
band zu gründen. 

Nur wenn es ver.di gelingt, vermehrt im ländlichen 
Raum längere Arbeitskämpfe zu führen, können wir 
erfolgreich die Störfeuern aus dem Arbeitgeberlager 
austreten. Die Streikenden haben im neunwöchigen 
Arbeitskampf geschafft, sich gegenüber städtisch ge-
prägten Arbeitgebervertretern Respekt zu verschaffen. 
Packen wir es an, um im Jahr 2008 auch in kleineren 
Kommunen und auf dem flachen Land Arbeitskämpfe 

längere Zeit durchhalten zu können – die streikenden 
Arbeiterinnen und Arbeiter, Erzieherinnen und das 
Pflegepersonal haben in diesem Winter und Frühjahr 
ideologisch verbohrten, bockelharten Arbeitgebern 
Grenzen aufgezeigt!

Kein Erfolg ohne 
gezielte Vorbereitung 

Bereits im Sommer 2005 hatte der Kom-
munale Arbeitgeberverband Baden-Württ-
emberg (KAV) der Gewerkschaft ver.di in 
einem Schreiben mitgeteilt, dass er von der 
Öffnungsklausel im TVöD bezüglich der Ar-
beitszeitregelung Gebrauch machen werde. 
Daher rechnete ver.di frühzeitig damit, dass 
es im Frühjahr 2006 zu einem landesweiten 
Arbeitskampf in Baden-Württemberg kom-
men könnte, sofern weder Verhandlungen 
noch Warnstreiks die Arbeitgeber von ihren 
Plänen abbringen würden. 

Einige ver.di-Bezirke organisierten Workshops um 
Konzepte zur Mobilisierung in der Arbeitszeitfrage 
sowie eine eventuell bevorstehende Tarifauseinander-
setzung vorzubereiten. Auf einem dieser Workshops 
des Bezirks Stuttgart im August 2005 wurde die 
Kampagne „38,5 bleibt - sonst streikt’s“ erarbeitet 

„Seit Jahren haben die neoliberalen Interessenvertreter der Wirtschaft eine Steuersenkung nach 
der anderen durchgesetzt. Jetzt sehen wir die Folgen: Die Einnahmen von Bund, Ländern und 
Gemeinden reichen für wichtige Ausgaben des Gemeinwohls nicht mehr aus. Deshalb ist eine 
neue Politik nötig. Es wäre jedoch falsch, die Fehler der Vergangenheit zu Lasten der Frauen und 
Männer im öffentlichen Dienst „reparieren“ zu wollen. Das würde nur die Zahl der Arbeitslosen 
weiter steigern und die Motivation und Innovation beeinträchtigen, die wir in Deutschland doch 
so dringend brauchen.“

Dr. Herta Däubler-Gmelin | MdB Bundesjustizministerin a.D., Tübingen

„
“„

“
„Augenfällig und optimistisch muss stimmen, dass sich alle Fachbereiche
bemühten, den so wichtigen Streik im Öffentlichen Dienst personell und ideell
zu unterstützen. Daraus ist zu lernen, wie dies in der Zukunft noch besser
verzahnt werden kann und der eigene Bereich in diesen Hochzeiten nicht
in der Betreuung zu kurz kommen darf. Ferner, dass jeder Fachbereich die
Solidarität der anderen verdient, wenn er um tarifliche Bestände für die
dort Organisierten kämpfen muss. Toll war auch, wie die Kolleginnen und
Kollegen an den Theatern im Lande sich an den Aktionen und Streiks
beteiligten, insbesondere beim Staatstheater in Stuttgart. Das machte Mut
und schlug sich im Mitgliederzuwachs nieder.“

Gerhard Manthey | Landesfachbereichsleiter Medien, Kunst und Industrie
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und in der Folge im ganzen Land durchgeführt. Diese 
Kampagne enthielt folgende vier Kernbotschaften: 
(1) Damit nicht noch mehr Menschen arbeitslos 
werden! – (2) Damit Arbeitsüberlastung nicht 
Gesundheit und Familie kaputt macht! – (3) Damit 
die Qualität der öffentlichen Dienstleistungen nicht 
leidet! – (4) Damit die Jugend eine Chance hat!“ 

Hauptziel der landesweiten Kampagne war die Auf-
klärung der Beschäftigten über die Folgen der von den 
Arbeitgebern geplanten Arbeitszeitverlängerung und 
die Orientierung auf einen Arbeitskampf im Frühjahr 
2006. Eine weitere wichtige Zielsetzung bestand in 
der Aufgabe die Öffentlichkeit für das Thema Arbeits-
zeit zu sensibilisieren. 

Neben der Informationsarbeit wurden in der 
strategischen Vorbereitung eines bevorstehenden 
Arbeitskampfes verschiedene Aktionen unterhalb der 
Warnstreikebene entwickelt. So wurde ein Offener 
Brief (veröffentlicht in allen wichtigen regionalen 
und überregionalen Zeitungen) an den KAV Baden-
Württemberg verfasst. Es wurden Infostandaktionen 
mit Befragungen zur Haltung der Beschäftigten zur 
Arbeitszeitverlängerung und der Streikbereitschaft in 
den Betrieben durchgeführt und Pressekonferenzen 

einberufen. Die Auswertung der Befragungen 
zeigte, dass die Arbeitszeitverlängerung auf keinerlei 
Verständnis bei den Beschäftigten stieß, gleichzeitig 
signalisierten die Beschäftigten sehr deutlich, für den 
Erhalt der Arbeitszeit von 38,5 h zu kämpfen. Die 
Kampagne „38,5 bleibt - sonst streikt’s“ war daher 
eine wichtige Voraussetzung zur Vorbereitung des 
Streiks in der Landeshauptstadt sowie im ganzen 
Land Baden-Württemberg und hat zum Gelingen des 
Arbeitskampfes einen wichtigen Beitrag geleistet. 

Alle ver.di-Bezirksgeschäftsführungen sind sich einig: 
der Landesbezirk ver.di Baden-Württemberg hat 
frühzeitig mit einer „Wertediskussion“ die richtige 
Strategie eingeleitet und damit deutlich Pluspunkte in 
der Öffentlichkeit sammeln können. Dass es in dem 
Arbeitskonflikt primär nicht um den eigenen Arbeits-
platz gegangen ist, sondern um den Arbeitsplatz von 
befristet eingestellten KollegInnen, um den Arbeits-
platz, auf den ein Auszubildender übernommen 
werden könne, ist nicht nur von allen Streikaktiven in 
die Betriebe und Dienststellen transportiert worden, 
sondern wurde auch in der Öffentlichkeit verstanden 
und hat demzufolge sowohl öffentliche wie private 
Arbeitgeber verunsichert.

„
“„Als enormer Erfolg ist zu verbuchen ist, dass unsere Kolleginnen und Kollegen in den Betrieben, Verwal-

tungen und Dienststellen so lange durchgehalten haben. Vielleicht lief es in einigen Landesteilen nicht 
so gut, das kann aber den Erfolg nicht mindern. Was unsere Mitglieder geleistet haben, verdient höchste 
Anerkennung. Es war ein Abwehrkampf und wir sind letztendlich gestärkt aus diesen Auseinandersetzung 
herausgegangen.

Rückblickend ist feststellen, dass nichts wichtiger für eine Organisation sein kann, als seine Mitglieder in 
Tariffragen einzubeziehen, sie immer wieder zu informieren und um ihre Meinung zu fragen. Die vielen 
Streikversammlungen in den jeweiligen Bezirken haben gezeigt, dass eine Nähe und Solidarität unter den 
Mitgliedern entstanden ist, die in dieser Intensität vorher nicht vorhanden war. Das gibt Mut und macht uns 
stark für künftige Auseinandersetzungen!

Was höchst bedauerlich ist, dass es in vielen Landesdienststellen zur Verlängerungen der Wochenarbeitszeit 
gekommen ist. Das hat leider auch mit dem Organisationsgrad zu tun. 

Der Organisationsgrad muss nicht nur im Landesbereich sondern auch im Bundes- und Kommunalbereich 
verbessert werden und wir müssen in der Fläche mehr Mitglieder bekommen. Gerade in vielen kleinen 
Gemeinden und Landratsämtern sind wir nicht so gut vertreten und gerade in diesen Verwaltungen und 
Dienststellen sind die Beschäftigten dem Druck der Arbeitgebern „ausgeliefert“. Jetzt gilt es, die Erfahrungen 
und Erkenntnisse dieser Tarifauseinandersetzung für die nächste Tarifrunde zu nutzen.“ 

Hannelore Herrmann | Gewerkschaftssekretärin Tarifsekretariat ÖD,
		            Landesbezirk Baden-Württemberg
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Nachhaltig Respekt erhielten die Streikenden und 
somit ver.di dadurch, dass die Beschäftigten über 
ihre eigenen Interessen hinaus einen wochenlang 
andauernden solidarischen Arbeitskampf geführt 
haben. Für die Formierung politischer Orientierung 
und den Mobilisierungserfolg im Arbeitskampf um 
die Wochenarbeitszeit wirkte sich neben der guten 
Vorbereitung auch die bereits im Herbst 2004 lan-
desweit gestartete und im Sommer 2005 fortgesetzte 
ver.di-Kampagne zur Arbeitszeit positiv aus. Bei den 
betrieblichen Vertrauensleuten wurde seither die 
Konsequenz einer Arbeitszeitverlängerung direkt ver-
knüpft mit einerseits Arbeitsplatzabbau, andererseits 
schlechteren Arbeitsbedingungen sowie deutlichen 
Gehalts- und Lohneinbußen. Dieses Bewusstsein hat 
wesentlich dazu beigetragen, eine starke Front gegen 
Arbeitszeitverlängerung in der Arbeitnehmerschaft 
aufzubauen. 

Basisorientierter Arbeitskampf

Die Streikstrategie basisorientiert zu gestalten war 
ein weiterer wichtiger Baustein der Erfolgsbilanz.
Jeder Bezirk handelte für seine Arbeitskampfstra-
tegien eigenverantwortlich. Es bewährte sich, dass 
die örtlichen Arbeitskampfleitungen, welche bereits 
frühzeitig eingesetzt und geschult wurden, völlig freie 
Hand hatten, wie unter ihren besonderen örtlichen 
Gegebenheiten und Prämissen gestreikt werden soll. 
Stetige Treffen der Verantwortlichen der Arbeits-
kampfleitungen auf Landesebene bezweckten einen 
kontinuierlichen und zweckorientierten Austausch, 
welcher der Komplexität eines sehr langen Arbeits-
kampfes mit Erfolg gerecht wurde.

Die Berichterstattung erfolgte ständig in Koordi-
nation mit der Abteilung Presse- und Öffentlich-
keitsarbeit des Landesbezirks. Somit hatten die 
Medienschaffenden einen ständigen Ansprechpartner 
im Land, welcher zu den wichtigsten Ereignissen 
vermitteln konnte. Das Ziel einer möglichst Mit-
gliedernahen Berichterstattung wurde diesbezüglich 
erreicht. 

Alles, was Recht ist

Die juristische Begleitung und Unter-
stützung von Tarifauseinandersetzungen 
insbesondere während eines Arbeitskampfes 
bekommt zunehmend eine hervorgehobene 
Bedeutung. Das haben auch die Streiks im 
öffentlichen Dienst gezeigt. Die Landes-
rechtsabteilung hat nicht nur Formulie-
rungshilfen gegeben, eine umfangreiche 
Informationsreihe zum Arbeitskampfrecht 
erstellt, KollegInnen geschult, die Arbeits-
kampfleitung und die Verhandlungs- und 
Tarifkommission tatkräftig unterstützt, 
sondern musste auch mehrfach intervenie-
ren und zu Gericht ziehen.

Einige besondere Herausforderungen stellten die 
Aktionen und Vorkommnisse im Bezirk Stuttgart 

„Ich finde es richtig, dass die Beschäftigten im öffentlichen Dienst sich gegen längere Arbeits-
zeiten wehren, weil es ganz eindeutig um eine Verhinderung von Stellenstreichungen geht. Die 
Beschäftigten im öffentlichen Dienst haben in den letzten Jahren enorme Einbußen akzeptiert. 
Sie haben jetzt ein Recht darauf, dass sich die Arbeitgeber bewegen, zumal die Beschäftigten 
weiterhin äußerst zurückhaltend in ihren Forderungen sind. Dieser Streik verdient andere 
Schlagzeilen!“

Georg Schramm | Kabarettist
„

“

„
“„Als enormer Erfolg ist zu verbuchen ist, dass unsere Kolleginnen und Kollegen in den Betrieben, Verwal-

tungen und Dienststellen so lange durchgehalten haben. Vielleicht lief es in einigen Landesteilen nicht 
so gut, das kann aber den Erfolg nicht mindern. Was unsere Mitglieder geleistet haben, verdient höchste 
Anerkennung. Es war ein Abwehrkampf und wir sind letztendlich gestärkt aus diesen Auseinandersetzung 
herausgegangen.
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Tariffragen einzubeziehen, sie immer wieder zu informieren und um ihre Meinung zu fragen. Die vielen 
Streikversammlungen in den jeweiligen Bezirken haben gezeigt, dass eine Nähe und Solidarität unter den 
Mitgliedern entstanden ist, die in dieser Intensität vorher nicht vorhanden war. Das gibt Mut und macht uns 
stark für künftige Auseinandersetzungen!

Was höchst bedauerlich ist, dass es in vielen Landesdienststellen zur Verlängerungen der Wochenarbeitszeit 
gekommen ist. Das hat leider auch mit dem Organisationsgrad zu tun. 

Der Organisationsgrad muss nicht nur im Landesbereich sondern auch im Bundes- und Kommunalbereich 
verbessert werden und wir müssen in der Fläche mehr Mitglieder bekommen. Gerade in vielen kleinen 
Gemeinden und Landratsämtern sind wir nicht so gut vertreten und gerade in diesen Verwaltungen und 
Dienststellen sind die Beschäftigten dem Druck der Arbeitgebern „ausgeliefert“. Jetzt gilt es, die Erfahrungen 
und Erkenntnisse dieser Tarifauseinandersetzung für die nächste Tarifrunde zu nutzen.“ 

Hannelore Herrmann | Gewerkschaftssekretärin Tarifsekretariat ÖD,
		            Landesbezirk Baden-Württemberg
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dar. Dort war zunächst die Müllabfuhr und der 
Winterdienst bestreikt worden. Hierauf reagierte 
die Landeshauptstadt mit dem Einfall des ersten 
Schnees... Im einstweiligen 
Verfügungsverfahren 
der Landeshauptstadt 
Stuttgart gegen die 
Gewerkschaft ver.di 
wurden unsere Juristen 
im Rahmen der Gerichts-
verhandlung mit einem 
Bild aus der Bild-Zeitung 
konfrontiert, das einen 
Betriebshof der Straßen-
reinigung versehen mit 
einer starken Kette sowie 
einem Schloss zeigte. Die 
Argumentation, dass wohl 
die Landeshauptstadt 
Stuttgart ihre Türen zum 
Betriebshof wegen der 
Streikenden mit einer 
Kette und  einem Schloss 
versehen hat, verfing beim 
Gericht nicht wirklich. 
Das Verfahren konnte 
dann nach ausgiebiger 
Diskussion und Erörterung der Rechts- und Sachlage 
mit einem Vergleich abgeschlossen werden. Der 
betroffene Fachbereich war in der Verhandlung anwe-
send und mit dem Abschluss durchaus einverstanden.

Spektakulär waren die Demonstrationen vor dem 
Müllkraftwerk Stuttgart Münster, die dazu führten, 
dass die Müllfahrzeuge der Landeshauptstadt Stutt-

gart den Müll nicht mehr 
abliefern konnten. Bahnbre-
chend waren die sich daran 
aufhängenden juristischen 
Auseinandersetzungen: die 
Landeshauptstadt Stuttgart 
hatte gegen die Gewerk-
schaft ver.di wegen Blockade 
eine einstweilige Verfügung 
beantragt. Bereits in der von 
der Landesrechtsabteilung 
verfassten Schutzschrift 
wurde darauf hingewiesen, 
dass das Müllheizkraftwerk 
nicht von der Landeshaupt-
stadt Stuttgart betrieben 
wird, sondern von der 
EnBW. Insoweit liege 
auch kein Eingriff in den 
eingerichteten und ausge-
übten Gewerbebetrieb der 
Landeshauptstadt Stuttgart 
vor. Darüber hinaus sei kein 
Verfügungsgrund und kein 

Verfügungsanspruch gegeben. 

Das Verfahren konnte erstinstanzliche zu unseren 
Gunsten entschieden werden. Nachdem die Landes-

„
“„Als wir am Montag, den 5. Dezember 2005 unter dem Motto “Arbeitzeit ist Lebenszeit! Keine 

Verlängerung - Nicht mit uns!“ zu einer Streikversammlung auf dem Mendelssohnplatz in Karlsru-
he aufriefen, hätten wir nicht im Traum daran gedacht, dass dies der Beginn eines 9-wöchigen und 
im Länderbereich eines 14-wöchigen Arbeitskampfes sein wird. Dies war der längste Arbeitskampf 
im öffentlichen Dienst und zahlreiche Betriebe aus unserem ver.di Bezirk Mittelbaden-Nord-
schwarzwald waren von Anfang an dabei. Darauf sind wir stolz und werden darauf aufbauen.
 
Ob bei der Müllabfuhr, beim Tiefbauamt, im Kindergarten, beim städtischen Klinikum, bei 
den Landratsämtern oder Stadtverwaltungen, um nur einige zu nennen, früh morgens um 5 
oder spät abends in der Nacht. Ich möchte keine Stunde davon missen. Unzählige Begegnungen 
und Gespräche mit streikenden Kolleginnen und Kollegen vor Ort werden mich mein Leben 
lang begleiten, und ich bin sicher, dass unsere Organisation politisch gestärkt aus diesem langen 
Arbeitskampf hervor gegangen ist. Dies lässt für die Zukunft hoffen.“ 

Jürgen Ziegler | Bezirksgeschäftsführer, ver.di Mittelbaden-Nordschwarzwald
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„Ich finde es richtig, dass die Beschäftigten im öffentlichen Dienst sich gegen längere Arbeits-
zeiten wehren, weil längere Arbeitszeiten zum Verlust von Arbeitsplätzen führen. Die Finanzpro-
bleme der Länder und Gemeinden sind das Ergebnis einer falschen Steuer- und Abgabenpolitik, 
die große Unternehmen und Vermögende einseitig entlastet und die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer belastet. Die daraus entstandene Kluft bei den Einkommen würde durch weitere 
Zugeständnisse der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nur noch weiter vertieft. Die 
öffentliche Beschäftigung in Deutschland ist im internationalen Vergleich ohnehin sehr niedrig, 
sie  liegt unter der in den USA und auch Großbritanniens.“

Oskar Lafontaine | MdB Linkspartei, Fraktionsvorsitzender

„
“

hauptstadt Stuttgart in die Berufungsinstanz ging, der 
Tarifvertrag allerdings im Zeitpunkt der Berufungs-
instanzverhandlung bereits unterzeichnet war und 
insoweit keine Wiederholungsgefahr bestand, entfiel 
das Rechtsschutzbedürfnis für die Landeshauptstadt 
Stuttgart und das gerichtliche Verfahren konnte auch 
zweitinstanzlich gewonnen werden.

Mit der Maßregelungsklausel im Tarifvertrag zur 
Arbeitszeit der Kommunalbeschäftigten haben die 
Kollegen eine der umfassendsten Absicherungen der 
ArbeitnehmerInnen im Organisationsbereich von
ver.di erwirkt.

„Gekommen, um zu 
bleiben“ - Junge 
Leute entdecken die 
Lust am Streiken!

Das war ein Auftakt nach dem Geschmack 
der Jugend. Schon in einem frühen Stadium 
der Tarifauseinandersetzung, am 23. Januar 
2006 machten über 800 Jugendliche 

„
“„Auffallend an den Streiks im öffentlichen Dienst war, dass entgegen der Einschätzung der 

Arbeitgeber das Thema „Wochenarbeitszeit“ für viele Beschäftigte hoch emotional besetzt ist und 
sie bereit waren, um größere
Arbeitszeitverlängerungen zu verhindern, wochenlang zu streiken. Nahezu alle Streikenden hatten 
die Nase voll von weiteren Verschlechterungen ihrer Arbeits- und Einkommensbedingungen.

Hervorzuheben am Arbeitskampf gegen die Verlängerung der Wochenarbeitszeit ist die Beteiligung 
von Beschäftigtengruppen, die in der Vergangenheit (Streiks 1974 und 1992) nicht so intensiv ein-
bezogen waren. Aus dem Fachbereich Gemeinden sind in erster Linie die Erzieherinnen und andere 
Beschäftigte aus dem (sozial-) pädagogischen Bereich zu nennen, die  in Großstädten erstmals in 
einen Erzwingungsstreik getreten waren. Neben den Arbeiterinnen und Arbeitern haben sie mit 
dazu beigetragen, dass nach 9 Wochen Streik die kommunalen Arbeitgeber zum Kompromiss bereit 
waren. Diese, fast ausschließlich aus Frauen bestehende neue kampfstarke Gruppe war und ist nicht 
mehr bereit, eine weitere Verschlechterung ihrer Arbeitsbedingungen hinzunehmen. Bei dieser 
Auseinandersetzung ging es letztendlich auch um den Wert der Arbeit im öffentlichen Dienst im 
Allgemeinen sowie im Kita- und Sozialbereich im Besonderen. 

Künftige Auseinandersetzungen, insbesondere bei den Verhandlungen um die neue Entgelt-
ordnung,  sind nicht nur ausschließlich um eine mögliche Verteilung von Entgeltsteigerungen 
zu führen, sondern auch um die Frage, was der Gesellschaft qualitativ hochwertige öffentliche 
Dienstleistungen wert sind, also um den Kern dessen, was als öffentliche Daseinsvorsorge definiert 
wird. Der Kampf gegen eine Verschlechterung von Arbeits- und Einkommensbedingungen im 
öffentlichen Sektor, das Streiten um den Erhalt und den Ausbau der öffentlichen Daseinsvorsorge 
sowie die Kampagne für einen gesetzlichen Mindestlohn sind mehrere Seiten ein und derselben 
Medaille.

Im Hinblick auf die Tarifrunde 2008 müssen wir überlegen, wie wir über den Krankenhausbereich 
und die Verkehrsüberwachung hinaus die Arbeitgeber wirtschaftlich treffen können. Der Streik in 
der Landeskasse des Saarlandes hat gezeigt, dass es möglich ist, in einem relativ kleinem Bereich 
mit einem hohen Organisationsgrad den Zahlungsverkehr eines ganzen Bundeslandes stillzulegen. 
Indirekt wurde damit auch die Wirtschaft getroffen. Daraus müssen wir lernen.“

Dagmar Schorsch-Brandt | Fachbereichsleiterin Gemeinden, Landesbezirk Baden-Württemberg
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deutlich, was sie von Arbeitszeitverlängerung 
und dem damit verbundenem Stellenklau 
hielten, nämlich nichts.

Alles war gut vorbereitet. Früh morgens – noch 
vor Beginn der Verhandlungen - äußerten die 
Jugendlichen des Landes lautstark ihren Unmut 
und begrüßten die Arbeitgebervertreter mit einem 
lautstarken Pfeifkonzert. Sie sollten noch vor Ver-
handlungsbeginn erfahren, dass die Jugend bereit 
ist, die Kampfansage des KAV anzunehmen und 
ihre Zukunft zu verteidigen. Keiner der Herren 
sollte hinterher sagen können, dass er die Lage falsch 
eingeschätzt habe. Entsprechend war das Motto 
gewählt: „Gekommen, um zu bleiben“ drückte für 
die streikende Jugend  zweierlei aus. Erstens: Wir 
werden nicht weichen, bis die Forderung nach einer 

Arbeitszeitverlängerung vom Tisch ist. Zweitens: 
Wir lassen uns aus der Arbeitswelt – in die wir uns 
mit vielen Bewerbungen gerade erst hineingekämpft 
hatten - nicht wieder herausdrängen. Doch weil die 
Arbeitgeber diese Botschaften nicht ernst nahmen, 
mussten sie in den nächsten Wochen ganz schön 
rudern, bis sie aus der Nummer „40-Stunden-Woche“ 
wieder raus waren.

Doch auch die Tarifkommission sollte nicht aus der 
Verantwortung entlassen werden. Ein Teil der jungen 
Streikenden zog sich in das SSB Veranstaltungszen-
trum „Waldaupark“ zurück und wartete dort auf die 
Tarifkommission, wartete auf deren Bericht von der 
Verhandlung. Sie wollten schließlich wissen, was 
abgeht, ob die Arbeitgeber einlenken, oder ob sie sich 
auf einen längeren, härteren Arbeitskampf einzustel-
len hatten. Sie wollten aber auch wissen, wie die 

„Ich finde es richtig, dass die Beschäftigten im öffentlichen Dienst sich gegen längere Arbeits-
zeiten wehren, weil längere Arbeitszeiten zum Verlust von Arbeitsplätzen führen. Die Finanzpro-
bleme der Länder und Gemeinden sind das Ergebnis einer falschen Steuer- und Abgabenpolitik, 
die große Unternehmen und Vermögende einseitig entlastet und die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer belastet. Die daraus entstandene Kluft bei den Einkommen würde durch weitere 
Zugeständnisse der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nur noch weiter vertieft. Die 
öffentliche Beschäftigung in Deutschland ist im internationalen Vergleich ohnehin sehr niedrig, 
sie  liegt unter der in den USA und auch Großbritanniens.“

Oskar Lafontaine | MdB Linkspartei, Fraktionsvorsitzender

„
“

„
“„Auffallend an den Streiks im öffentlichen Dienst war, dass entgegen der Einschätzung der 

Arbeitgeber das Thema „Wochenarbeitszeit“ für viele Beschäftigte hoch emotional besetzt ist und 
sie bereit waren, um größere
Arbeitszeitverlängerungen zu verhindern, wochenlang zu streiken. Nahezu alle Streikenden hatten 
die Nase voll von weiteren Verschlechterungen ihrer Arbeits- und Einkommensbedingungen.

Hervorzuheben am Arbeitskampf gegen die Verlängerung der Wochenarbeitszeit ist die Beteiligung 
von Beschäftigtengruppen, die in der Vergangenheit (Streiks 1974 und 1992) nicht so intensiv ein-
bezogen waren. Aus dem Fachbereich Gemeinden sind in erster Linie die Erzieherinnen und andere 
Beschäftigte aus dem (sozial-) pädagogischen Bereich zu nennen, die  in Großstädten erstmals in 
einen Erzwingungsstreik getreten waren. Neben den Arbeiterinnen und Arbeitern haben sie mit 
dazu beigetragen, dass nach 9 Wochen Streik die kommunalen Arbeitgeber zum Kompromiss bereit 
waren. Diese, fast ausschließlich aus Frauen bestehende neue kampfstarke Gruppe war und ist nicht 
mehr bereit, eine weitere Verschlechterung ihrer Arbeitsbedingungen hinzunehmen. Bei dieser 
Auseinandersetzung ging es letztendlich auch um den Wert der Arbeit im öffentlichen Dienst im 
Allgemeinen sowie im Kita- und Sozialbereich im Besonderen. 

Künftige Auseinandersetzungen, insbesondere bei den Verhandlungen um die neue Entgelt-
ordnung,  sind nicht nur ausschließlich um eine mögliche Verteilung von Entgeltsteigerungen 
zu führen, sondern auch um die Frage, was der Gesellschaft qualitativ hochwertige öffentliche 
Dienstleistungen wert sind, also um den Kern dessen, was als öffentliche Daseinsvorsorge definiert 
wird. Der Kampf gegen eine Verschlechterung von Arbeits- und Einkommensbedingungen im 
öffentlichen Sektor, das Streiten um den Erhalt und den Ausbau der öffentlichen Daseinsvorsorge 
sowie die Kampagne für einen gesetzlichen Mindestlohn sind mehrere Seiten ein und derselben 
Medaille.

Im Hinblick auf die Tarifrunde 2008 müssen wir überlegen, wie wir über den Krankenhausbereich 
und die Verkehrsüberwachung hinaus die Arbeitgeber wirtschaftlich treffen können. Der Streik in 
der Landeskasse des Saarlandes hat gezeigt, dass es möglich ist, in einem relativ kleinem Bereich 
mit einem hohen Organisationsgrad den Zahlungsverkehr eines ganzen Bundeslandes stillzulegen. 
Indirekt wurde damit auch die Wirtschaft getroffen. Daraus müssen wir lernen.“

Dagmar Schorsch-Brandt | Fachbereichsleiterin Gemeinden, Landesbezirk Baden-Württemberg



Streik 2006 Dokumentation    30

ver.di Tarifkommission sich in der Verhandlung 
verhalten hat, schließlich ging es um ihre Zukunft. 
Das Ergebnis ist bekannt, die Verhandlungen wurden 
an diesem Tag für gescheitert erklärt. Die Tarifkom-
mission bewies Standfestigkeit, der Arbeitskampf 
sollte viele Wochen andauern.

Neun Wochen hat die Jugend gekämpft. Das hieß 
neun Wochen persönlich Druck aushalten, sieben 
Wochen solidarisch bleiben, sich nicht an den

Arbeitsplatz zurückpressen lassen, sich aktiv am Streik 
beteiligen. Einige Arbeitgeber hatten den Azubis damit 
gedroht, dass eine Streikbeteiligung die Zulassung zur 
Abschlussprüfung „gefährden“ könne, andere damit, 
dass „nur die Bestmotivierten übernommen“ werden 
können. Sie hatten Bürgerinnen und Zeitungsleser-
Innen aufgehetzt, der Streik würde sich in Wahrheit 
gegen sie und nicht gegen die Arbeitgeber richten... Es 
hatte ihnen nichts genützt. Die Streikfront stand. Jede 
Minute Zukunft wurde von der Jugend verteidigt.

„
“„Der Arbeitskampf im kommunalen und Landesdienst war der von allen so erlebte große Erfolg, 

weil er ein großer Lernprozess war. Ein Lernprozess darüber, wie wirksam Solidarität sein kann, wie 
sie herstellbar ist, wie verbindend und ermutigend sie ist, ein Lernprozess über Strategie und Taktik 
von Streikführung, über Sinn und Unsinn von matrixförmigen Organisationsstrukturen. 

Nach den Erfahrungen des massiven Streikbrechereinsatzes durch die Arbeitgeber bei der Mül-
lentsorgung (auch bei den Straßenbauämtern aber auch im Laborbereich einiger Krankenhäuser) 
ist in zukünftigen Auseinandersetzungen ein schnellerer und effizienterer Einsatz von privaten 
Firmen in diesem Bereich zu erwarten. Demzufolge muss dringend ein neuer Schwerpunkt in den 
konkurrierenden Tarifbereichen gesetzt werden, um das Unterlaufen des Arbeitskampfes und den 
Streikbruch zu verhindern: in zersplitterten Tarifsituationen wie Müllabfuhr oder Flugabfertigung, 
wo die private Konkurrenz unmittelbar einsatzbereit ist, lässt sich ansonsten künftig nur schwer 
erfolgreich streiken. Wenn Arbeitgeber Fremdfirmen einsetzen können, wenn in ein und der selben 
Branche unterschiedliche Tarifverträge, unterschiedliche Fachbereiche oder Gewerkschaften 
agieren, oder riesige weiße Flecken bestehen, ist es ein Leichtes für die Arbeitgeber Beschäftigte 
gegeneinander ausspielen.

Tarifkonkurrenz schwächt die gewerkschaftliche Durchsetzungskraft. Das ist eine der über den Tag 
hinaus weisenden Lehren der Streiks bei den Kommunen und der Länder. Deshalb ist es zwingend 
erforderlich, dass verdi ihre Tarif- und Organisationsstrukturen so weiterentwickelt bzw. neuordnet, 
dass die Konkurrenz der ArbeitnehmerInnen als Anbieter ihrer Arbeitskraft eingedämmt , 
möglichst ausgeschaltet wird“

Werner Sauerborn | Gewerkschaftssekretär für Politik und Planung, 
		      Landesbezirk Baden-Württemberg, Stuttgart
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Die Jugend hat im Streik eine hervorragende Rolle 
gespielt. Ihr großes Engagement, das bereits im Streik 
der Unikliniken 2005 sichtbar und spürbar war, hat 
sich im KAV-Streik fortgesetzt. Die jungen Leute 
haben in weiten Teilen die Auseinandersetzung um 
die Arbeitszeit zu ihrer eigenen gemacht – phanta-
sievoll, engagiert und radikal. Ihre Mitglieder in der 
Tarifkommission haben gut und überzeugend die 
Interessen der Jugend wahrgenommen. Tarifpolitik ist 
als wichtiges Handlungsfeld  bei der Gewerkschafts-
jugend angekommen. Auch ihr ist es zu verdanken, 
dass die ver.di-Tarifkommission sich  nicht auf das 
Scheinangebot der Arbeitgeber einer vermeintlichen 
„Ausbildungs- und Übernahme-Quote“ einließ. 
Alfred Wohlfart zu diesem „Angebot“ in einem 
Interview mit den Streiknachrichten: 

Sicher, da war von einer Quote die Rede, von 
Übernahmen. Doch als wir das Papier genauer 
angeschaut haben, stellten wir leider fest: Alles nur 
heiße Luft. Man muss sich zudem noch folgendes 
vergegenwärtigen: Allein im vergangenen Jahr stri-
chen die kommunalen Arbeitgeber 3,6 Prozent ihrer 
Ausbildungsstellen. Nun stellten sie in Aussicht, diese 
Stellen wieder zu schaffen. Wohlbemerkt in Aussicht. 
Worüber sollten wir also verhandeln? Zudem: Es wird 
kein Schuh draus, wenn einige wenige zusätzliche 
Ausbildungsstellen geschaffen, gleichzeitig aber weiter 
jede Menge Vollzeitstellen gestrichen werden. Ein 
sicherer Arbeitsplatz nach der Ausbildung rückt dann 
in noch weitere Ferne. Und das war noch nicht alles: 
Die Arbeitgeber wollten, dass alle Ausbildungsplätze 
auf die Quote angerechnet werden, die sie irgendwie 
mitfinanzieren. Wenn ein Bürgermeister somit einen 
Zuschuss für einen Ausbildungsverbund bezahlt, 

sollte das Teil der Quote sein. Da braucht es nicht 
viel Phantasie, um zu erkennen, dass letztendlich aller 
Voraussicht nach nicht mehr, sondern weniger Aus-
bildungsplätze das Ergebnis gewesen wären. Unterm 
Strich war das alles eine reine Luftnummer. Wertete 
ver.di das Angebot deshalb als Frechheit? Wohlfart: 
Allerdings. Denn genau das war es – kein Angebot, 
sondern eine Frechheit. Eine Frechheit – angesichts 
der Sorgen und Zukunftsängste der jungen Leute. 
Eine Dreistigkeit. Und auf die Frage der Übernahmen 
sind die Arbeitgeber gar nicht eingegangen. � 

Internationaler 
Streiktag in 
Straßburg

Als ein gewerkschaftspolitischer Höhepunkt 
und persönliche Schlüsselerfahrung für viele 
TeilnehmerInnen kann die grenzüberschrei-
tende Streikkundgebung am 14. Februar in 
Straßburg gelten, bei der 6 000 Streikende 
aus allen Landesteilen Baden-Württembergs 
sich zu einer machtvollen Demonstration 
von 70 000 Demonstranten aus fast allen 
europäischen Ländern zusammenfanden, 
um gegen die geplante Bolkestein-Richtli-
nie zu demonstrieren.
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“
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agieren, oder riesige weiße Flecken bestehen, ist es ein Leichtes für die Arbeitgeber Beschäftigte 
gegeneinander ausspielen.

Tarifkonkurrenz schwächt die gewerkschaftliche Durchsetzungskraft. Das ist eine der über den Tag 
hinaus weisenden Lehren der Streiks bei den Kommunen und der Länder. Deshalb ist es zwingend 
erforderlich, dass verdi ihre Tarif- und Organisationsstrukturen so weiterentwickelt bzw. neuordnet, 
dass die Konkurrenz der ArbeitnehmerInnen als Anbieter ihrer Arbeitskraft eingedämmt , 
möglichst ausgeschaltet wird“

Werner Sauerborn | Gewerkschaftssekretär für Politik und Planung, 
		      Landesbezirk Baden-Württemberg, Stuttgart

„Arbeitszeitverlängerung ist jetzt das falsche Signal! Sie kostet Hunderttausende von Stellen im 
Öffentlichen Dienst und schafft zusätzliche Arbeitslosigkeit, das ist absurd!
Arbeitslose haben dafür kein Verständnis! Sie sind nochmals um eine Hoffnung ärmer. Arbeit 
teilen ist das Gebot der Stunde! Ein Staat, der sich nicht nimmt, was er für öffentliche Dienst-
leistungen benötigt, ist ein Versager. Er schont den privaten Reichtum und die Gewinne der 
Konzerne. Arbeitszeit ist Lebenszeit! Zwei Wochen im Jahr länger (und unentgeltlich!) zu 
arbeiten, ist den Beschäftigten im Öffentlichen Dienst nicht zumutbar.“ 

Paul Schobel | Betriebsseelsorger, Diözese Rottenburg-Stuttgart
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Bereits am Samstag, dem 11. Februar 2006, hatten 
die globalisierungskritischen Gruppen (attac u.a..) 
zu einer internationalen Demonstration in Straßburg 
aufgerufen. Diesem Aufruf hatte sich auch  
ver.di angeschlossen und war mit einigen Bussen dort 
hingefahren. Der Schwerpunkt wurde aber auf die 
europäische Demonstration am Dienstag, dem 14. 
Februar gelegt. Aufgerufen hatte der Europäische
Gewerkschaftsbund (EGB). 

Auf die vorhergehenden Streikversammlungen 
wurden Referenten von attac und ver.di eingeladen, 
die über die Bolkestein-Richtlinie und deren Folgen 
für die Beschäftigten informierten und für die inter-

nationale Protestaktion warben. Schon im Vorfeld 
hatten sich etwa Stuttgarter Müllarbeiter mit ihren 
Straßburger Kollegen verabredet. Es war sehr ein-
drucksvoll, Stuttgarter und Straßburger Müllwerker 
in ihren Berufskleidungen Hand in Hand, gemeinsam 
gegen den Verfall sozialer und tariflicher Standards 
demonstrieren zu sehen. Die Streikenden trafen in 
Straßburg auf Kolleginnen aus Griechenland, Belgien, 
Spanien, Frankreich, Tschechien, Lettland, die zum 
Teil 20 Stunden Busfahrt hinter sich hatten, um gegen 
Deregulation und Privatisierung zu demonstrieren, 
also gegen eben die Rahmenbedingungen, die sie 
in ihren Streiks so in die Defensive gebracht haben. 
Streikhemdchen, Käppis und Fahnen wechselten 

„
“„Der Streik war kein ver.di-Streik. Begründung: Nur ein Teil der betroffenen öffentlichen Dienst-

Fachbereiche war tatsächlich einbezogen. Auch selbst innerhalb der betroffenen Fachbereiche 
waren nur Teile am Streik beteiligt,  z.B. nur wenige kommunale Krankenhäuser und bei der TdL 
lediglich die Zentren für Psychiatrie im Fachbereich 3. Insgesamt waren hier nur 7000 von 35.000 
Mitgliedern direkt vom Streik betroffen. In ver.di zeigten sich die Grenzen der inneren Solidarisie-
rung. Auch in den Krankenhäusern waren vielfach die Streikenden isoliert. Die Zusammenarbeit 
mit der Ebene sowohl der Landesbezirke als auch auf der Ebene der Bezirke hat gut funktioniert, 
insbesondere bei der Öffentlichkeitsarbeit, beim Rechtsschutz und im Bereich Organisation. Es war 
ein Streik mit wesentlicher Beteiligung der Jugend und es war ein Frauenstreik. Im Krankenhaus 
und im Sozial- und Erziehungsdienst arbeiten ca. 70 Prozent Frauen. Diese wurde aber von der 
gewerkschaftlichen Frauenarbeit nicht aufgegriffen und unterstützt. Hier zeigt sich, dass die 
ver.di-Frauenarbeit mit der Kernkompetenz konkreter Tarifarbeit nicht verknüpft ist. Gemessen an 
den Voraussetzungen haben wir einen hervorragenden Arbeitskampf geführt.“

Günter Busch | Fachbereichsleiter Gesundheit, soziale Dienste, Wohlfahrt und Kirchen, 
	              Landesbezirk Baden-Württemberg
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die Besitzer wie nach einem Europacup-Spiel. Ohne 
Zweifel war diese Demonstration während eines 
Streiktages eines der bewegendsten und beeindru-
ckenden Erlebnisse für viele während des Streiks. 
Deutsche Gewerkschafter während der Arbeitszeit an 
einem Streiktag auf einer internationalen Demonstra-
tion - das wäre für die meisten einige Wochen zuvor 
unvorstellbar gewesen.

Einige Mitbringsel aus Straßburg konnten bei den 
folgenden Demonstrationen in Baden-Württemberg 
gesehen und gehört werden. Die selbstgefertigten 
Transparente und Plakate nahmen zu und wurden 
ergänzt durch selbstgebastelte lautstarke Sirenen, 
deren Vorbilder zuvor unüberhörbar in Straßburg 
lärmten. Unsere Demonstrationen sollten bunter, 
lauter und phantasievoller werden. Das war eine 
Botschaft, die die Streikenden aus Frankreich mit ins 
Ländle brachten. 

Medien und 
Öffentlichkeitsarbeit

Arbeitsniederlegungen im öffentlichen 
Dienst erlangten stets besonderes Interesse 
der Medienwelt. Es ist unabdingbar, Gründe 
und Ursachen einer Auseinandersetzung 
zwischen Arbeitgeberverband und Gewerk-

schaft einer breiten Öffentlichkeit zugäng-
lich und plausibel zu machen.

Da die Folgen eines Arbeitskampfes im öffentlichen 
Dienst unwillkürlich die Belange des Bürgers tangie-
ren, wurde - soweit möglich - auf eine transparente 
Arbeitskampfstrategie Wert gelegt.

So wurden betroffene Eltern rechtzeitig informiert 
wann der Kindergarten, die Kindertagesstätte ihrer 
Kinder bestreikt wird und über alternative Lösungen 
unterrichtet.

In den Krankenhäusern wurden die Patienten anhand 
von Briefen, die zum Frühstück gereicht wurden, 
regelmäßig über Auswirkungen und Sachstand 
unterrichtet. Ärzte wurden aufgefordert, Klienten 
anstehender OP’s die nicht durchgeführt werden 
können (wobei Notfälle selbstverständlich ausgenom-
men waren) rechtzeitig zu unterrichten.

Wie gelang es in einer Zeit der Arbeitslosigkeit (jeder 
soll doch froh sein, wenn er  Arbeit hat) und einer 
zumindest damals gewissen Unpopularität von Ge-
werkschaften, diesen Arbeitskampf dennoch positiv in 
den Medien zu besetzen?

Das wohl wichtigste Argument: “Wir kämpfen nicht 
für uns, unseren Besitzstand - sondern gegen eine 
Perspektivlosigkeit der folgenden Generationen / 
unserer Jugend“ - wurde von Frau / Mann verstanden. 
Mit Sicherheit spielt dabei eine Rolle, dass sich die 
Gesellschaft in den vergangenen Jahren dergestalt 
verändert hat, dass selbst in einem wirtschaftlich 

„Ich finde es richtig, dass die Beschäftigten im öffentlichen Dienst sich gegen längere 
Arbeitszeiten wehren, weil Mitarbeiter, auch wenn sie im Krankenhaus arbeiten, keine 
Leibeigenen sind. Das Streikrecht ist ein unveräußerliches Grundrecht.“ 

Dr. Christian Bäumler | CDU, Landesvorsitzender CDA, Konstanz „
“„

“„Der Streik war kein ver.di-Streik. Begründung: Nur ein Teil der betroffenen öffentlichen Dienst-
Fachbereiche war tatsächlich einbezogen. Auch selbst innerhalb der betroffenen Fachbereiche 
waren nur Teile am Streik beteiligt,  z.B. nur wenige kommunale Krankenhäuser und bei der TdL 
lediglich die Zentren für Psychiatrie im Fachbereich 3. Insgesamt waren hier nur 7000 von 35.000 
Mitgliedern direkt vom Streik betroffen. In ver.di zeigten sich die Grenzen der inneren Solidarisie-
rung. Auch in den Krankenhäusern waren vielfach die Streikenden isoliert. Die Zusammenarbeit 
mit der Ebene sowohl der Landesbezirke als auch auf der Ebene der Bezirke hat gut funktioniert, 
insbesondere bei der Öffentlichkeitsarbeit, beim Rechtsschutz und im Bereich Organisation. Es war 
ein Streik mit wesentlicher Beteiligung der Jugend und es war ein Frauenstreik. Im Krankenhaus 
und im Sozial- und Erziehungsdienst arbeiten ca. 70 Prozent Frauen. Diese wurde aber von der 
gewerkschaftlichen Frauenarbeit nicht aufgegriffen und unterstützt. Hier zeigt sich, dass die 
ver.di-Frauenarbeit mit der Kernkompetenz konkreter Tarifarbeit nicht verknüpft ist. Gemessen an 
den Voraussetzungen haben wir einen hervorragenden Arbeitskampf geführt.“

Günter Busch | Fachbereichsleiter Gesundheit, soziale Dienste, Wohlfahrt und Kirchen, 
	              Landesbezirk Baden-Württemberg
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hervorragend aufgestellten Land wie Baden-Württem-
berg, mittlerweile nahezu jede Familie im familiären 
Umfeld mit der Problematik von Arbeitslosigkeit 
und Chancenlosigkeit für Jugendliche in Berührung 
gekommen ist.

Es ist uns gelungen das Thema Arbeitszeitverlänge-
rung unmittelbar mit den Folgen eines unausweich-
lich daraus resultierenden Arbeitsplatzabbaus zu 
verknüpfen.

Diese Akzeptanz durch die Medienschaffenden (wel-
che eine wichtige Schnittstelle zum Bürger bilden) 
war allerdings keine Selbstverständlichkeit. Es bedurf-
te unzähliger Hintergrundgespräche und Telefonaten. 
Die Komplexität der (1) Konstellation Gemeinde 
– Land, der (2) Zuständigkeiten, des (3) kommunalen 
Arbeitgeberverbandes intern war nur durch intensive 
Gesprächsführung vermittelbar. Pressekonferenzen 
waren an der Tagesordnung. Unmittelbar vor den 
täglichen Redaktionsgesprächen diverser Medien 
wurde der aktuelle Tagesstand bei uns abgefordert.
Durch regelmäßige Bürgerinfos und einer wöchent-

lichen Ausgabe unserer professionell aufgearbeiteten 
Zeitung Tarif-/ Streiknachrichten, wurde gewährlei-
stet, dass sich die MitstreiterInnen in den Nachrichten 
bestätigt fanden und die BürgerInnen wirklich in 
den Streikverlauf informativ mit einbezogen wurden. 
Mehrere Telefonleitungen wurden speziell zu dem 
Thema Streik im öffentlichen Dienst eingerichtet.
Unsere Initiative die Solidaritätsbekenntnisse von 
Prominenten gegen eine Verlängerung der Arbeitszeit 
im öffentlichen Dienst öffentlichkeitswirksam 
einzusetzen wurde von anderen Landesbezirken mit 
Begeisterung aufgenommen. in BaWü waren sie den 
täglichen Pressemitteilungen beigefügt, liefen als 
Hintergrundscreen während der Pressekonferenzen 
(wo immer verschiedene Fernsehsender, öffentlich-
rechtlich als auch privat zugegen waren) und wurden 
stets auf unserer Internetseite aktualisiert.
Die Internetseite Baden-Württembergs wurde mehr-
mals täglich aktualisiert. Der Erfolg zeigte sich in den 
bemerkenswerten Zugriffszahlen. 

Durch regelmäßig erfolgten Abfragen wurde der 
Pressesprecher über die vor Ort laufenden Aktionen, 

„
“„Als wir im Jahr 2004 mit Aktionen gegen Arbeitszeitverlängerung und die Streichung von 

Weihnachts- und Urlaubsgeld in den Hochschulen und Studentenwerken begonnen haben, hatte 
sich wohl niemand aus dem Landesbereich zugetraut, ohne die gewerkschaftlichen „Kampftruppen“ 
aus Müllwerkern und dem öffentlichen Nahverkehr genügend Kraft zu entwickeln, einen Tarifver-
trag zu erzwingen. Ermutigt durch den Erfolg der Uniklinikbeschäftigten in Baden-Württemberg 
war es Ende 2005 sehr hilfreich, dass wir zunächst gemeinsam mit den kommunalen Beschäftigten 
agieren und von ihnen lernen konnten. Die entscheidende Änderung im Bewusstsein gab es aber 
erst nach dem kommunalen Abschluss. Die Streikkonferenz in Hannover bestärkte nicht nur uns 
in Baden-Württemberg, weiter zu machen und brachte uns auf neue Ideen. Hätten wir damals in 
unseren Aktionen nachgelassen, wir hätten wohl heute noch keinen Tarifvertrag im Landesbereich. 
Mich hat die Kreativität der Kolleginnen und Kollegen fasziniert. Und beeindruckt hat mich, 
welche Wirkung dadurch und mit Beharrungsvermögen auch bei geringem Organisationsgrad 
erzielt werden kann. Die beteiligten Kolleginnen und Kollegen haben erstmals den Zusammenhang 
zwischen der Kraft solidarischen Handelns und einem Tarifergebnis gespürt und dadurch die 
Bedeutung der Koalitionsfreiheit und des Streikrechts erfahren.

Kraft gekostet haben uns allerdings Schwächen in den gewerkschaftlichen Kommunikations-
strukturen insbesondere in den großen Dienststellen. Hier müssen wir die Zeit bis zum nächsten 
Arbeitskampf nutzen, um uns besser aufzustellen. Besondere Anerkennung verdienen alle, die in 
ihren Dienststellen Aktionen geplant, vorbereitet und durchgeführt haben und dabei nicht selten 
erhebliche Widerstände in den eigenen Reihen überwinden mussten, sowie die hauptamtlichen 
KollegInnen in den Bezirken, die durch ihr hohes Engagement die problematische Stellensituation 
vor Ort ausgeglichen und dadurch stets am Limit arbeiteten.“

Waltraud Al-Karghuli | Fachbereichsleiterin Bildung, Wissenschaft und Forschung, 
		             Landesbezirk Baden-Württemberg

„Ich finde es richtig, dass sich die Beschäftigten im öffentlichen Dienst gegen längere 
Arbeitszeiten wehren, weil der Mensch keine Ware ist, deren Ausbeutung der kapitalistischen 
Profitmaximierung überlassen werden darf. Arbeitszeitverlängerung ist Verlust an Kaufkraft und 
Reduktion von Freizeit. Sie verletzt Artikel 24 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte 
vom 10.12.1948. 

191 Staaten haben sie unterschrieben. Auch Deutschland. Der Artikel garantiert für alle 
Menschen „gerechte und befriedigende Arbeitsbedingungen“. Artikel 23 sagt: „Jeder hat das 
Recht auf Erholung und Freizeit und insbesondere auf eine vernünftige Begrenzung der 
Arbeitszeit“. In Zeiten steigender Produktivität ist Arbeitszeitverlängerung ein Bruch des 
Völkerrechts.“ 

Prof. Dr. Dr. h.c. Jean Ziegler | UNO-Sonderberichterstatter, 
			          Autor des Buches „Das Imperium der Schande“

„
“
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deren Verlauf und Zuspruch informiert. Die Medien-
schaffenden wussten es insbesondere zu schätzen, dass 
erstens sie einen Ansprechpartner hatten, anderseits 
von diesem definitiv Infos erhielten, wo es sich 
tatsächlich lohnt ein Kamerateam hinzuschicken.

Die positive Auswirkung: es verging kaum ein 
Tag an dem ver.di nicht in der Tagesschau, bei den 
Tagesthemen (ZDF), oder zumindest bei BW aktuell 
einen Beitrag bekam. Phönix als auch Bloomberg 
TV sendeten unsere Pressekonferenzen mehrmals  in 
voller Länge. 

Auf Initiative der Pressestelle des Landesbezirks und 
der Firma Graffiti wurde eine Fotoausstellung zur 
Dokumentation des Streiks im DGB-Gewerk-
schaftshaus in Stuttgart parallel zu den Auseinan-

dersetzungen organisiert. Dem Fotografen Joachim 
Röttgers gelang es durch sein Werk, das Wir-Gefühl 
/die wieder neu gewonnene Solidarität zwischen 
ArbeitnehmerInnen intern, als auch Streikenden 
und BürgerInnen (extern) dem Betrachter in einer 
unglaublichen Intensität nahe zu bringen.

So ergänzten sich unterschiedlichste Puzzlesteine zu 
einem abgerundeten Bild planbarer Öffentlichkeits-
arbeit. 

Vom SWR bis BBC

Den Streikenden wurde während des Streiks von neun 
Wochen sehr viel abverlangt. Durchhaltevermögen 
war gefragt – und das forderte sämtliche physischen 
und psychischen Kräfte des Einzelnen. Die Medien 

„
“„Als wir im Jahr 2004 mit Aktionen gegen Arbeitszeitverlängerung und die Streichung von 

Weihnachts- und Urlaubsgeld in den Hochschulen und Studentenwerken begonnen haben, hatte 
sich wohl niemand aus dem Landesbereich zugetraut, ohne die gewerkschaftlichen „Kampftruppen“ 
aus Müllwerkern und dem öffentlichen Nahverkehr genügend Kraft zu entwickeln, einen Tarifver-
trag zu erzwingen. Ermutigt durch den Erfolg der Uniklinikbeschäftigten in Baden-Württemberg 
war es Ende 2005 sehr hilfreich, dass wir zunächst gemeinsam mit den kommunalen Beschäftigten 
agieren und von ihnen lernen konnten. Die entscheidende Änderung im Bewusstsein gab es aber 
erst nach dem kommunalen Abschluss. Die Streikkonferenz in Hannover bestärkte nicht nur uns 
in Baden-Württemberg, weiter zu machen und brachte uns auf neue Ideen. Hätten wir damals in 
unseren Aktionen nachgelassen, wir hätten wohl heute noch keinen Tarifvertrag im Landesbereich. 
Mich hat die Kreativität der Kolleginnen und Kollegen fasziniert. Und beeindruckt hat mich, 
welche Wirkung dadurch und mit Beharrungsvermögen auch bei geringem Organisationsgrad 
erzielt werden kann. Die beteiligten Kolleginnen und Kollegen haben erstmals den Zusammenhang 
zwischen der Kraft solidarischen Handelns und einem Tarifergebnis gespürt und dadurch die 
Bedeutung der Koalitionsfreiheit und des Streikrechts erfahren.

Kraft gekostet haben uns allerdings Schwächen in den gewerkschaftlichen Kommunikations-
strukturen insbesondere in den großen Dienststellen. Hier müssen wir die Zeit bis zum nächsten 
Arbeitskampf nutzen, um uns besser aufzustellen. Besondere Anerkennung verdienen alle, die in 
ihren Dienststellen Aktionen geplant, vorbereitet und durchgeführt haben und dabei nicht selten 
erhebliche Widerstände in den eigenen Reihen überwinden mussten, sowie die hauptamtlichen 
KollegInnen in den Bezirken, die durch ihr hohes Engagement die problematische Stellensituation 
vor Ort ausgeglichen und dadurch stets am Limit arbeiteten.“

Waltraud Al-Karghuli | Fachbereichsleiterin Bildung, Wissenschaft und Forschung, 
		             Landesbezirk Baden-Württemberg

„Ich finde es richtig, dass sich die Beschäftigten im öffentlichen Dienst gegen längere 
Arbeitszeiten wehren, weil der Mensch keine Ware ist, deren Ausbeutung der kapitalistischen 
Profitmaximierung überlassen werden darf. Arbeitszeitverlängerung ist Verlust an Kaufkraft und 
Reduktion von Freizeit. Sie verletzt Artikel 24 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte 
vom 10.12.1948. 

191 Staaten haben sie unterschrieben. Auch Deutschland. Der Artikel garantiert für alle 
Menschen „gerechte und befriedigende Arbeitsbedingungen“. Artikel 23 sagt: „Jeder hat das 
Recht auf Erholung und Freizeit und insbesondere auf eine vernünftige Begrenzung der 
Arbeitszeit“. In Zeiten steigender Produktivität ist Arbeitszeitverlängerung ein Bruch des 
Völkerrechts.“ 

Prof. Dr. Dr. h.c. Jean Ziegler | UNO-Sonderberichterstatter, 
			          Autor des Buches „Das Imperium der Schande“

„
“
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stellten dies immer wieder aus verschiedenen 
Perspektiven dar. Deshalb lohnt es sich, die Situation 
der Medienbegleitung näher zu betrachten. 

Für Hörfunk, Fernsehen und Printmedien verlangte 
dieser Tarifkonflikt ebenfalls neue Maßstäbe. Seit die 
Arbeitgeber die Arbeitszeitbestimmungen kündigten, 
also vom ersten Tag des Konflikts an, begleiteten uns 
die Medien. So titelten internationale Tageszeitungen
wie Herald Tribune, Financial Times und Le Monde, 
überregionale Tageszeitungen in Benelux, Frankreich, 
Italien. Spanien, Schweiz, Österreich, Portugal, Polen,
Türkei, Schweden, Norwegen berichteten regelmäßig.
Bei Nachrichtensendern wie Bloomberg, CNBC 
Europe, CNN, NTV, N24, Phoenix hatte ich wie bei 
den internationalen Printmedien ständige Ansprech-
partnerinnen und Ansprechpartner. Fernsehanstalten 
aus Italien, Frankreich, Türkei, Schweden und 
Norwegen nahmen regelmäßig mit uns Kontakt auf. 
In Deutschland wurde das Thema Tarifkonflikt im 
öffentlichen Dienst von Baden-Württemberg zum 
täglichen Redaktionsthema. In Wochenzeitschriften 
und Magazinen wie Die Zeit, Spiegel, Focus, Stern 
stand das Thema auf der Tagesordnung. Die Redakteur-
innen und Redakteure von Tagesspiegel, Tageszeitung 
(TAZ), Süddeutsche Zeitung, Frankfurter Allgemeine, 
Die Welt, Frankfurter Rundschau wurden in dem 

Thema zu vertrauten Kolleginnen und Kollegen. Die 
Medien wurden zum festen Bestandteil des Arbeits-
kampfes. Ohne die kritische, jedoch mit wenigen 
Ausnahmen stets faire und oft auch wohlwollende 
Berichterstattung wäre dieser Arbeitskampf im 
öffentlichen Dienst sehr viel schwerer zu gewinnen 
gewesen. Die Medien müssen kritisch sein. Und 
deshalb werden sie hin und wieder auch Artikel 
schreiben, die uns die Stirn runzeln lassen, die uns 
nicht gefallen. Wenn aber ver.di versucht, die Presse 
so gut wie möglich zu informieren, berichtet die 
Presse in der Regel auch objektiv. Empfindlichkeiten 
oder verletzte Eitelkeiten sind hier fehl am Platz. 
ver.di möchte von den Medien in solch schwierigen 
Situationen anhaltend fair behandelt werden. Da ist 
Presseschelte mit Sicherheit ein ungeeignetes Mittel, 
Botschaften positiv transportieren zu lassen. Nichts 
Schlimmeres für uns, als wenn wir Pressevertreter von 
Informationen ausschließen. Daher mein Appell: Wir 
müssen in Zukunft der Öffentlichkeitsarbeit einen 
noch größeren Raum einräumen. Die Begleitung 
unserer Themenfelder durch Medien kann nur so gut 
sein wie unsere Bereitschaft, die Medien informativ 
und professionell
zu begleiten.

„
“„Im ver.di Bezirk Ostwürttemberg-Ulm wurde die Auseinandersetzung mit den betrieblichen 

Funktionären/innen gut vorbereitet und mit hohem  Engagement geführt; dies war - rückwirkend 
betrachtet - auch der Schlüssel für unseren Erfolg. Mit Erfolg meine ich nicht (nur) das materielle 
Ergebnis und den politischen Sieg über ein stures Arbeitgeberlager, sondern die nachhaltigen 
Veränderungen im Alltag:

1. Der Tarifkonflikt hat zu einer Verbreiterung der personellen Basis in den Betrieben geführt sowie 
zu einem gestiegenen Selbstbewusstsein; dieses Potenzial gilt es zu nutzen für unsere betriebliche 
Gewerkschaftsarbeit.

2. Der Tarifkonflikt hat erstmals in den letzten 20 Jahren breite Schichten unserer Belegschaft 
sensibilisiert und letztlich auch politisiert für den Kampf gegen die Massenarbeitslosigkeit und 
weitere Verschlechterungen.

3. Die Auseinandersetzung hat das öffentliche Ansehen der Gewerkschaft ver.di als durchsetzungs-
fähige Interessensvertretung nachhaltig gestärkt.

4. Der Arbeitskampf hat uns wichtige Erfahrungen und Erkenntnisse gebracht für künftige 
Auseinandersetzungen. An diese gilt es anzuknüpfen bei den kommenden Konflikten.“

Maria Winkler | Bezirksgeschäftsführerin, ver.di Ostwürttemberg-Ulm 
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„
“„Im ver.di Bezirk Ostwürttemberg-Ulm wurde die Auseinandersetzung mit den betrieblichen 

Funktionären/innen gut vorbereitet und mit hohem  Engagement geführt; dies war - rückwirkend 
betrachtet - auch der Schlüssel für unseren Erfolg. Mit Erfolg meine ich nicht (nur) das materielle 
Ergebnis und den politischen Sieg über ein stures Arbeitgeberlager, sondern die nachhaltigen 
Veränderungen im Alltag:

1. Der Tarifkonflikt hat zu einer Verbreiterung der personellen Basis in den Betrieben geführt sowie 
zu einem gestiegenen Selbstbewusstsein; dieses Potenzial gilt es zu nutzen für unsere betriebliche 
Gewerkschaftsarbeit.

2. Der Tarifkonflikt hat erstmals in den letzten 20 Jahren breite Schichten unserer Belegschaft 
sensibilisiert und letztlich auch politisiert für den Kampf gegen die Massenarbeitslosigkeit und 
weitere Verschlechterungen.

3. Die Auseinandersetzung hat das öffentliche Ansehen der Gewerkschaft ver.di als durchsetzungs-
fähige Interessensvertretung nachhaltig gestärkt.

4. Der Arbeitskampf hat uns wichtige Erfahrungen und Erkenntnisse gebracht für künftige 
Auseinandersetzungen. An diese gilt es anzuknüpfen bei den kommenden Konflikten.“

Maria Winkler | Bezirksgeschäftsführerin, ver.di Ostwürttemberg-Ulm 
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„
“

„In der Spitze hatten wir in unserem Bezirk Rhein-Neckar über 2.500 Streikende. Das setzte 
natürlich eine perfekt organisierte Logistik voraus. Wöchentlich wurde in Nachtschichten die 
Auszahlung der Streikgelder vorbereitet, täglich erschien eine aktuelle Streikzeitung und in der 
ver.di-Bezirksgeschäftsstelle wurde eine Art Logistik-Zentrum für Veranstaltungen eingerichtet. So 
trafen sich die Streikenden wechselseitig zu Veranstaltungen und Kundgebungen in Mannheim und 
Heidelberg. Allein am 14. Februar 2006 beteiligten sich über 2.000 Streikende an einer Kundge-
bung gegen die europäische Dienstleistungsrichtlinie vor dem Europaparlament in Straßburg. Der 
Paradeplatz in Mannheim und der Marktplatz in Heidelberg wurden zu verschiedenen Kundge-
bungen leidlich benutzt, Streikende von Abfallwirtschaft und Grünflächenämtern trafen sich im 
Bürgerhaus In Heidelberg Kirchheim. Besonders eindrucksvoll war eine Kundgebung mit beinahe 
2.500 TeilnehmerInnen in der Mannheimer Multihalle, als der ver.di-Vorsitzende Frank Bsirske 
nach mehr als sechswöchigem Streik zur Solidarität mit den Streikenden aufrief und zum Durch-
halten aufforderte. Die Mannheimer Liedermacherin Joana und die Heidelberger Liedermacherin 
Jane Zahn begleiteten viele Veranstaltungen musikalisch. Wir alle werden Joanas Streiklied „Wir 
sind viele“ im Herzen bewahren. Der Streik war die größte Bewährungsprobe in unserem jungen 
Bezirk Rhein-Neckar. Wir haben diese Bewährungsprobe bestanden und wir sind mehr denn je 
eindrucksvoll zusammengewachsen. Wir haben in dieser Tarifauseinandersetzung viel gelernt. Das 
können wir gut gebrauchen, denn die nächsten Kraftproben stehen uns spätestens 2008 ins Haus.“

Peter Erni | Bezirksgeschäftsführer, ver.di Rhein-Neckar
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Politische 
Einschätzung und 
Schlußfolgerungen 
aus dem KAV- und 
dem Länderstreik in 
Baden-Württemberg

1Der Streik im öffentlichen Dienst war von Anfang 
an ein politischer Streik, sowohl im kommunalen 
als auch im Länderbereich. Der Verhandlungsführer 
der Tarifgemeinschaft der Länder, Möllring, ließ seit 
2005 keinen Zweifel an dem Ziel: Das Projekt „40 
plus“ durchzusetzen und die Verhandlungsmacht 
der Gewerkschaften entscheidend zu schwächen. 
Der öffentliche Dienst sollte den Eisbrecher spiele, 
eine Strategie, die unmittelbar an die Politik der 
öffentlichen Arbeitgeber gegen Ende der Weimarer 
Republik erinnert. Die kommunalen Arbeitgeber in 
Baden-Württemberg wollten die Verlängerung der 
Wochenarbeitszeit als politisches Projekt durchsetzen. 
Dabei ging es ihnen in erster Linie nicht um die Sanie-
rung der öffentlichen Haushalte, da Baden-Württem-
berg das reichste Bundesland ist mit der bundesweit 

niedrigsten Verschuldung der Kommunen, der 
niedrigsten Arbeitslosigkeit und der zweitniedrigsten 
Sozialhilfequote. Den kommunalen Arbeitgebern in 
Baden-Württemberg ging es ebenso wie der Tarifge-
meinschaft der Länder darum, zu einer nachhaltigen 
Schwächung der gewerkschaftlichen Tarifmacht im 
öffentlichen Dienst beizutragen und für sich damit 
bessere Ausgangsbedingungen zu schaffen im Hin-
blick auf eine mögliche weitere Auseinandersetzung 
um die Arbeitszeit in der Tarifrunde 2007 / 2008.

Dieser politische Charakter des Streiks wurde von den 
Streikenden und von ver.di zwar erkannt, fand seinen 
Ausdruck aber nicht in einer konsequenten bundes- 
länderweiten Streikstrategie.

2Der Streik im öffentlichen Dienst war ein Vertei-
digungsstreik der 38,5-Stunden-Woche; im Kommu-
nalbereich unmittelbar, im Länderbereich ging der 
Kampf um die Tarifbindung, aber auch hier stand die 
Arbeitszeitfrage im Mittelpunkt des Streiks. Als reiner 
Abwehrstreik gegen eine drohende Verlängerung der 
Arbeitszeit hatte der Streik nicht vorrangig materielle 
Ziele. Der Streik wurde daher in erster Linie als Streik 
um Werte geführt: für die Jugend, für Arbeitsplätze, 
für die Würde des arbeitenden Menschen, für den 
aufrechten Gang.

„
“

„In der Spitze hatten wir in unserem Bezirk Rhein-Neckar über 2.500 Streikende. Das setzte 
natürlich eine perfekt organisierte Logistik voraus. Wöchentlich wurde in Nachtschichten die 
Auszahlung der Streikgelder vorbereitet, täglich erschien eine aktuelle Streikzeitung und in der 
ver.di-Bezirksgeschäftsstelle wurde eine Art Logistik-Zentrum für Veranstaltungen eingerichtet. So 
trafen sich die Streikenden wechselseitig zu Veranstaltungen und Kundgebungen in Mannheim und 
Heidelberg. Allein am 14. Februar 2006 beteiligten sich über 2.000 Streikende an einer Kundge-
bung gegen die europäische Dienstleistungsrichtlinie vor dem Europaparlament in Straßburg. Der 
Paradeplatz in Mannheim und der Marktplatz in Heidelberg wurden zu verschiedenen Kundge-
bungen leidlich benutzt, Streikende von Abfallwirtschaft und Grünflächenämtern trafen sich im 
Bürgerhaus In Heidelberg Kirchheim. Besonders eindrucksvoll war eine Kundgebung mit beinahe 
2.500 TeilnehmerInnen in der Mannheimer Multihalle, als der ver.di-Vorsitzende Frank Bsirske 
nach mehr als sechswöchigem Streik zur Solidarität mit den Streikenden aufrief und zum Durch-
halten aufforderte. Die Mannheimer Liedermacherin Joana und die Heidelberger Liedermacherin 
Jane Zahn begleiteten viele Veranstaltungen musikalisch. Wir alle werden Joanas Streiklied „Wir 
sind viele“ im Herzen bewahren. Der Streik war die größte Bewährungsprobe in unserem jungen 
Bezirk Rhein-Neckar. Wir haben diese Bewährungsprobe bestanden und wir sind mehr denn je 
eindrucksvoll zusammengewachsen. Wir haben in dieser Tarifauseinandersetzung viel gelernt. Das 
können wir gut gebrauchen, denn die nächsten Kraftproben stehen uns spätestens 2008 ins Haus.“

Peter Erni | Bezirksgeschäftsführer, ver.di Rhein-Neckar
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„
“„ver.di in Baden-Württemberg ist aus den Streiks im öffentlichen Dienst in jeder Hinsicht organisa-

torisch und politisch gestärkt heraus gegangen. Die Streiks haben jedoch auch strukturelle Schwä-
chen deutlich gemacht, die in den kommenden Jahren zwingend behoben werden müssen. Im 
Streik machten die Beteiligten unverzichtbare Erfahrungen mit dem Gegner und mit ihrer eigenen 
Solidarität auf die ver.di in der Zukunft zurückgreifen kann. Die Streiks spiegeln im öffentlichen 
Dienst eine Trendwende im Bewusstsein wider, auf die gewerkschaftspolitisch aufgebaut werden 
kann. Allen Unkenrufen zum Trotz war das Thema Arbeitszeit mobilisierungs- und streikfähig. Die 
Härte der Auseinandersetzung und das Gebaren der öffentlichen Arbeitgeber hat zu einer Politisie-
rung großer Teile der Streikenden geführt. Die Distanz zu den Politikern der etablierten Parteien ist 
bei den meisten größer geworden, hat aber nicht in Resignation, sondern in Aktivität umgeschla-
gen. Jede Woche wurde in Stuttgart mindestens eine Demonstration organisiert und jeden Tag eine 
Streikversammlung durchgeführt, auf der alle wesentlichen Informationen ausgetauscht und die 
weitere Vorgehensweise besprochen wurde. Es gab sowohl Streikversammlungen für alle, als auch 
Versammlungen der einzelnen Betriebe und Dienststellen. So entstand nicht nur eine beachtliche 
Streikdynamik, sondern auch eine demokratische Streikkultur, die stark dazu beigetragen hat, dass 
die Streikenden zu den Hauptakteuren des Streiks selbst wurden.

Trotz aller Erfolge muss ver.di dringend in den mittleren Städten und Landkreisen Organisationsar-
beit leisten, um dort eine größere Streikfähigkeit herzustellen. Hier zeigte ver.di nicht nur gravie-
rende Schwäche, sondern hier saßen auch gleichzeitig die größten Hardliner auf der Arbeitgeber-
seite. Obwohl in Zukunft auf die positiven Erfahrungen mit der flexiblen Streikstrategie – die hohe 
Disziplin erfordert – insbesondere auch bei der Müllabfuhr zurückgegriffen werden kann, ist davon 
auszugehen, dass sich die Arbeitgeber gerade in den großen Städten anders auf Streiks vorbereiten 
werden und es wesentlich schneller zum Einsatz von Privaten als Streikbrecher kommen wird. Die 
Organisierung der privaten Müllentsorger muss ebenso wie die Angleichung der Laufzeiten der 
verschiedenen Tarifverträge jetzt große Priorität haben. Dass es während der Streiks kaum spürbare 
praktische Solidarität der anderen Fachbereiche in ver.di gegeben hat, erfordert eine Aufarbeitung. 
Offensichtlich fehlt es an Bewusstsein über alle Fachbereiche hinweg, dass heute Tarifkonflikte in 
aller Regel politische Auseinandersetzungen sind, die auch eine politische Herangehensweise und 
Solidarität aller Bereiche in ver.di erforderlich machen. 

Die Streiks 2006 waren reine Abwehrkämpfe. Die nächste Herausforderung im ÖD ist die Gehalts-
runde Ende 2007/ Anfang 2008. Die Mitglieder erwarten eine klare Positionierung für deutliche 
Gehaltserhöhungen und wissen genau, dass das ohne erneuten Arbeitskampf nicht zu machen ist. 
Die rechtzeitige Vorbereitung mit den richtigen Konsequenzen aus den geführten Streiks könnten 
wichtige Schritte heraus aus der Defensive sein.“  

Bernd Riexinger | Bezirksgeschäftsführer, ver.di Stuttgart

Auf dem Hintergrund millionenfacher Arbeitslosig-
keit, leerer Kassen in den öffentlichen Haushalten und 
eines relativ niedrigen Organisationsgrades, mussten 
wir lernen, offensiv aus der Defensive zu kämpfen. 
Das ist uns gelungen. Der Arbeitskampf bei den 
Kommunen in Baden-Württemberg war nicht nur 
ein moralischer Sieg, sondern ein politischer Sieg und 
hat entscheidend dazu beigetragen, die Gewerkschaft 
ver.di als Organisation und Interessenvertretung zu 
stärken. Trotz des Kompromisses einer halben Stunde 
längerer Arbeitszeit war der Arbeitskampf ein Erfolg. 
Viele Arbeitgeber – nicht nur öffentliche, sondern 
auch private - waren und sind nachhaltig verunsichert, 

dass Menschen weniger für sich als für andere einen 
wochenlang andauernden Arbeitskampf führen. Das 
hat ver.di und den kämpfenden KollegInnen nachhal-
tig Respekt verschafft. 

3 Positiv hat sich die bereits im zweiten Halbjahr 
2004 landesweit gestartete und im Sommer 2005 
fortgesetzte Kampagne Arbeitszeit ausgewirkt. In 
diesem Zeitraum wurden in mehr als 750 Betrieben 
Arbeitszeitbilanzen erstellt mit dem Ziel, die 
arbeitsplatzvernichtende Wirkung von Arbeitszeit-
verlängerung unmittelbar betrieblich bewusst zu 
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„
“„ver.di in Baden-Württemberg ist aus den Streiks im öffentlichen Dienst in jeder Hinsicht organisa-

torisch und politisch gestärkt heraus gegangen. Die Streiks haben jedoch auch strukturelle Schwä-
chen deutlich gemacht, die in den kommenden Jahren zwingend behoben werden müssen. Im 
Streik machten die Beteiligten unverzichtbare Erfahrungen mit dem Gegner und mit ihrer eigenen 
Solidarität auf die ver.di in der Zukunft zurückgreifen kann. Die Streiks spiegeln im öffentlichen 
Dienst eine Trendwende im Bewusstsein wider, auf die gewerkschaftspolitisch aufgebaut werden 
kann. Allen Unkenrufen zum Trotz war das Thema Arbeitszeit mobilisierungs- und streikfähig. Die 
Härte der Auseinandersetzung und das Gebaren der öffentlichen Arbeitgeber hat zu einer Politisie-
rung großer Teile der Streikenden geführt. Die Distanz zu den Politikern der etablierten Parteien ist 
bei den meisten größer geworden, hat aber nicht in Resignation, sondern in Aktivität umgeschla-
gen. Jede Woche wurde in Stuttgart mindestens eine Demonstration organisiert und jeden Tag eine 
Streikversammlung durchgeführt, auf der alle wesentlichen Informationen ausgetauscht und die 
weitere Vorgehensweise besprochen wurde. Es gab sowohl Streikversammlungen für alle, als auch 
Versammlungen der einzelnen Betriebe und Dienststellen. So entstand nicht nur eine beachtliche 
Streikdynamik, sondern auch eine demokratische Streikkultur, die stark dazu beigetragen hat, dass 
die Streikenden zu den Hauptakteuren des Streiks selbst wurden.

Trotz aller Erfolge muss ver.di dringend in den mittleren Städten und Landkreisen Organisationsar-
beit leisten, um dort eine größere Streikfähigkeit herzustellen. Hier zeigte ver.di nicht nur gravie-
rende Schwäche, sondern hier saßen auch gleichzeitig die größten Hardliner auf der Arbeitgeber-
seite. Obwohl in Zukunft auf die positiven Erfahrungen mit der flexiblen Streikstrategie – die hohe 
Disziplin erfordert – insbesondere auch bei der Müllabfuhr zurückgegriffen werden kann, ist davon 
auszugehen, dass sich die Arbeitgeber gerade in den großen Städten anders auf Streiks vorbereiten 
werden und es wesentlich schneller zum Einsatz von Privaten als Streikbrecher kommen wird. Die 
Organisierung der privaten Müllentsorger muss ebenso wie die Angleichung der Laufzeiten der 
verschiedenen Tarifverträge jetzt große Priorität haben. Dass es während der Streiks kaum spürbare 
praktische Solidarität der anderen Fachbereiche in ver.di gegeben hat, erfordert eine Aufarbeitung. 
Offensichtlich fehlt es an Bewusstsein über alle Fachbereiche hinweg, dass heute Tarifkonflikte in 
aller Regel politische Auseinandersetzungen sind, die auch eine politische Herangehensweise und 
Solidarität aller Bereiche in ver.di erforderlich machen. 

Die Streiks 2006 waren reine Abwehrkämpfe. Die nächste Herausforderung im ÖD ist die Gehalts-
runde Ende 2007/ Anfang 2008. Die Mitglieder erwarten eine klare Positionierung für deutliche 
Gehaltserhöhungen und wissen genau, dass das ohne erneuten Arbeitskampf nicht zu machen ist. 
Die rechtzeitige Vorbereitung mit den richtigen Konsequenzen aus den geführten Streiks könnten 
wichtige Schritte heraus aus der Defensive sein.“  

Bernd Riexinger | Bezirksgeschäftsführer, ver.di Stuttgart
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„
“„Die Streikbereitschaft in Oberschwaben war für einen Flächenbezirk sehr hoch, was auch an den 

Streikbeteiligungen und Aktionen abgelesen werden kann. So ist es uns gelungen auch Betriebe 
in den Streik zu führen, die bisher noch nie gestreikt hatten, sowie eine zentrale Kundgebung in 
Ravensburg mit allen Streikbetrieben durchzuführen. Leider konnten wir  aufgrund unserer perma-
nenten Unterbesetzung im Verwaltungs-- sowie Sekretärsbereich diese hohe Streikbereitschaft nicht 
voll in der Breite nutzen, da wir schlichtweg nicht hinterher gekommen sind mit den verwal-
tungstechnischen Vor- und Nachbereitungen, sowie dem politischen Auftreten. Die Situation hat 
sich durch die Verstärkung durch die Bundesverwaltung, in Person von Nico Stumpfögger (hier 
nochmals unser herzlichsten Dank) etwas entspannt, da er die komplette Pressearbeit im Bezirk 
übernahm, sowie beim “Aufreißen“ neuer Betriebe sehr aktiv war. Ohne die starke Unterstützung 
durch Ehrenamtliche im Verwaltungsbereich wäre vieles nicht möglich gewesen.“

Martin Maucher | Gewerkschaftssekretär, 
		  Bezirk Oberschwaben
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machen. Bei den Betriebs- und Personalräten, den 
betrieblichen Vertrauensleuten und Betriebsgruppen 
wurde seither Arbeitszeitverlängerung verbunden mit 
Arbeitsplatzabbau, schlechteren Arbeitsbedingungen 
und weniger Geld. Dieses Bewusstsein hat wesentlich 
dazu beigetragen, eine starke Front gegen Arbeitszeit-
verlängerung in den Belegschaften aufzubauen bis hin 
zur Bereitschaft, notfalls streikweise die Wochenar-
beitszeit zu verteidigen. 

Die Erkenntnis, dass Arbeitszeitverlängerung zur 
Vernichtung von Arbeitsplätzen führt, wurde in die 
Betriebe und Dienststellen und in die Öffentlichkeit 
transportiert und von den Kolleginnen und Kollegen 
mit „Gesichtern“ versehen, z.B. mit der Kampagne 
„Karin fehlt“. Es ging nicht um den eigenen Arbeits-
platz, sondern um den Arbeitsplatz von befristet 
eingestellten KollegInnen, um den Arbeitsplatz, auf 
den ein Auszubildender übernommen werden könnte 
und damit um Arbeitsplätze für die heranwachsende 
Generation. Damit wird auch erklärbar, warum die 
18-Minuten-Ideologie der Arbeitgeber gerade in den 
Streikbetrieben nicht gegriffen hat, obwohl es die 
Arbeitgeber immer wieder geschickt geschafft haben, 
gerade diese Aussage in den Medien zu platzieren. 

Da die Angriffe auf die Wochenarbeitszeit nicht ab-, 
sondern eher zunehmen werden, ist die Tatsache, 
dass Beschäftigte prinzipiell bereit sind, ihre Wo-
chenarbeitszeit notfalls streikweise zu verteidigen, ein 
wesentlicher Punkt für kommende Auseinanderset-
zungen – egal in welcher Branche sie geführt werden. 

4Die Streikstrategie im neunwöchigen KAV-Streik 
war überzeugend, ging aber nur bis zur gescheiterten 
Schlichtung. Die Einstufung der Betriebe in A-, 
B- und C-Betriebe (A: sofort arbeitskampffähig, B: 
können auf einen Arbeitskampf hingeführt werden, 
C: sind zur Zeit nicht streikfähig) war mit Sicherheit 
richtig. Wir hatten eine Streik-Steigerung eingeplant, 
einen Wellenstreik, schließlich den Wechselstreik 
und haben in einer bestimmten zeitlichen Phase auch 
wie bei einem Durchbruchstreik agiert. Allerdings 
hatten wir das Arbeitgeberlager unterschätzt. Wir 
hatten geglaubt, dass aus politischen Gründen vor 
der Landtagswahl im März von den Arbeitgebern ein 
Abschluss angestrebt würde.

Auch auf die Zeit nach der ergebnislosen Schlichtung 
waren wir unzureichend vorbereitet. Die Streikstra-
tegie, die dann konzipiert und mit Erfolg z.B. bei der 
Müllabfuhr Stuttgart durchgeführt wurde, die Stra-
tegie des flexiblen Wechselstreiks, einer Streikform, 
die darauf setzt, unberechenbar für den Arbeitgeber 
wichtige neuralgische Betriebe zu bestreiken (Rein-
Raus-Streik), muss für künftige Auseinandersetzungen 
strategisch und taktisch noch besser vorbereitet und 
ausgebaut werden.

Negativ hat die „Ungleichzeitigkeit“ im KAV-Streik 
gewirkt. Es gab zwar das „A-B-C-Streikkonzept“, 
aber es fehlte eine landesweite Verzahnung der jeweils 
regionalen Möglichkeiten und Potentiale. Unterstellt, 
dass in allen Bezirken der Auftrag, eine tragfähige 

„
“„Die Streikbereitschaft in Oberschwaben war für einen Flächenbezirk sehr hoch, was auch an den 

Streikbeteiligungen und Aktionen abgelesen werden kann. So ist es uns gelungen auch Betriebe 
in den Streik zu führen, die bisher noch nie gestreikt hatten, sowie eine zentrale Kundgebung in 
Ravensburg mit allen Streikbetrieben durchzuführen. Leider konnten wir  aufgrund unserer perma-
nenten Unterbesetzung im Verwaltungs-- sowie Sekretärsbereich diese hohe Streikbereitschaft nicht 
voll in der Breite nutzen, da wir schlichtweg nicht hinterher gekommen sind mit den verwal-
tungstechnischen Vor- und Nachbereitungen, sowie dem politischen Auftreten. Die Situation hat 
sich durch die Verstärkung durch die Bundesverwaltung, in Person von Nico Stumpfögger (hier 
nochmals unser herzlichsten Dank) etwas entspannt, da er die komplette Pressearbeit im Bezirk 
übernahm, sowie beim “Aufreißen“ neuer Betriebe sehr aktiv war. Ohne die starke Unterstützung 
durch Ehrenamtliche im Verwaltungsbereich wäre vieles nicht möglich gewesen.“

Martin Maucher | Gewerkschaftssekretär, 
		  Bezirk Oberschwaben
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Streikplanung und –durchführung auch umgesetzt 
wurde, waren die Entwicklungen in den neuen 
Bezirken höchst unterschiedlich: 

•   vier Bezirke waren durchgehend vom ersten Tag 
     des Arbeitskampfes bis zum Tarifabschluss mit  
     Streikaktionen präsent; 

•   ein Bezirk hatte eine lange „Anlaufzeit“, um dann 
     doch noch zu nennenswerten Streikaktionen zu 
     kommen

•   und in einem Teil der Bezirke, die zwar zu Beginn 
     sichtbar vertreten waren, reichte die Kraft nicht      
     für einen 9-Wochen-Streik, sondern nur für drei bis       
     vier Wochen. 

5Diese „Ungleichzeitigkeit“, die ab der dritten / 
vierten Streikwoche landesweit und vermutlich auch 
bei den Arbeitgebern sichtbar die „weißen Flecken“ 
aufzeigte, muss in zukünftigen Tarifauseinanderset-
zungen durch eine landesweite Streikstrategie und 
solidere Vorbereitung vermieden werden: Es muss 
gelingen, 

•   alle kreisfreien Städte bzw. Städte mit mehr als 
     80.000 Einwohnern dauerhaft in den Arbeitskampf 
     einzubeziehen, 

•   alle Mittelstädte ab 50.000 Einwohner zumindest 
     wellenartig und tageweise in den Arbeitskampf 
     einzubeziehen, 

•   wenigstens die Hälfte der Landkreise, sei es direkt 
     oder indirekt über ihre Einrichtung (Straßen- 
     meisterei, Krankenhäuser etc.) zu treffen.

Intern bedeutet das, die Ursachen der unterschied-
lichen Entwicklungen klar zu analysieren und für die 
Tarifrunde 2007 / 2008 rechtzeitig Konsequenzen zu 
ziehen und Vorbereitungen zu treffen. 

Sowohl für den Länderstreik als auch für den KAV-
Streik gilt mit wenigen Ausnahmen: der Organisati-
onsgrad ist zu niedrig. Zwar haben wir bewiesen, dass 
es auch möglich ist, erfolgreich zu kämpfen mit einem 
relativ niedrigen Organisationsgrad – das ist aber 
keine Garantie für die Zukunft.

Zur Vorbereitung der kommenden Auseinanderset-
zung gilt es daher in allen Bereichen, bessere Voraus-
setzungen durch mehr organisierte Kolleginnen und 
Kollegen zu schaffen. 

Gemessen an den schwierigen Voraussetzungen haben 
wir in Baden-Württemberg einen hervorragenden 
Arbeitskampf sowohl im kommunalen als auch Län-
derbereich geführt. Wir haben trotz schmerzlicher 
Kompromisse gewerkschaftspolitisch, organisations-
politisch und moralisch gewonnen. 

Das ist das Fundament, auf dem es aufzu-
bauen gilt für künftige Auseinanderset-
zungen. 

„
“„Was mich am meisten entsetzt hat während der Streiks im öffentlichen Dienst, war die Verrohung 

der Umgangsformen, die die Arbeitgeber und insbesondere Freiburgs Oberbürgermeister Salomon 
mit dem massiven Streikbrechereinsatz bei der ASF Abfallwirtschaft an den Tag gelegt haben. Trotz 
der harten Attacken und unserer defensiven Lage waren wir jedoch erfolgreich und konnten durch 
den längsten Streik in der Geschichte von ver.di im gesamten Bereich des Öffentlichen Dienstes 
letztlich doch faire Tarifverträge durchsetzen, die die Arbeitszeit nun unterschiedlich in den jewei-
ligen Bereichen regeln. Hierzu ergeht Dank an alle Beteiligten, die diesen langen Arbeitskampf mit 
getragen haben und dadurch maßgeblich zu seinem Erfolg beigetragen haben.“

Reiner Geis | Bezirksgeschäftsführer, ver.di Südbaden
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„
“

„Die Landesregierung Baden-Württemberg ging - wie die anderen Länder auch - davon aus, dass 
sie den Arbeitskampf ziemlich locker aussitzen kann und äusserte sich entsprechend arrogant über 
die ver.di-Aktionen. Deshalb ist es eine besondere Genugtuung, dass sie sich getäuscht hat und das 
auch öffentlich bekannte. Das verbessert auf jeden Fall unsere Ausgangssituation für die nächsten 
Auseinandersetzungen. Durch die Verwaltungsstrukturreform hat der Fachbereich Bund und Land 
seine streikfähigsten Bereiche verloren - ohnehin ist der Länderbereich weniger aktionsfähig als der 
Bundesbereich. Angesichts dessen ist die Streikbeteiligung des Fachbereichs positiv zu bewerten 
- einzelne Dienststellen wie insbesondere das Statistische Landesamt und verschiedene
Autobahnmeistereien haben  wochenlang  gestreikt, andere tageweise und punktuell. Selbst 
nachdem der kommunale Arbeitskampf beendet war, der wesentlich zur Dynamik der Auseinan-
dersetzung beigetragen hat,  konnte der Streik aufrecht erhalten werden. Das Bewusstsein, dass die 
Landesbeschäftigten sich für ihre eigenen Interessen einsetzen müssen und können und sich nicht 
(mehr) auf andere verlassen können, ist gewachsen - neben den erkämpften Tarifverträgen ein 
wichtiger Erfolg.“

Renate Knapper | Fachbereichsleiterin Bund und Länder, Landesbezirk Baden-Württemberg
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„Ich finde es richtig, dass die Beschäftigten im öffentlichen Dienst sich gegen längere Arbeits-
zeiten wehren, da ich es grundsätzlich immer gut finde, wenn gestreikt wird. Gerade in der 
jetzigen Situation kann aus einem kraftvollen Nein zu konkreten Verschlechterungen der erste 
Schritt zu einer Alternative zur neoliberalen Politik des Sozialabbaus werden.“ 

Konstantin Wecker | Liedermacher „
“
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Busfahrer streiken
gegen Lohndumping
Kassel – Mit einem Streik wollen 220
Fahrer der Busverkehr Kurhessen
(RKH) eine Verlängerung ihrer Arbeits-
zeit bei schlechterer Bezahlung verhin-
dern. „Es muss mal ein Schlussstrich
unter das Lohndumping gezogen wer-
den“,begründet ein Busfahrer das Vor-
gehen. Bis zu 250 Stunden müssten
sie im Monat arbeiten, erklärt ein an-
derer, davon bekämen sie aber nur
170 bezahlt. „Und das für einen Hun-
gerlohn von rund neun Euro.“ Laut
ver.di ist der Tarifvertrag Ende letzten
Jahres ausgelaufen. Auf Gesprächs-
angebote der Gewerkschaft hat der
Arbeitgeber nicht reagiert.

Wenige Tage vor der entscheiden-
den zweiten Verhandlungsrunde
forderte der stellvertretende ver.di-
Landesbezirksleiter Alfred Wohlfart die
kommunalen Arbeitgeber noch ein-
mal eindringlich auf, von ihrer starren
Position abzurücken. Die Tarifparteien
kommen am 23. Januar zur entschei-
denden Tarifverhandlung zusammen. 
Für die Gewerkschaften steht es Spitz
auf Knopf: Diese Verhandlungsrunde
soll zeigen, ob die Arbeitgeber bereit
sind, einzulenken oder es tatsächlich
wissen wollen. ver.di und die Beschäf-
tigten sind entschlossen: Sie sind be-
reit für unbefristete Streiks für den Fall,
dass die kommunalen Arbeitgeber
nicht von ihren starren Positionen ab-
weichen. Schon mit ihren Aktionen 
im Dezember zeigten die Beschäftig-
ten eindeutig, dass für sie eine 
längere Wochenarbeitszeit nicht in
Frage kommt. 

„Reine Augenwischerei“

„Angesichts der hohen Arbeitslosigkeit
müssen wir die Arbeit auf mehr und
nicht auf weniger Schultern verteilen“,
argumentierte Wohlfart. „Arbeitszeit-
verlängerung aber beschleunigt den
Stellenabbau nahezu zwangsläufig.“
ver.di mache sich für den Erhalt der
38,5-Stunden-Woche stark, weil nur so
Arbeitsplätze gesichert werden kön-

nen. Eine Verlängerung der Arbeitszeit
habe zur Folge, dass junge Leute nach
ihrer Ausbildung nicht übernommen

„Auch wegen der Jugend darf der Stel-
lenabbau bei den Kommunen nicht
noch beschleunigt werden.“ 
Dass die Arbeitgeber diesen Zu-
sammenhang leugneten, bezeichnete
Wohlfart als „reine
Augenwischerei“. Al-
lein die Haushalts-
lage zwinge die
Städte und Gemein-
den bei einer Verlän-
gerung der Wochen-
arbeitszeit entspre-
chend Stellen zu
streichen. Bei einer Arbeitszeitverlän-
gerung sieht ver.di weitere 10.000
Stellen bei Land und  Kommunen im
Südwesten in Gefahr. Zudem befürch-
ten die Mitarbeiter des öffentlichen
Dienstes, dass es bei der 40-Stunden-
Woche nicht bleibt: „Das ist nur ein er-
ster Schritt“, sind sich viele sicher. Ei-
gentlich hätten die Arbeitgeber bereits
Wochenarbeitszeiten von über 40
Stunden im Blick. „Erst werden die Ar-
beitszeiten für die Beamten heraufge-
setzt, dann sollen wir nachziehen“, är-
gert sich ein Beschäftigter der Freibur-
ger Stadtverwaltung. 
Die Arbeitgeber der Städte, Gemein-
den und Landkreise in Baden-Würt-

temberg hatten die Regelungen zur
Arbeitszeit gekündigt, kaum dass der
neue Tarifvertrag für den öffentlichen
Dienst (TVöD) in Kraft getreten war.
Dabei sind in den TVöD Regelungen
aufgenommen worden, die eine wei-
tere Flexibilisierung der Arbeitszeit für
die Beschäftigten der Kommunen er-
möglichen.
Der Chef des kommunalen Arbeit-
geberverbandes, der Mannheimer
Oberbürgermeister Gerhard Widder
(SPD), machte in den Tarifverhandlun-
gen unmissverständlich deutlich, wo-
hin die Reise gehen soll. Die Arbeitge-
ber wollen sparen – und zwar beim
Personal. Arbeiten die Beschäftigen
länger, werden weniger Mitarbeiter
gebraucht. So können Personalkosten
sinken.
Und nur deshalb halten sie – trotz aller
Proteste der Beschäftigten – an ihrer

Haltung fest:  stur
und unerbittlich.
Möglicherweise
glauben sie auch,
der Unmut ihrer Ar-
beiter und Ange-
stellten ist nur vor-
übergehender Na-
tur und wird sich

schnell legen. Dabei haben die Be-
schäftigten bereits im Dezember ge-
zeigt, wie ernst es ihnen mit dem Er-
halt der 38,5-Stunden-Woche ist. 

Deutliches Signal 
der Beschäftigten
Die meisten der etwa 200.000 Mit-
arbeiter bei Städten, Gemeinden und
Landkreisen wären von einer mög-
lichen Arbeitszeitverlängerung betrof-
fen – wie Krankenschwestern und
Pfleger in Kliniken der Städte und der
Landkreise, Verwaltungsangestellte,
Mitarbeiter der Bauhöfe, der Kinder-
tageseinrichtungen, der Garten- und

TARIFl
NACHRICHTEN

Zeitung der Vereinten Dienstleistungs-
gewerkschaft für die im 
Öffentlichen Dienst Beschäftigten

18. Januar 2006,  Ausgabe Nummer 1

In dieser Ausgabe:

Seite 4

Kommunen wollen
Fakten schaffen
In fast allen Bundesländern 
versuchen die kommunalen 
Arbeitgeber, längere Wochen-
arbeitszeiten durchzusetzen.

ver.di kämpft für Arbeitsplätze
40-Stunden-Woche kommt nicht in Frage

Dänische Gewerkschaft 
lobt Lidl
Kopenhagen – In Deutschland gilt
die Discount-Kette Lidl als extrem
gewerkschafts- und betriebsrats-
feindlich. Die dänische Handelsge-
werkschaft 3F hat dagegen das
Unternehmen jetzt nach Abschluss
eines Tarifvertrags sehr gelobt. Denn
Lidl akzeptierte einen Tarif, der als
Startentlohnung einen Stundenlohn
von 108 Kronen (14,50 Euro) fest-
legt und damit um 5 Kronen über
dem Branchendurchschnitt liegt.
Dass Lidl dies akzeptiert hat, liegt an
der Stärke der dänischen Gewerk-
schaften: Vier von fünf Beschäf-
tigten sind in Dänemark organi-
siert.

Über 10.000 
Beschäftigte
protestieren
Schon Anfang Dezember waren
weit über 10.000 Beschäftigte der 
Kommunen nach Stuttgart zur
zentralen Demonstration gekom-
men. Sie zeigten eindrücklich,
dass sie strikt gegen eine Ver-
längerung der Wochenarbeitszeit
sind. Bei der Demonstration 
holten sich die Beschäftigten auch
Weihnachtsgeld ab – eine Münze
aus Schokolade.

Foto (M): Jo Röttgers

Koch will alle 42 
Stunden arbeiten lassen

Frankfurt/Main – Der hessische 
Ministerpräsident Roland Koch hat für
die Beschäftigten des Landes Bot-
schaften der besonderen Art. So teilte
er den Beamten des Landes in einem
Schreiben mit: „Dass die getroffenen
Maßnahmen – Erhöhung der Arbeits-
zeit, Reduzierung des Weihnachtsgel-
des und Streichung beziehungsweise
Kürzung des Urlaubsgeldes – für die
gesamte Legislaturperiode bis 2008
gelten.“
Ein Geschenk der besonderen Art
hatte er dann noch für die Arbeiter
und Angestellten – die 42-Stunden-
Woche! „Unabhängig davon“ durften
die unter den Tarifvertrag fallenden
Beschäftigten der hessischen Landes-
verwaltung Kochs Jahresendbotschaft
entnehmen, „strebt die Landesregie-
rung im Bereich der Tarifbeschäftigten
weiterhin an, Angestellte, Arbeiter und
Beamte bezogen auf Arbeitszeit und
Sondervergütung gleich zu behan-
deln“.

Friedhofsämter, der Stadtreinigung
und der Müllabfuhr. Viele von ihnen
haben deutlich gemacht, dass sie be-
reit sind, für den Erhalt der 38,5-Stun-
den-Woche zu kämpfen. Für sie gilt:
„Mehr Arbeit, weniger Lohn - ein
Hohn.“ So bewerteten sie die Pläne
der kommunalen Arbeitgeber. Denn
eine Verlängerung der Arbeitszeit ent-
spricht einem Lohnverlust von etwa
vier Prozent.
Die Beteiligung an den Aktionen im
Dezember vergangenen Jahres wertet
die Gewerkschaft als ein deutliches
Signal der Beschäftigten. 
Ob Sozialamt, Müllabfuhr, Kliniken,
Gartenbauamt oder Pflegeeinrichtun-
gen – die Beschäftigten sagen eindeu-
tig nein zu den Plänen der Arbeitge-
ber, die Arbeitszeit zu verlängern. Und
die Aktionen waren nur ein kleiner,
sanfter Vorgeschmack auf das, was
kommt, wenn die Arbeitgeber nicht
einlenken, heiflt es unisono in den
Betrieben.

Länger arbeiten? 
Nein, danke. Denn ...

Arbeitszeitverlängerung
bedeutet eine Lohn- 
und Gehaltseinbuße von
3,9 Prozent.

Stuttgart – Dem Südwesten stehen turbulente Wochen bevor.
Denn nach wie vor beharren die kommunalen Arbeitgeber
auf eine Verlängerung der Wochenarbeitszeit für Angestellte
und Arbeiter. Statt bisher 38,5 Stunden sollen sie künftig 
40 Stunden die Woche arbeiten. ver.di hat auf diese Forde-
rung nur eine Antwort: „Nicht mit uns.“ Weil längere Arbeits-
zeiten Arbeitsplätze vernichten und den Stellenabbau bei
Städten, Gemeinden und Landkreisen forcieren. Die Folge:
Junge Leute haben erst gar keine Chance auf eine feste Stelle
bei den Kommunen. 

„Arbeitszeitverlängerung
beschleunigt den Stellenabbau
zwangsläufig“, ist sich Alfred

Wohlfart sicher

werden und auf der Straße stehen.
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tion des TVöD nicht nachvollziehen.
Zudem kommt ein solches Verständ-
nis von Verhandlungen für sie einem
Diktat gleich. 
Die Probleme der öffentlichen Kassen
sind für die Arbeitgeber das wichtigste
Argument, auf der 40-Stunden-Woche
zu beharren. Sie räumen ein, dass
weder die Gewerkschaften noch die

Beschäftigten die
Löcher in den
Haushalten verur-
sacht haben. Den-
noch geben sie
sich entschlossen,
den Rotstift bei
den Einkommen
anzusetzen. Denn

18 Minuten mehr pro Tag entsprechen
nach ver.di-Analysen Lohn- und Ge-
haltskürzungen von fast vier Prozent. 
Nach den Aussagen des KAV-Verhand-
lungsführers, Mannheims Oberbürger-
meister Gerhard Widder (SPD), rech-
nen die Kommunen nicht damit, dass
sich die finanzielle Lage der Städte,
Gemeinden und Landkreise in naher
Zukunft ändert. „Es muss überall ge-
spart werden“, wird Widder nicht
müde zu betonen. Und er folgert:
„Deshalb muss die Effizienz gesteigert
werden.“ 
Mitglieder der ver.di-Tarifkommission
werten solche Äußerungen als „ver-
steckte Ankündigung für weiteren
Stellenabbau“. „Einige im Scharf-
macherlager des KAV verstehen sich
wohl als Speerspitze einer Bewegung,
die eine deutliche Verlängerung der
Arbeitszeit durchsetzen will, um damit
auch der Privatwirtschaft den Weg zu
ebnen“, mutmaßt ein Mitglied der
Tarifkommission.

Klinikum Siegburg: 
Demo für Tarifvertrag

Siegburg – Am 21. Januar haben die
Beschäftigten der Klinikum Siegburg-
Rhein-Sieg GmbH für bessere Arbeits-
bedingungen demonstriert. Die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter fordern
ein Ende des Stellenabbaus, die Ab-
schaffung der 24-Stunden-„non-stop“-
Dienste und eine attraktive Bezahlung
für die Beschäftigten. Hintergrund der
Auseinandersetzung: Seit Mai 2004
gibt es für die Beschäftigten im Klini-
kum einen Lohn- und Gehaltsstopp.
Der Tarifvertrag wurde zum Jahres-
ende 2004 gekündigt. Neu Ein-
gestellte werden seitdem schlechter
bezahlt und müssen länger arbeiten. 

Potsdam – Die SPD will gemeinsam
mit den Gewerkschaften gegen eine
Öffnung der grenzüberschreitenden
Dienstleistungen in der Europäischen
Union (EU) Front machen. SPD-Chef
Matthias Platzeck meint, die umstrit-
tene EU-Dienstleistungsrichtlinie ge-
fährde den sozialen Zusammenhalt in
Europa und „rüttelt an den Grund-
festen des europäischen Sozialmo-
dells“. Nach seiner Ansicht würde eine
weitgehende Liberalisierung der
Dienstleistungsmärkte auf Grundlage
des Herkunftslands-Prinzips „zu einem
Wettrennen um die niedrigsten Lohn-,
Sozial- und Umweltstandards und so-

Der von den kommunalen Arbeit-
gebern betriebene radikale Abbau von
Arbeitsplätzen bringt den öffentlichen
Kassen nicht wirklich Besserung. „Er
belastet den Arbeitsmarkt und verun-
sichert tausende Familien, wenn
10.000 Arbeitsplätze allein in Baden-
Württemberg wegfallen“, hält ver.di-
Verhandlungsführer Wohlfart den
kommunalen Arbeitgebern vor. 

Radikaler Stellenabbau 

Die kommunalen Arbeitgeber warten
das Ergebnis der Tarifverhandlungen
nicht ab. Bei Neueinstellungen ver-
suchen sie, die künftigen Mitarbeiter-
innen und Mitarbeiter in die 40-Stun-

den-Woche zu zwingen. Für ver.di zer-
stört dieses Vorgehen nicht nur das
Vertrauen zwischen den Verhand-
lungs-„Partnern“. Diese Praxis zeige
auch, mit welcher Rigorosität die Kom-
munalen Arbeitgeber entschlossen
sind, die Verlängerung der Arbeits-
zeiten durchzusetzen. 
Der Kommunale Arbeitgeberverband
(KAV) Baden-Württemberg vertrat
schon zu Beginn der Verhandlungen
um das neue Tarifrecht eine harte
Linie: Der Verband pochte darauf, dass
eine  Öffnungsklausel in das Regel-
werk aufgenommen wird. Schon zwei
Tage nach dem Abschluss des TVöD
wies er daraufhin, dass er die Arbeits-
zeitregelungen kündigen werde. 
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Sechs Milliarden 
weniger

Berlin – Die Einkommen der
Arbeitnehmer sind im vergange-
nen Jahr um sechs Milliarden
Euro gesunken. Und dies obwohl
das Volkseinkommen insgesamt
um 26 Milliarden Euro gewach-
sen ist. Dies geht aus einer Ana-
lyse des Statistischen Bundes-
amtes hervor. Gleichzeitig sind
die Unternehmens- und Ver-
mögenseinkommen erneut kräf-
tig gesteigen: um satte 32 Milliar-
den Euro. 

40-Stunden 
vernichten
Arbeitsplätze

Schon nach wenigen Minuten Tarifver-
handlungen war klar: Die kommuna-
len Arbeitgeber sind nicht angereist,
um einen Kompromiss zu suchen.
Ihnen geht es um die 40-Stunden-
Woche. Eine Arbeitszeitverlängerung
würden sie zum Anlass nehmen, noch
mehr Stellen als bisher geplant abzu-
bauen. Ihr Ziel heißt „Die Sanierung
ihrer Haushalte“ –
auf dem Rücken
der Beschäftigten,
wie ein Mitglied der
ver.di-Tarifkommis-
sion erstaunt fest-
stellt.
Und die Arbeitge-
ber verhehlen auch
nicht: Sie wollen unter allen Umstän-
den Arbeitsplätze abbauen – mit und
ohne einer Arbeitszeit von 40 Stunden
die Woche. „Wie können sie vor
diesem Hintergrund annehmen, dass
wir uns darauf einlassen?“ fragt Ver-
handlungsführer und stellvertretender
ver.di-Landesbezirksleiter Alfred Wohl-
fart an die Adresse der Arbeitgeber-
vertreter zurück. 

Fast vier Prozent weniger

Der Kommunale Arbeitgeber-Verband
(KAV) behauptet, die Umsetzung des
Tarifvertrags öffentlicher Dienst (TVöD)
habe zu einer Erhöhung der Personal-
kosten geführt. Die Arbeitgeber lesen
aus dem TVöD heraus, dass über eine
Erhöhung der Arbeitszeit nicht nur ver-
handelt werden müsse, sondern dass
die 40-Stunden-Woche auch das Er-
gebnis zu sein habe. Die Praktiker auf
der ver.di-Seite schütteln verwundert
den Kopf: Sie können die Interpreta-

„Jugend ist 
Arbeitgebern 
kein Argument
wert“ 

Stuttgart – Die Entwicklung war für
viele absehbar, denn die Arbeitgeber
beharren auf ihrer Forderung nach
einer deutlichen Verlängerung der
Wochenarbeitszeit. Wie erlebten Mit-
glieder der Tarifkommission die zweite
entscheidende Verhandlungsrunde,
die das Scheitern der Gespräche zur
Folge hatte? 

Gitta Süß-Slania, Stadtverwaltung
Mannheim: „Ich muss feststellen: Die
Arbeitgeber haben keine Strategie,
wie sie auf Arbeitslosigkeit reagieren
sollen, keine Strategie, wie sie die Ge-
meindefinanzen sanieren können. Sie
wissen nicht, wie sie in einer solchen
Situation reagieren sollen, wie sie mit
diesem Druck umgehen sollen. Dass
dies so ist, das ist einfach nur schlimm
für die Demokratie.“ 

Ralf Heller, Uniklinikum Mannheim:
„Die kommunalen Arbeitgeber müs-
sten in Sachen Arbeitsplätze Vorbild
sein. Doch sie haben kein Interesse,
Arbeitsplätze zu schaffen und zu
sichern. Diese Haltung der Arbeitgeber
ist nicht nachvollziehbar. Und noch
was: Es muss auch den Arbeitgebern
klar sein, dass zum Beispiel bei 
den Krankenschwestern ein so hohes
Leistungspensum erreicht ist – da
kann nicht noch mehr draufgesattelt
werden.“

Carola Grodszinski, Städtisches
Krankenhaus Sindelfingen: „Ich bin er-
schrocken, dass die öffentlichen Ar-
beitgeber ihrer Verantwortung, ihrer
Vorbildfunktion nicht nachkommen.
Dass so viele junge Leute zu den Tarif-
verhandlungen gekommen sind, das
hat sie gar nicht beeindruckt. Die
Jugendlichen treibt um, ob sie nach
der Ausbildung übernommen werden,
ob sie einen Arbeitsplatz bekom-
men. Doch das war den Arbeitgebern
kein Argument wert. Das hat mich
schockiert.“ 

Lee Roy Rohrbach, Abfallwirtschaft
Mannheim: „Aufgrund der starren Hal-
tung der Arbeitgeber war das Schei-
tern absehbar. Die Beschäftigten ha-
ben die 38,5-Stunden-Woche  bezahlt
– nämlich mit dem Verzicht auf Lohn-
erhöhung. Jetzt wollen die Arbeitgeber
ihnen die Arbeitszeitverkürzung wie-
der wegnehmen – ohne irgendeinen
Ausgleich.“ 

Andreas Kapfer, Kreissparkasse Ost-
alb Aalen: „Trotz steigender Gewinne
sind auch die Sparkassen auf den fah-
renden Zug aufgesprungen und po-
chen auf die 40-Stunden-Woche. Sie
nehmen den Jugendlichen die Chance 
auf einen Arbeitsplatz. Die Arbeitgeber
tragen die 40-Stunden-Woche wie ein
Dogma vor sich her – doch ein schlüs-
siges Konzept zur Sanierung der Haus-
halte fehlt.“

Markus Freitag, Stadtverwaltung
Stuttgart: „Die kommunalen Arbeitge-
ber haben den Bezug zu den gesell-
schaftlichen Rahmenbedingungen ver-
loren. Dass wir hier Massenarbeits-
losigkeit haben, schert sie offenbar
nicht. Sie drohen Arbeitsplätze abzu-
bauen – egal ob die Mitarbeiter der
Kommunen 38,5 oder 40 Stunden die
Woche arbeiten. Das kann keine Ver-
handlungsbasis sein.“ 

Städte und Gemeinden wollen tausende Arbeitsplätze abbauen

Stuttgart – Den Kommunen in Baden-Württemberg steht ein
möglicherweise wochenlanger Streik bevor: Nachdem die
Arbeitgeber bei der zweiten und entscheidenden Verhand-
lungsrunde am Montag (23. Januar) auf ihren alten Positio-
nen beharrten, erklärte ver.di das Scheitern der Verhand-
lungen. Derweil wurde in den Bezirken damit begonnen, die
Urabstimmungen vorzubereiten. Sie sollen in der kommen-
den Woche beginnen. Die Beschäftigten der Verwaltungen,
der Kliniken oder der Müllabfuhr stellen sich auf eine harte
Auseinandersetzung ein. Sie haben sich vorgenommen, den
„Stellenstreichern den Stift wegzunehmen“.

Mit einem Wald aus Fahnen und einem heftigen Pfeifkonzert wurden die Arbeit-
geber am Verhandlungsort in Stuttgart-Degerloch begrüßt.

Privatisierung: Initiative
will Klinikverkauf stoppen

Marburg – Obwohl die Manager der
Rhön-Klinikum AG bereits in der Ge-
schäftsführung des Uni-Klinikums
Gießen und Marburg sitzen, sammelt
eine Bürgerinitiative weiterhin Unter-
schriften, um die Privatisierung doch
noch zu verhindern. Die Verträge
sind noch nicht endgültig abgeseg-
net. Michael Weber, Sprecher der
Bürger-initiative Volksbegehren ge-
gen Uniklinik-Privatisierung, kritisiert
den Ver-kaufspreis von 112 Millionen
Euro. „Das Uniklinikum hat einen
Verkaufswert von 700 bis 1000 Milli-
onen Euro. Das ist eine ungeheure
Verschwendung von Steuergeldern.“ 

mit zu ungleichen Wettbewerbsbedin-
gungen“ führen. Die Konsequenz sei
auch eine Aushöhlung des nationalen
Arbeits- und Tarifrechts. Platzeck ist
dafür, auf jeden Fall den ganzen Be-
reich Gesundheit und Pflege sowie
weitere Dienstleistungen der „Da-
seinsvorsorge“ von der Öffnung auszu-
nehmen. Die Gewerkschaften befürch-
ten eine  Verschlechterung der Arbeits-
bedingungen für inländische Beschäf-
tigte sowie der Qualitätsstandards für
Dienstleistungen, wenn etwa Anbieter
aus Osteuropa zu ihren Lohn- und Ar-
beitsbedingungen auf den deutschen
Markt drängen. 

SPD unterstützt Gewerkschaftsproteste 
gegen EU-Dienstleistungsrichtlinie

„Einige im Scharfmacherlager des
KAV verstehen sich als Speerspitze

einer Bewegung, die eine Ver-
längerung der Arbeitszeit durch-
setzen will, um auch der Privat-
wirtschaft den Weg zu ebnen“
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Stuttgart – Ein Streik im öffentlichen
Dienst in Baden-Württemberg steht
bevor. Nachdem die Tarifverhandlun-
gen um die Arbeitszeit für die rund
200.000 kommunalen Beschäftigten
in der vergangenen Woche geplatzt
waren, haben in den kommunalen Be-
trieben und in den Verwaltungen die
Urabstimmungen begonnen. 
Doch nicht nur die kommunalen
Beschäftigten sind zur Urabstimmung
aufgerufen. Auch die Beschäftigten
des Landes sind in
den Arbeitskampf
einbezogen. ver.di
dringt darauf, dass
die Länder das um-
fassende Tarifwerk
akzeptieren.
„Die Beteiligung an
den Urabstimmun-
gen ist äußerst
rege“, berichten
ver.di-Vertreter aus
den Bezirken. Sie
sind sehr zuver-
sichtlich, dass mehr als 75 Prozent der
ver.di-Mitglieder in den Betrieben für
einen Streik stimmen werden und da-
mit das – gemäß Satzung notwendige
– Quorum erreicht wird. „Die Wut und
die Entschlossenheit ist sehr groß“,
sagt Dagmar Schorsch-Brandt, ver.di-
Landesfachbereichsleiterin Gemein-
den.

Die Beschäftigten wurmt vor allem,
dass die Arbeitgeber nur auf eines ab-
zielen – auf Stellenabbau. Denn schon
zu Beginn der Tarifverhandlungen hät-
ten die Arbeitgeber überdeutlich ge-
macht, dass sie weiter Stellen strei-
chen wollen–wenn die 38,5-Stunden-
Woche bleibt und erst recht, wenn sie
ihre Forderung nach einer 40-Stun-
den-Woche durchsetzen können. 
Eine Erhöhung der Wochenarbeitszeit
ohne Lohnausgleich ist für die Be-

schäftigten nichts
anderes als Lohn-
reduzierung durch
die Hintertür. Aber
das ist es nicht
alleine: In An-
betracht der so-
wieso hohen Ar-
beitslosigkeit wer-
ten viele Beschäf-
tigte bei den Ver-
waltungen und
den kommunalen
Betrieben es für

unverantwortlich, Wochenarbeits-
zeiten zu erhöhen und weiter Stellen
abzubauen. „Damit wird der Jugend
die Chance auf eine Zukunft verbaut“,
ist von Konstanz bis Mannheim und
von Karlsruhe bis Aalen in den Betrie-
ben zu hören. Gegen die Arbeitsplatz-
vernichter müsse gekämpft werden.
Unterdessen sieht es nicht danach

Berlin – Auch der Tarifkonflikt mit den
Ländern hat sich zugespitzt. Deshalb
ist auch bei den Ländern vom 6. Fe-
bruar an mit Streiks zu rechnen, kün-
digte der Vorsitzende von ver.di, Frank
Bsirske, an. 
Hintergrund des Tarifstreits: Die Län-
der hatten sich im Frühjahr vergange-
nen Jahres aus den Verhandlungen

Urabstimmung läuft
Nein zur 40-Stunden-Woche erwartet 
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Bald wird in Städten und 
Gemeinden gestreikt.
Die Beschäftigten knipsen
aber nicht einfach das Licht aus
und gehen nach Hause.
Für Notfälle wird vorgesorgt.
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Schlechteste Ausbildungs-
bilanz seit zehn Jahren 
Frankfurt/Main – Der Ausbildungs-
pakt zwischen Politik und Wirtschaft
ist gescheitert. Zu diesem Ergebnis
kommt die IG Metall. Vier Prozent
weniger Ausbildungsverträge und
108.000 mehr arbeitslose Jugendliche
im Jahresschnitt belegten das Schei-
tern, sagt IG-Metall-Vorstandsmitglied
Regina Görner. Dies sei „die schlech-
teste Ausbildungsbilanz der vergange-
nen zehn Jahre“. Die Politik stehe vor
einem Scherbenhaufen.
Die Qualifizierungsbereitschaft der
Unternehmen habe weiter abgenom-
men. „Mittlerweile schließen nicht ein-
mal mehr ein Viertel der Betriebe Aus-
bildungsverträge ab, so wenige waren
es noch nie“, sagte Görner. Auch für
das neue Ausbildungsjahr setze sich
der negative Trend weiter fort.

Niedersachsen:
Tarifkonflikt 
eskaliert
Hannover –  „ver.di lässt sich von den
Arbeitgebern nicht erpressen“, erklärte
ver.di-Landesleiter Wolfgang Denia. Er
reagierte damit auf Äußerungen des
Vorsitzenden der Tarifgemeinschaft
deutscher Länder, Niedersachsens Fi-
nanzminister Hartmut Möllring, der
den Beschäftigten des öffentlichen
Dienstes mit Kündigungen gedroht
hatte. „Herr Möllring wäre gut beraten,
im Tarifkonflikt von solchen Erpres-
sungsversuchen abzusehen“, sagte
Denia.
Der Streit um die Verlängerung der Ar-
beitszeit, die Streichung von Weihn-
achts- und Urlaubsgeld und die Wei-
gerung der Länder, die Tarifreform des
öffentlichen Dienstes für ihren Bereich
zu übernehmen veranlasst ver.di am
1. Februar, die Beschäftigten der nie-
dersächsischen Kommunen und des
Landes gemeinsam zu einem Streik-
und Aktionstag aufzurufen.
Nach ver.di-Angaben sind davon be-
troffen: Die Müllabfuhr, die Stadtreini-
gung, die Stadtentwässerung, Kran-
kenhäuser, die Straßen- und Auto-
bahnmeistereien landesweit, Kataster-
ämter, Hafenämter, Kindertagesstät-
ten, Stadtverwaltungen, Sparkassen,
die Hochschulen in Hildesheim und
das Staatstheater Hannover.
In Hannover, Hameln, Stadthagen, Hil-
desheim, Göttingen, Hann.-Münden,
Braunschweig, Wolfsburg, Lüneburg,
Walsrode, Celle und Osnabrück finden
Kundgebungen und Demonstrationen
statt.

aus, als ob die Arbeitgeber den dro-
henden Streik kurz vor Beginn der
Arbeitskampfmaßnahmen noch ab-
wenden wollten und einlenken. 
Die Arbeitgeber behaupten, ange-
sichts der Finanznot der Kommunen
drohten Einschränkungen für die Bür-
ger, falls nicht alle Sparmöglichkeiten
ausgeschöpft würden.
Der stellvertretende ver.di-Landes-
bezirksleiter und Verhandlungsführer
Alfred Wohlfart räumt ein, dass die
Kommunen vor finanziellen Proble-
men stehen. Die Argumentation der
kommunalen Arbeitgeber lässt er den-
noch nicht gelten: „Die Beschäftigten
haben das Finanzdesaster nicht ver-
ursacht“, kontert er. „Schuld an der
Finanznot der Städte und Gemeinden
ist eine über Jahre hinweg verfehlte
Steuerpolitik.“ 
Es sei in keiner Weise nachvollziehbar,
warum nun die Beschäftigten dafür
die Zeche zahlen sollten. Immer weiter
die Schraube „Stellenstreichung“ zu
bemühen, sei zudem kontraproduktiv
– für die Staatskassen und die Kassen
der Sozialversicherung: „Arbeitslose
zahlen weder Steuern noch Beiträge
zur Krankenversicherung oder Renten-
versicherung.“ Diese Auseinanderset-
zung zeige, dass sich ver.di nicht nur
für die Arbeitsplatzbesitzer stark ma-
che – wie Kritiker behaupteten –, son-
dern auch für die Arbeitslosen. 

Würde des Menschen 
verteidigen
Berlin – Die Würde des Menschen hat
der DGB-Vorsitzende Michael Sommer
in den Mittelpunkt seiner Neujahrs-
pressekonferenz gestellt. Sie müsse
gegen die Neue Unsoziale Marktwirt-
schaft verteidigt werden. „Die Würde
des Menschen ist unantastbar“, zitierte
Sommer das Grundgesetz. Sie zu ach-
ten und zu schützen sei „Aufgabe aller
staatlichen Gewalt“. Aber welche
staatliche Gewalt, fragte Sommer,
schütze die Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer vor skrupellosen Mana-
gern, „die auch bei guter Ertragslage
tausenden Familien die Existenz-
grundlage entziehen?“ 

gern sich beharrlich. Die Länder woll-
ten nicht den Interessenausgleich,
sondern setzten aufs Diktat, stellt
Bsirske fest. Sie verordneten den Be-
amten schlechtere Arbeitsbedingun-
gen und wollten – angeblich, weil
das gerecht sei – diese Verschlechte-
rungen nun auch für die Tarifbeschäf-
tigten durchdrücken: längere Arbeits-

um das neue Tarifrecht verabschiedet.
ver.di arbeitete den Tarifvertrag öffent-
licher Dienst (TVöD) in zähen Verhand-
lungen nur mit dem Bund und den
Kommunen aus. Der neue Tarifvertrag
trat zum 1. Oktober vergangenen Jah-
res in Kraft. ver.di dringt seit Monaten
darauf, dass die Länder den TVöD
übernehmen. Doch die Länder wei-

„Jetzt reicht’s“: Streiks bei den Ländern
zeit, weniger Weihnachts- und Ur-
laubsgeld. „Jetzt reicht’s“ sei – kurz ge-
fasst – die derzeitige Stimmung in den
Betrieben und Dienststellen. Die Ge-
werkschaft werde das Notwendige
tun, um die dortige Kampfbereitschaft
zu erfassen. Dem dienen die Urab-
stimmungen, zu denen ver.di nun auf-
ruft.

Wo bleiben die 
Investitionen?
Berlin – Die große Koalition will ein
Investitionsprogramm auflegen. Kom-
men jetzt die Milliarden für die In-
standsetzung von Straßen und Gebäu-
den? Renoviert wieder der örtliche
Malermeister die Schulen? Anstatt der
Eltern? Kommt der Ausbau von Kitas?
Kommt ein Schub, damit örtliche Be-
triebe wieder mehr Aufträge haben?
Bringt das hunderttausende neue Ar-
beitsplätze? „Eher nicht!“, stellt ver.di-
Chef-Volkswirt Michael Schlecht fest. 
Seine Analyse: „25 Milliarden Euro
sollen ausgegeben werden. Für vier
Jahre! Also jährlich sechs Milliarden.
Eingerechnet sind aber das Elterngeld,
Steuererleichterungen für die Wirt-
schaft und anderes. Alles Mögliche,
aber kaum Investitionen.“ Für 2006
seien für Forschungs- und Verkehrs-
investitionen nur zwei Milliarden Euro
zusätzlich vorgesehen. Dem stünden
zusätzliche Ausgabenkürzungen von
vier Milliarden Euro gegenüber. „Vor al-
lem zu Lasten der Hartz IV-Empfänger,
aber auch beim öffentlichen Dienst
und im Nahverkehr. Unterm Strich
wird die Binnennachfrage weiter
stranguliert“, kritisiert Schlecht. Die
Vollbremsung komme 2007 mit der
Erhöhung der Mehrwertsteuer. „Wir
brauchen ein wirkliches Zukunfts-
investitionsprogramm. Mit 40 Milliar-
den Euro jährlich können rund eine
Million Arbeitsplätze geschaffen wer-
den“, so die ver.di-Forderung. „Die Beschäftigten haben 

das Finanzdesaster nicht 
verursacht. Schuld an der 
Finanznot der Städte und 

Gemeinden ist eine über Jahre 
hinweg verfehlte Steuerpolitik.“ 

Alfred Wohlfart, 
ver.di-Verhandlungsführer

Andrang bei der Stimmabgabe. Foto: Roettgers
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Zwar haben die Arbeitgeber ver.di
über die Medien aufgefordert, weiter
zu verhandeln. Dem Landesbezirk
aber liegt kein Gesprächsangebot vor.
„Es gibt keine Signale für ein Umden-
ken der Arbeitgeber“, so ein ver.di-
Sprecher. ver.di geht
von einem langen
Tarifkonflikt aus.
Die Arbeitgeber woll-
ten es wissen. Jetzt
werden sie es erfah-
ren, wie ernst die
Kommunalbeschäf-
tigten es mit ihrem
„Nein“ zur 40-Stun-
den-Woche und der
daraus folgenden Arbeitsplatzvernich-
tung meinen. Bei den betrieblichen
Urabstimmungen der vergangenen
Woche votierten 94,68 Prozent der
ver.di-Mitglieder für einen Arbeits-
kampf. In der ersten Phase der Urab-
stimmungen waren etwa 100 Betriebe

einbezogen. Aufgrund der Stimmung
in den Betrieben hatte die Gewerk-
schaft mit einem solchen klaren Vo-
tum für einen Streik zum Erhalt der
38,5-Stunden-Woche gerechnet. 
Nach Warnstreiks und Demonstratio-

nen zeigen die Be-
schäftigten mit den
Streiks nun erneut
Flagge gegen die von
den Arbeitgebern an-
gestrebte Verlängerung
der Arbeitszeit von der-
zeit 38,5 auf 40 Stun-
den die Woche. „Wir
können die 40-Stun-
den-Woche in keinem

Fall akzeptieren“, betonte erneut der
stellvertretende Landesbezirksleiter
und ver.di-Verhandlungsführer Alfred
Wohlfart: „Längere Arbeitszeiten ver-
nichten in der Konsequenz Arbeits-
plätze.“ Er verwies auf die bundes-
weit über fünf Millionen Arbeitslosen.

Signal
Von Alfred Wohlfart

Es gibt kein Zurück zur 40-Stunden-
Woche! Das Signal ist deutlich: Eine
überwältigende Mehrheit unserer Mit-
glieder ist bereit, zu streiken, um den
Arbeitsplatzvernichtern das Handwerk
zu legen. Die Beschäftigten wehren
sich!
Die Streiks haben begonnen. Vielleicht
wird es eine lange Auseinanderset-
zung werden. Bei den Arbeitgebern
sind keine Zeichen zu erkennen, die
auf eine Kompromissbereitschaft deu-
ten. Wenn sie glauben, ver.di werde
diese Auseinandersetzung nicht lange
durchhalten, dann haben sie sich
gründlich verrechnet. 
Die Beschäftigten der Kommunen sind
sauer bis auf die Knochen. Sie erleben
ihre Arbeitgeber als Stellenstreicher,
die damit tausenden Menschen, vor
allem jungen Leuten, die Zukunft zer-
stören.
Auch auf die Bürgerinnen und Bürger
können die Arbeitgeber nicht hoffen.
Viele von ihnen sind als Arbeitnehmer
in einer ähnlichen Situation, werden
von ihren Chefs zur Mehrarbeit ge-
zwungen. Und dann werden trotzdem
Arbeitsplätze abgebaut. Sie haben
deshalb für die Streiks Verständnis.
Die kommunalen Arbeitgeber bohren
an der falschen Stelle. Mit der Vernich-
tung weiterer Arbeitsplätze werden sie
ihre Haushalte nicht auf Vordermann
bringen. Doch das wissen die Arbeit-
geber längst selbst. Sie führen diese
Auseinandersetzung dennoch, denn
sie wollen ein Exempel statuieren:
Eine 40-Stunden-Woche im öffent-
lichen Dienst wäre der Durchbruch
auch für die Privatwirtschaft. 
Diese Pläne werden wir durchkreuzen.
Die Beschäftigten verteidigen die Ar-
beitsplätze im öffentlichen Dienst –
nicht für sich. Für die Arbeitslosen, für
die Jugend, die nach der Ausbildung
nicht auf der Straße stehen darf. Des-
halb kann es kein Zurück zur 40-Stun-
den-Wochen geben.

Jetzt streikt’s
Kommunalbeschäftigte legen Arbeit nieder: Bei Müllabfuhr geht nichts mehr –
Wohlfart: „Arbeitsplatzvernichtern das Handwerk legen“
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Alles was
Recht ist
Die §§ im Arbeitskampf: 
Krankheit, „Ausstempeln“,
Notdienste, Urlaub, 
Arbeitslosenversicherung … 
und mehr:

www.bawue.verdi.de

Ländern spitzte sich in den vergange-
nen Wochen zu. Die Tarifgemeinschaft
der Länder (TdL) hatte sich im Frühjahr
2004 aus den Verhandlungen um den
Tarifvertrag öffentlicher Dienst (TVöD)
verabschiedet. Der Tarifvertrag wurde
dann nur mit dem Bund und den
Kommunen ausgehandelt. 
Die Länder weigern sich strikt, den
Tarifvertrag im Nachhinein zu über-
nehmen. Nach dem TVöD sind auf
Drängen der Arbeitgeber die Möglich-
keiten zu flexibeln Arbeitszeiten deut-
lich erweitert worden. Die Länder aber
wollen noch mehr – nämlich eine Ver-
längerung der Arbeitszeit auf 41 Stun-
den, die Arbeitszeit, die sie den
Beamten verordnet haben. 41 Stun-
den pro Woche bedeutet, dass die
Tarifbeschäftigten – hochgerechnet –
eigentlich im Jahr drei Wochen länger
arbeiten sollen. Die kommunalen
Arbeitgeber pochen auf 40 Stunden –
was pro Jahr einer Mehrarbeit von
zwei Wochen entspricht. Die Arbeit-
geber geben sogar offen zu, dass sie
auf längere Arbeitszeiten pochen, um
noch mehr Stellen abbauen zu kön-
nen als sowieso geplant. 

„Wenn das auch für Arbeitgeber kein
Argument ist – für uns ist es das Argu-
ment, das einzig zählt.“ 
Politiker beklagten die hohen Arbeits-
losenzahlen, gleichzeitig sorgten sie
dafür, dass die Schlangen der Arbeits-
suchenden bei der Bundesagentur für
Arbeit nicht kürzer werden. Denn die
Kommunen gehörten zu den Arbeits-
platzvernichtern schlechthin. 
In den vergangenen zehn Jahren
wurde allein in Baden-Württemberg
mehr als jeder vierte Job bei den Kom-
munen gestrichen. „Wir sind es den
Arbeitslosen und der Jugend schuldig,
dass wir um jeden Arbeitsplatz
kämpfen“, sagte Wohlfart: „Wir müs-
sen den Arbeitsplatzvernichtern das
Handwerk legen.“ 

Länder verweigern sich 

In den kommenden Tagen sollen wei-
tere kommunale Betriebe und Verwal-
tungen in die Urabstimmung einbezo-
gen werden. Auch ver.di-Mitglieder in
Landesbetrieben und Landesverwal-
tungen sollen ihre Stimme abgeben.
Denn auch der Tarifkonflikt mit den

20.000 beim Streik- und 
Aktionstag in Niedersachsen

Hannover – Die Urabstimmungen in
Betrieben und Verwaltungen sind in
Niedersachsen bis zum 10. Februar ge-
plant. ver.di erwartet, dass sich die
große Mehrheit der ver.di-Mitglieder
für eine Intensivierung der Arbeits-
kampfmaßnahmen aussprechen wird. 
ver.di zeigte sich mit der Beteiligung
am Streik- und Aktionstag am 1. Fe-
bruar sehr zufrieden. „Mit rund 20.000
Teilnehmern wurden unsere Erwar-
tungen deutlich übertroffen“, sagte
ver.di-Landesleiter Wolfgang Denia.
Die Beschäftigten der Kommunen und
des Landes hatten ihre Arbeit nieder-
gelegt, um gegen die Verlängerung der
Arbeitszeit und gegen Gehaltseinbu-
ßen zu protestieren. Die Beschäftigten
fordern zudem die Übernahme des
neuen Tarifvertrages für den öffent-
lichen Dienst (TVöD) durch die Länder. 
Am Aktionstag hatten sich Beschäf-
tigte der Müllabfuhr, der Stadtentwäs-
serung und Stadtreinigung, von Kran-
kenhäusern, Straßenmeistereien, Sozi-
alämtern, Kommunalverwaltungen,
Kindertagesstätten, Sparkassen und
des Flughafens Hannover beteiligt. Auf
der Kundgebung in Hannover sprach
ver.di-Bundesvorsitzender Frank
Bsirske vor 9.500 Streikenden. Auch
700 Beamte nahmen an der Kundge-
bung teil. „Es kann nicht sein, dass die
Arbeitgeber das nach ihrem Gusto re-
geln und Tarifverträge zu einem Aus-
laufmodell werden“, sagte Bsirske.

Hamburg – In Hamburg hat die
Arbeitsrechtliche Vereinigung (AVH)
die Arbeitszeitregelungen gekündigt.
Für diesen Geltungsbereich sowie für
die Tarifbereiche des Landes Hamburg
und des Krankenhausarbeitgeberver-
bandes (KAH) sind bei ver.di für die
Zeit ab Mitte Februar konkrete Aktio-

Keine längeren Arbeitszeiten
Stuttgart – DGB-Landesvorsitzender
Rainer Bliesener hat der Politik der
Arbeitszeitverlängerung eine deutliche
Absage erteilt. Zugleich warb er um
Verständnis für die Streikenden. Die
Beschäftigten im öffentlichen Dienst
hätten für gute öffentliche Dienst-
leistungen ein Recht auf gute Arbeits-
bedingungen und gute Bezahlung.

nen geplant. Erster Bürgermeister 
„Ole von Beust ist gefordert: Es liegt
allein an ihm, ob sich im öffentlichen
Dienst der Freien und Hansestadt
Hamburg die größte Protestbewegung
der letzten Jahre zusammenbraut 
oder nicht“, sagt Wolfgang Rose, ver.di
Landeschef.

„Wir sind es 
den Arbeitslosen und der 
Jugend schuldig, dass wir 

um jeden Arbeitsplatz 
kämpfen“,

sagte Alfred Wohlfart.  

Die Beschäftigten der Kommunen und des Landes sind entschlossen: Keine 40-Stunden-Woche. Foto: Roettgers

In Hamburg braut sich was zusammen

Stuttgart – In Baden-Württemberg streiken Beschäftigte des öffentlichen
Dienstes. Seit Montag geht in vielen Städten „nichts mehr“ bei der 
Müllabfuhr, die Fahrzeuge blieben in den Betriebshöfen. Auch in ver-
schiedenen kommunalen Kliniken legten Beschäftigte die Arbeit nieder.  
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In den Kliniken vor allem wird Woche
für Woche länger gestreikt: In der ver-
gangenen ersten Streikwoche gingen
die Beschäftigten einen Tag nicht auf
Station, in der laufenden Woche sind
es zwei Streiktage,
nächste Woche wer-
den es drei Arbeits-
kampftage sein. 
ver.di hat sich auf
einen langen Arbeits-
kampf eingerichtet. Die Beschäftigten
ziehen mit: „Die Stimmung in den Be-
trieben ist super“, berichtet Jürgen
Ziegler, Geschäftsführer des ver.di-Be-
zirks Mittelbaden-Nordschwarzwald.
Die Verantwortlichen in anderen Bezir-
ken stimmen ihm zu. Viele Nicht-Orga-
nisierte beteiligen sich am Arbeits-
kampf, heißt es aus den Bezirken. Auch
in dieser Woche gehen die betrieb-
lichen Urabstimmungen vor allem bei
Landesbetrieben weiter. 
Unterdessen werden die Arbeitgeber
offenbar immer nervöser. Sprachen
Bürgermeister vor Streikbeginn noch
abwertend von einem „Streikchen“,
versuchen sie nun, mit Drohungen die
Beschäftigten einzuschüchtern und 
1-Euro-Jobber als Streikbrecher einzu-
setzen.
In einem Schreiben forderte der kom-
munale Arbeitgeberverband (KAV)
Ende vergangener Woche ver.di auf, an
den Verhandlungstisch zurückzukeh-
ren – allerdings ohne ein Angebot auf
den Tisch zu legen. Der ver.di-Verhand-
lungsführer und stellvertretende Lan-
desbezirksleiter Alfred Wohlfart sieht

deshalb keinen Anlass, auf diese For-
derung einzugehen: „Wir wollen ver-
handeln. Aber ein neuer stundenlan-
ger Austausch der Argumente macht
keinen Sinn.“ Die Arbeitgeber hätten

weiter nichts anderes
als die Verlängerung
der Wochenarbeitszeit
auf 40 Stunden im Vi-
sier. „Längere Arbeits-
zeiten für die Beleg-

schaften bedeuten weiter Arbeitslosig-
keit für die, die keinen Job haben“, be-
kräftigte er und betont: „Das können
wir nicht akzeptieren.“ 
Der baden-württembergische Minis-
terpräsident Günther Oettinger (CDU)
brachte derweil eine Variante ins Ge-
spräch: Die Rückkehr zur 40-Stunden-
Woche solle finanziell ausgeglichen

Kommentar

Mit Speck fängt
man Mäuse
Seltsam. Länder und Kommunen
stöhnen über ihre schlechte finan-
zielle Lage. Da kommt ausgerechnet
Ministerpräsident Oettinger auf die
Idee, für eine Verlängerung der Ar-
beitszeit Geld anzubieten. Warum
ist den öffentlichen Arbeitgebern
die 40-Stunden-Woche plötzlich so
viel wert? Was steckt dahinter? 
Auf jeden Fall ist diese Lockspeise
ein vergifteter Köder. Für einige Euro
die 40-Stunden-Woche zu bekom-
men, das gäbe aus Sicht der Arbeit-
geber Sinn. Sie würden dann erst
recht die Vernichtung der Arbeits-
plätze mit noch mehr Druck voran-
treiben.
Genau das will ver.di verhindern.
Die Beschäftigten des öffentlichen
Dienstes streiken, um 10.000 Ar-
beitsplätze zu retten. Sie kämpfen
gegen Arbeitslosigkeit und für posi-
tive Zukunftsaussichten für die
Jugend. Mit Speck fängt man Mäuse
– aber keine verdianer.

Hermann Zoller
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Bedienstete
der Länder:
94,5 Prozent
für Streik

werden, meinte er. ver.di-Chef Frank
Bsirske, der in der vergangenen Woche
verschiedene Streikversammlungen in
Baden-Württemberg besuchte, wies
Oettingers Vorstoß vehement zurück:
Eine Verlängerung der Wochenarbeits-
zeit habe weiteren Arbeitsplatzabbau
zur Folge. Die Beschäftigten ließen sich
nicht aus dem Tarifkonflikt „heraus-
kaufen“. Arbeitszeitverlängerung sei
nicht der Weg, der angesichts der
Massenarbeitslosigkeit eingeschlagen
werden dürfe. 
ver.di-Verhandlungsführer für den Süd-
westen, Alfred Wohlfart, verwies auf
die jungen Leute, die um ihre Zukunft
bangten, die Arbeitslosen und die Be-
schäftigten mit Zeitverträgen und sag-
te: „In Anbetracht der vielen Menschen
hier im Land, die eine Stelle suchen, ist
die Rückkehr zur 40-Stunden-Woche –
ob mit oder ohne Lohnausgleich –
schlicht unanständig.“ Er bekräftigte er-
neut: „Wir werden um jeden Arbeits-
platz kämpfen und lassen es nicht zu,
dass weiter Arbeitsplätze vernichtet
werden.“ 

Überall
streikt’s
Der Südwesten machte den Vorreiter
– nun streikt’s fast überall: Schon in
der vergangenen Woche legten auch
Landesbeschäftigte im Saarland die Ar-
beit nieder. Seit dieser Woche streiken
auch Beschäftigte in Bayern, Nieder-
sachsen, Nordrhein-Westfalen, Rhein-
land-Pfalz und Sachsen für den Erhalt
der 38,5-Stunden-Woche:  
In Bayern streiken Beschäftigte in
Straßen- und Autobahnmeistereien,
Flussmeisterstellen, Universitätsklini-
ken, Staatstheatern und Universitäten.
Das Land hält fest an seinem Crash-
kurs: 42 Stunden pro Woche sollen es
hier sein. 
In Hamburg scheiterten die Verhand-
lungen zur Arbeitszeit. Bei Stadtreini-
gung und Stadtentwässerung stimm-
ten 94,7 Prozent der ver.di-Mitglieder
für Streik. Auch für die Tarifbereiche
des Landes und des Krankenhaus-
arbeitgeberverbandes plant ver.di
Aktionen.
In Niedersachsen wird seit dem
13. Februar bei Kommunen und Land
gestreikt. Beteiligt sind unter anderem
die Beschäftigten von Straßenmeiste-
reien, Krankenhäusern, Bürgerämtern,
Kindertagesstätten, Hochschulen, Uni-
kliniken und Müllabfuhr. Rund 20.000
Beschäftigte beteiligten sich am 1. Fe-
bruar an landesweiten Warnstreiks.
In Nordrhein-Westfalen wird an den
sechs Universitätskliniken Aachen,
Bonn, Düsseldorf, Essen, Köln und
Münster gestreikt. Da die Beschäftig-
ten 2005 keine Lohnerhöhung erhal-
ten haben, fordert ver.di auch einen
Festbetrag von monatlich 50 Euro und
eine Einmalzahlung von 250 Euro für
die Auszubildenden.
In Rheinland-Pfalz sind Landes-
betriebe in den Arbeitskampf einbe-
zogen.
Im Saarland beteiligten sich rund
3000 Beschäftigte an einer Demons-
tration. Im Universitätsklinikum Hom-
burg und im Landesbetrieb für Stra-
ßenbau streiken rund 1500 Beschäf-
tigte.
In Sachsen sind Straßenmeistereien
im Streik: Die ver.di-Mitglieder des
Straßenbauamtes Zwickau. In Leipzig
waren vergangene Woche rund 500
Beschäftigte des Universitätsklinikums
im Warnstreik. 
In Schleswig-Holstein werden Lan-
desbetriebe in den Arbeitskampf ein-
bezogen.
Bremen: Hier sind Landesbetriebe in
die Arbeitskampf-Planungen einbe-
zogen.
In Hessen will Ministerpräsident
Roland Koch (CDU) Angestellte und
Arbeiter wie die Beamten des Landes
behandeln. Das bedeutet: Alle sollen
weniger Geld bekommen und länger
arbeiten. Mit dem Austritt des Landes
aus der TdL hat die CDU-geführte
Regierung 2004 den Boden hierfür be-
reitet. Da ver.di auf einem einheit-
lichen Tarifrecht für alle Bundesländer
besteht, kamen Tarifgespräche mit
Hessen bisher nicht in Gang. 
In den neuen Bundesländern Bran-
denburg, Mecklenburg-Vorpommern,
Sachsen-Anhalt und Thüringen wird
(wie auch in Sachsen) bei den Kom-
munen noch 40 Stunden pro Woche
gearbeitet. Dort wird also nicht gegen
längere Arbeitszeit gestreikt. Auch die
Länder selbst werden (vorerst) nicht in
den Arbeitskampf einbezogen. Berlin
trat im Jahre 2003 aus der TdL aus. Der
bis 2009 geltende Tarifvertrag zur Be-
schäftigungssicherung sieht kürzere
Arbeitszeiten und entsprechend gerin-
gere Einkommen vor. Hier wird nicht
gestreikt.

„Längere Arbeitszeiten 
bedeuten Arbeitslosigkeit

für die, die keinen Job haben“, 
so Alfred Wohlfart.

Straßburg – Mehrere tausend ver.di-Mitglieder sind dem Aufruf des DGB gefolgt und haben am Dienstag in Straßburg gegen die geplante Dienstleistungsrichtlinie
protestiert. Die Beschäftigten befürchten Lohndumping und den Verlust ihrer Arbeitsplätze – sollte die Richtlinie Wirklichkeit werden. Mit ihrer Teilnahme an der
Demonstration sagen die Beschäftigten eindeutig „nein“ zu weiterem Sozialabbau. Foto: Hund

Streik für mehr Jobs
Beschäftigte des Landes legen Arbeit nieder – 
Wohlfart: „Kämpfen um jeden Arbeitsplatz“
Stuttgart – Der seit 14 Jahren größte Arbeitskampf in Baden-Württemberg
hat an Kraft zugelegt. Neben der Müllabfuhr und der Straßenreinigung,
neben Klinikbeschäftigten und Mitarbeitern der Kindertagesstätten legen
nun auch Beschäftigte der Ämter und Verwaltungen die Arbeit nieder, um
die 38,5-Stunden-Woche zu retten. Teilweise streiken die Beschäftigten
unbefristet, teilweise über mehrere Tage die Woche. 

Arbeitgeber im Blick
ver.di hat die Arbeitgeber im Visier, nicht die Bürgerinnen und Bürger. Mit dem
Streik sollen die Arbeitgeber dazu gebracht werden, einzulenken und ihre For-
derung nach Rückkehr zur 40-Stunden-Woche zurücknehmen. Da aber
öffentlicher Dienst eine Dienstleistung für Bürgerinnen und Bürger ist, trifft ein
Streik hier auch immer die Bürger – selbst wenn Gewerkschaft und Beschäf-
tigte bemüht sind, die Einschränkungen so gering wie möglich zu halten. 
Mit den Arbeitgebern wurden Notdienste vereinbart: für die Kliniken zum Bei-
spiel, für die Müllabfuhr, für die Autobahnmeistereien. Bei Schnee und Glatt-
eis fahren die Streu- und Räumfahrzeuge aus. Und zum Beispiel in Karlsruhe
sind während des Streiks zum Notdienst mehr Mitarbeiter eingeteilt, als die
Klinikleitung an einem normalen Wochenende zur Aufrechterhaltung des
Krankenhausbetriebes für nötig hält. Ein Schelm, der da auf den Gedanken
kommt, die Klinikleitung spart vielleicht am Wochenende zuviel am Personal
– auf Kosten der Kranken. 

Wut im Bauch

Berlin – „Die Beschäftigten im öffent-
lichen Dienst sind wütend. Sie haben
es satt, das Sparschwein zu sein, das
immer dann geschlachtet wird, wenn
Geld fehlt“, sagte Kurt Martin, Mitglied
des ver.di-Bundesvorstands. Die Be-
schäftigten hätten erlebt, „wie über
zwei Millionen Arbeitsplätze ver-
schwunden sind. Jetzt sollen nochmals
250.000 wegfallen. Da sagen sie: Das
Maß ist voll, es reicht.“
Der Vorsitzende der Tarifgemeinschaft
deutscher Länder (TdL), Hartmut Möll-
ring (CDU), beharrt auf längeren Ar-
beitszeiten. „Im öffentlichen Dienst
gab es die 40-Stunden-Woche bis zum
Jahr 1989, einer Zeit, in der die Kassen
von Bund, Ländern und Gemeinden im
Vergleich zu heute prall gefüllt waren.“ 
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Berlin – Das Spitzengespräch zwi-
schen ver.di und der Tarifgemeinschaft
der Länder (TdL) ist ohne Einigung ge-
blieben. Ein neuer Termin wurde nicht
vereinbart, einen Vorschlag dazu wird
die TdL machen, hieß es aus Verhand-
lungskreisen. Aus deren Umfeld ver-
lautete, der Termin werde „um den 10.
März“ liegen. Dieses Treffen soll von
Arbeitsgruppen vorbereitet werden,
um Einigungsmöglichkeiten auszulo-
ten. Eine Verlängerung der Arbeitszeit
auf 40 Stunden pro Woche sei in Zei-
ten der Massenarbeitslosigkeit auf je-
den Fall nicht zu vertreten.
Nach dem vierstündigen Gespräch
stellte ver.di-Vorsitzender Frank Bsirske
am Montag (20. Januar) fest: „Es gibt
keine Einigung.“ Die Streiks würden
fortgesetzt. ver.di überlege, weitere
Bereiche in den Arbeitskampf einzu-
beziehen.
Durch den Druck der Streiks sind nach
Einschätzung von ver.di die Länder zu

Verhandlungen bereit. Das sei ein er-
ster Erfolg. Die Arbeitgeberseite lege
allerdings eine Verzögerungshaltung
an den Tag. Die Gewerkschaft sei je-
doch zu jeder Zeit bereit, die Verhand-
lungen fortzusetzen. „Die Länder sol-

len sich keine Illusion machen, den
Streik schwächen zu können, indem
sie auf Zeit spielen – eher erreichen sie
das Gegenteil“, erklärte ver.di.
„Es gibt keinen Anlass, die Streiks aus-
zusetzen“, erklärte Alfred Wohlfart, Ver-

handlungsführer in Baden-Württem-
berg. „Eine Einigung wird nur erreicht
werden, wenn die Arbeitgeber spüren,
dass sie den Beschäftigten des öffent-
lichen Dienstes die 40-Stunden-Wo-
che nicht diktieren können.“ Der Weg
zu einer tarifvertraglichen Einigung sei
mühsam.
Die Verantwortung für eine weitere
Eskalation des Tarifkonflikts liegt nach
ver.di-Einschätzung allein bei den Ar-
beitgebern. Der Gewerkschaft ist die
Verteidigung der Arbeitsplätze und die
Sicherung der Zukunft der Jugend ein
hoher Einsatz wert. 
Die Beschäftigten der Länder streiken,
um sich gegen die Kündigung der
38,5-Stunden-Woche und der Tarifver-
träge zum Weihnachts- und Urlaubs-
geld durch die Arbeitgeber zu wehren.
ver.di fordert die Übernahme des TVöD
durch die Länder. Diese wollen eine
deutliche Verlängerung der wöchent-
lichen Arbeitszeit und kräftige Ein-
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Kostenlüge
Von Alfred Wohlfart

Was viele der politischen Klasse eint,
das ist die Demontage des öffentlichen
Dienstes. Minister, Landräte und Ober-
bürgermeister kennen nur einen Weg:
ausdünnen, verschlanken, privatisie-
ren. Stereotyp hören wir immer das
gleiche: Kosten runter, Arbeitszeit ver-
längern, Stellen streichen.
Natürlich haben die Kommunen unter
der falschen Steuerpolitik zu leiden.
Schaut man sich aber um im Lande,
dann scheint es dennoch nicht überall
an Geld zu fehlen. Nicht selten werden
glamouröse Prestigeobjekte, die oft als
ruinöse Denkmäler der politischen
Elite enden, mühelos finanziert. Geld
vorhanden ist oft auch für höhere Ab-
geordnetendiäten und Sitzungsgelder,
für politisch motivierte Anzeigenkam-
pagnen oder neue Marketing-Aktio-
nen.
Aber bei den Personalkosten für Kran-
kenschwestern, Erzieherinnen oder
Müllwerker hört jeder Spaß auf. Da
wird jeder Cent auf die Goldwaage
gelegt.
Dabei können allein Länder und Ge-
meinden nach jüngsten Steuerschät-
zungen bis 2009 mit Steuermehr-
einnahmen von über 20 Milliarden
Euro rechnen.
Doch halt: der hiesige Ministerpräsi-
dent und sein Amtskollege in Rhein-
land-Pfalz halten Lohnzuschläge bei
Arbeitszeitverlängerungen für denkbar.
Also ist Geld vorhanden.
Fragt sich nur, warum die öffentlichen
Arbeitgeber die gleichen Finanzmittel
nicht in den Erhalt und Ausbau öffent-
licher Einrichtungen und die Sicherung
von Arbeitsplätzen investieren. 
Fragt sich nur, warum sie so vehement
auf den Rückfall in die 40-Stunden-
Woche pochen, warum sie Landes-
beamte zu noch längeren Arbeits-
zeiten zwingen und die Gewerkschaf-
ten nötigen wollen, sich tarifpolitisch
zu unterwerfen.
Ums Geld allein kann es dabei nicht
gehen. Es geht um Grundsätzlicheres,
um die Alternative: leistungsfähige
und bürgernahe öffentliche Dienste,
die zweifellos etwas kosten, oder
„schlanker“ Staat, in dem solange pri-
vatisert und dereguliert wird, bis es
zum Kollaps kommt.
Wir kennen die Alternativen. Deshalb
beugen wir uns keinem Diktat.

Jugendstreiktag in Stuttgart. Foto: ver.di

Bundesbeamte müssen
41 Stunden arbeiten 

Berlin – Die 130.000 Bundesbeamten
müssen vom 1. März an 41 Stunden
und damit eine Stunde mehr in der
Woche arbeiten. Das Bundeskabinett
beschloss eine entsprechende Än-
derung der Arbeitszeitordnung. Die
Regierung sei sich der nicht unerheb-
lichen Belastung der Beamten be-
wusst, sagte Regierungssprecher Ul-
rich Wilhelm. Des sozialen Ausgleichs
wegen würden deshalb Schwerbehin-
derte ausgenommen. Auch Beamte,
die für Kinder unter 12 Jahren Kinder-
geld bezögen oder Angehörige pfleg-
ten, müssten nicht länger arbeiten. 
Laut Wilhelm ist der Beschluss der
erste Teil der Einsparungen, die der
Bund vornehmen wolle. Im gesamten
öffentlichen Dienst des Bundes sollen
eine Milliarde Euro eingespart werden.
Die Verlängerung der Arbeitszeit soll
eine halben Milliarde Euro bringen. Die
andere Hälfte will der Bund durch eine
Halbierung des Weihnachtsgeldes der
Bundesbeamten von 60 auf 30 Pro-
zent eines Monatsgehalts einsparen. 

ver.di hat ein 

Bürgertelefon
eingerichtet. Unter

01 80/2 22 00 55
werden Fragen der Bürger 
zum Streik beantwortet. 

Montag bis Freitag: 
07.00–20.00 Uhr
(6 Cent pro Anruf aus dem Festnetz
der Deutschen Telekom) 

Stuttgart – Im Tarifstreik mit den
baden-württembergischen Kom-
munen werden die Verhandlungen
wieder aufgenommen. Nach „Sig-
nalen beider Seiten über eine Ver-
handlungsbereitschaft“ wurde der
23. Februar als Termin vereinbart.
Der Streik – schon jetzt der längste
der Nachkriegsgeschichte – wird
unvermindert fortgesetzt. Auch in
der laufenden Woche streiken Tag
für Tag über 12.000 Beschäftigte
der Müllabfuhr, der Straßenmeiste-
reien der Ämter, der Verwaltungen
und der Kliniken für den Erhalt der
38,5-Stunden-Woche. 

In der dritten Woche geht in vielen
Städten bei der Müllabfuhr und den
Straßenmeistereien gar nichts mehr.
Ebenfalls durchgehend im Streik ist
das Klinikum Karlsruhe: Etwa 200 Be-
schäftigte gehen seit 6. Februar nicht
mehr auf Station. ver.di-Verhandlungs-
führer Alfred Wohlfart bekräftigte, die
kommunalen Beschäftigten werden
den Arbeitskampf so lange fortsetzen,
bis die Arbeitgeber ihre
starre Haltung aufge-
ben.
Die kommunalen Ar-
beitgeber haben bisher
kein verhandlungsfähi-
ges Angebot auf den
Tisch gelegt. Stattdes-
sen pochen sie weiter
auf die 40-Stunden-
Woche. Für sie steht es auch außer
Frage, dass sie weitere kommunale
Arbeitsplätze abbauen werden – wenn
die Beschäftigten 38,5 Stunden die
Woche arbeiten und erst recht bei
40 Stunden. ver.di und die Beschäftig-
ten werten diesen Stellenabbau an-
gesichts von über fünf Millionen Ar-
beitslosen als „unverantwortlich“. Die
öffentlichen Arbeitgeber fänden aber
offenbar nichts dabei, als beispielhafte
Arbeitsplatzvernichter in die Geschich-
te einzugehen. „Die Jugend braucht
eine Chance auf einen Arbeitsplatz“,
sagte Wohlfart. Deshalb sehe er weder
in einem wie auch immer gearteten
Lohnausgleich noch in einer Beschäf-

tigungssicherung für die Belegschaft
gangbare Wege: „Damit würden wir
unsere Jugend im Stich lassen. Das
darf nicht sein.“ In den Streik mitein-
bezogen sind seit Beginn vergangener
Woche auch Beschäftigte des Landes:
Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
von Universitäten, von Studenten-
werken, von Heimsonderschulen oder
Straßenmeistereien legten tageweise
die Arbeit nieder. In den Kommunen
streikten unter anderem auch Kita-
und Klinikbeschäftigte, der Reini-
gungsdienst, Politessen sowie Mit-
arbeiter der Bauhöfe oder der Garten-
bauämter. 
Auch in der laufenden Woche wird der
Arbeitskampf unvermindert fortge-
setzt. „Wir wollen, dass die Arbeitgeber
mit einem verhandlungsfähigen An-
gebot zu den Verhandlungen zurück-
kehren“, betonte Wohlfart und fügte
hinzu: „Es liegt allein an den Arbeit-
gebern, wie lange der Streik noch
dauern wird.“ So lange „sie aber ihr
Diktat, die wöchentliche Arbeitszeit
müsse mit der Zahl 4 beginnen, nicht

zurücknehmen, wird es
keine Annäherung ge-
ben“, so Wohlfart. 
Derweil wird der Ton der
Arbeitgeber schärfer. So
versuchen sie, gegen-
über den Bürgern ver.di
als Schuldigen für die
Unannehmlichkeiten
hinzustellen, die der Ar-

beitskampf mit sich bringt. „Wir woll-
ten keinen Streik, wir wollten verhan-
deln“, sagte Wohlfart: „Die Arbeitgeber
haben mit ihrer Maximalforderung den
schon jetzt längsten Streik im öffent-
lichen Dienst der Nachkriegszeit pro-
voziert.“ Mit Blick auf Überlegungen
einzelner Städte, Leiharbeiter zur Müll-
entsorgung einzelner Städte einzuset-
zen warnte der stellvertretende ver.di-
Landesbezirksleiter vor einer weiteren
Eskalation des Konflikts. Er kritisierte
zudem Drohungen der Arbeitgeber,
die Abfallentsorgung – als Folge des
Streiks – zu privatisieren. „Jeder weiß,
dass private Müllentsorgung die Bür-
ger teuer kommt. Und streiken, um

ihren Interessen Nachdruck zu ver-
leihen, das können auch Beschäftigte
von Privatfirmen.“ Es sieht danach aus,
dass die Arbeitgeber nicht damit ge-

rechnet hatten, dass die Beschäftigten
in so großer Zahl und so massiv für 
den Erhalt der 38,5-Stunden-Woche
eintreten.

Keine Einigung: Streik geht weiter
bußen bei den Sonderzahlungen fest-
schreiben. Neu eingestellten Mitarbei-
tern drückt das Land Baden-Württem-
berg die 41-Stunden-Woche, eine Kür-
zung des Weihnachtsgeldes und eine
Streichung des Urlaubsgeldes aufs
Auge.

Fortsetzung der Verhandlungen am 23. Februar

Der Jugend eine Chance

„Die Jugend braucht 
eine Chance 

auf einen Arbeitsplatz“, 
sagte Alfred Wohlfart.
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Kommentar

Wir kämpfen
weiter
Alfred Wohlfart

Der Kern der Auseinandersetzung
ist die Forderung der Arbeitgeber,
die Arbeitszeit auf 40 Stunden zu
verlängern. Deshalb geht der Ab-
wehrkampf weiter. In der vierten
Woche streiken Tag für Tag Tau-
sende von Beschäftigten für die Si-
cherung von Arbeitsplätzen. 
Die 40-Stunden-Woche ist ein Pro-
gramm zur Vernichtung von Stel-
len – 10.000 würden allein beim
Land und den Kommunen in Ba-
den-Württemberg entfallen. Die
Fortsetzung des Abbaus von Ar-
beitsplätzen hat vor allem zur
Folge, dass tausenden junger
Menschen die Zukunftschancen
zerstört werden – und das vor
dem Hintergrund von weit über
fünf Millionen Arbeitslosen. 
Den Arbeitgebern des öffentlichen
Dienstes sollte mit diesem Tarif-
konflikt eine Lehrstunde erteilt
werden. Sie sollten erkennen
müssen, dass sich die in Rathäu-
sern, Betriebshöfen und Kliniken
tätigen Menschen nicht alles gefal-
len lassen, sondern sich zu weh-
ren wissen und das auch tun. 
Die Arbeitgeber haben angeboten,
die Zahl der Ausbildungsplätze zu
erhöhen und Garantien für eine
Übernahme festzuschreiben.
Klingt im ersten Augenblick nicht
schlecht. Aber Vorsicht ist geboten.
Dieses Angebot ist eine Mogel-
packung. Oder zumindest der Ver-
such, ihre Forderung nach längerer
Arbeitszeit mit einer bunten aber
wertlosen Schleife zu verzieren. 
Am besten wird den jungen Men-
schen geholfen durch den Verzicht
auf längere Arbeitszeiten und auf
die Vernichtung weiterer Stellen.
Nur so gibt es Arbeitsplätze mit
Zukunft.
Die Arbeitgeber müssen die Finger
von der 40-Stunden-Woche las-
sen. Sie sollten über ihre Rolle in
der bundesdeutschen Gesell-
schaft nachdenken. Ob sie bei der
Vernichtung von Arbeitsplätzen
weiterhin in vorderster Front ste-
hen wollen – oder ob sie eine Ver-
antwortung haben, die sich von
der privater Unternehmer unter-
scheidet.
Städte und Gemeinden sind wich-
tige Träger der Demokratie. Vor Ort
können Bürgerinnen und Bürger
unmittelbar Politik erleben und
mitgestalten. Dazu gehört eine an-
gemessene Ausstattung der Kas-
sen mit Geld. Schon seit geraumer
Zeit ist hier allerdings Schmalhans
Küchenmeister. 
Aufgabe der Kommunen muss
sein, die Ursache für diesen Miss-
stand zu benennen: Die völlig fal-
sche Steuerpolitik des Bundes. In
Berlin müssen die Bürgermeister
und Lokalpolitiker auf der Matte
stehen. Nach unten zu treten und
den Schwächsten in die Tasche zu
greifen, das macht die Lage nur
schlimmer. 
In dieser Auseinandersetzung geht
es tatsächlich nicht um 18 Minu-
ten: Es geht um viele Arbeitsplätze
und eine funktionierende Demo-
kratie.

Süße Solidarität zu früher Stunde: Beschäftige aus Kindertagestätten und der Verwaltung kamen am Montagmorgen zu den Streikposten der Müllabfuhr. Im Gepäck:
Kuchen, Kaffee  und Pralinen. Die Stadt hatte gedroht, private Müllentsorger zu beauftragen. (Bericht Seite 3) Foto (2): Röttgers

Stuttgart – Die Tarifverhandlungen
um die Arbeitszeit der kommuna-
len Beschäftigten in Baden-Würt-
temberg sind bislang ohne Ergeb-
nis geblieben. 
Beide, ver.di-Verhandlungsführer Al-
fred Wohlfart und KAV-Verhandlungs-
führer Gerhard Widder (SPD), erklär-
ten am Dienstagabend die Verhand-
lungen für „ausgesetzt“. Die Gespräche
sollen aber am Mittwochmittag fortge-
setzt werden. 
Wohlfart und die ver.di-Tarifkommis-
sion zeigten sich enttäuscht über den
Verhandlungsverlauf. „Es gab keinerlei
Annäherung“, sagte Wohlfart: „Die Ar-
beitgeber pochen unverändert auf die
40-Stunden-Woche.“ Die Positionen lä-
gen deshalb noch sehr weit auseinan-
der.
„Es steht Spitz auf Knopf“, hieß es aus
der Tarifkommission.  Es sei durchaus
möglich, dass es noch in dieser Woche
zu einem Abschluss komme, aber
auch, dass die Verhandlungen platz-
ten. Derweil laufen die Vorbereitungen
für eine zweite Streikwelle auf Hoch-
touren. Für Montag, 6. März, ist in Stutt-
gart eine Großkundgebung geplant, zu
der auch der ver.di-Vorsitzende Frank
Bsirske erwartet wird. Die Kundgebung
wird in jeden Fall stattfinden – auch
wenn sich KAV und ver.di in den kom-
menden Tagen auf einen Abschluss ei-
nigen. Zu dieser Demonstration wer-
den weit über 10.000 Beschäftigte des
öffentlichen Dienstes erwartet –  Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter der
Kommunen und des Landes. Für die
bundesweiten Tarifverhandlungen mit
den Ländern, die am 20. Februar er-
gebnislos vertagt worden waren, steht
noch kein neuer Termin fest. Die Ar-
beitgeber hatten den 10. März als Ver-
handlungstermin ins Gespräch ge-
bracht.
ver.di erwartet für die Gespräche am
Mittwoch (1. März) ein verhandlungs-
fähiges Angebot in Bezug auf die Wo-
chenarbeitszeit. „Mit der gebetsmüh-

Noch weit auseinander
lenartigen Wiederholung der Forde-
rung nach einer 40-Stunden-Woche
sind Verhandlungen schwer möglich“,
stellte Wohlfart fest. Er bezeichnete
den Aschermittag als den entscheiden-
den Verhandlungstag, an dem noch
einmal die Gelegenheit bekämen,
Farbe zu bekennen. 
Die Arbeitgeber hatten am Montag
eine tarifvertragliche Regelung über
eine Ausbildungsquote vorgelegt.
„Dieses Angebot entpuppte sich als
Luftnummer“, sagte Wohlfart. Es sei
eine Frechheit gegenüber den jungen
Leuten, die einen Ausbildungsplatz su-
chen. Denn der Vorschlag der Arbeit-
geber erschöpft sich nach ver.di-Auf-
fassung in Absichterklärungen und
enthält keinerlei Garantien für die
Schaffung weiterer Ausbildungsplätze:
„ver.di will verhandeln – aber wir wer-
den uns nicht verkaufen.“
In den Tarifgesprächen wurde über
verschiedene Modelle zur gestaffelten
Arbeitszeit diskutiert. ver.di favorisiert
eine Staffelung nach Einkommen:
Demnach würden Beschäftigte in hö-
heren Entgeltgruppen wie Heimleiter
oder Abteilungsleiter in Verwaltungen

künftig länger arbeiten, für Beschäf-
tigte in niedrigen Entgeltgruppen
bliebe es bei der 38,5-Stunden-Woche.
Die Arbeitgeber lehnen dieses Modell
ab, weil die Einsparungen hier ihrer
Ansicht nach zu gering ausfallen wür-
den. Die Arbeit-
geber liebäugeln
mit einem Alters-
stufenmodell
nach dem Ab-
schluss bei den
Uni-Kliniken. Da-
nach arbeiten
jüngere länger
als ältere Mitar-
beiterinnen und
Mitarbeiter. Das
Klinik-Modell se-
hen die Arbeitgeber aber nur als
Grundlage. Ihnen schweben allem An-
schein nach andere und längere  Wo-
chenarbeitszeiten vor.  
Wie bereits vor Wochen geplant, wur-
den die Streiks vielerorts in der Fast-
nachtswoche zurückgefahren. Weiter-
hin streiken in den großen Städten des
Landes unter anderen die Müllwerker.
Sie legen durchgehend seit Beginn des

Streiks am 6. Februar die Arbeit nieder.
Die meisten Beschäftigten der Kinder-
tagesstätten und der Kliniken bei ba-
den-württembergischen Kommunen
kehrten in dieser Woche an ihre Ar-
beitsplätze zurück. An dem Streik be-
teiligen sich auch weiterhin Beschäf-
tigte des Landes: Theatervorstellungen
fallen aus, bei Straßenmeistereien geht
nichts mehr. Auch viele Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter von Universitäten
und Fachhochschulen legen tageweise
die Arbeit nieder. 
Bereits am vergangenen Donnerstag

waren Vertreter des
KAV und ver.di zu Ta-
rifgesprächen zu-
sammengekom-
men. Diese Gesprä-
che waren am
Abend ohne Ergeb-
nis vertagt worden.
Am Samstag hatten
sich die Tarifparteien
in kleiner Runde ge-
troffen. Die Teilneh-
mer wollten sich

über die Datenbasis verständigen und
Einigungsmöglichkeiten ausloten. Da-
mals betonten ver.di und KAV: Es gebe
einen „erheblichen Dissens“. 
Bei den Urabstimmungen hatten sich
die ver.di-Mitglieder der Kommunen
wie die des Landes mit über 94 Pro-
zent für einen Arbeitskampf zum Erhalt
der 40-Stunden-Woche ausgespro-
chen. Seit Beginn des Streiks beteilig-
ten sich an dem Arbeitskampf zwi-
schen 7000 und 14.000 Beschäftigte. 
Die Arbeitgeber wollen eine mögliche
Arbeitszeitverlängerung dazu nutzen,
weitere Stellen abzubauen. Das will
ver.di verhindern. Bei einer 40-Stun-
den-Woche sind nach ver.di-Berech-
nungen beim Land und den Kommu-
nen zusätzlich zu dem bereits geplan-
ten Stellenabbau beim öffentlichen
Dienst weitere 10.000 Arbeitsplätze
gefährdet. Bereits jetzt haben vor al-
lem junge Leute große Schwierigkei-
ten, nach ihrer Ausbildung im öffent-
lichen Dienst übernommen zu wer-
den. Wird ihnen nach der Ausbildung
eine Stelle angeboten, dann nur befris-
tet und in Teilzeit. Arbeitszeitverlänge-
rung bedeute, dass den jungen Leuten
die berufliche Zukunft versperrt wird,
argumentiert ver.di. 

Tarifverhandlungen um Erhalt der 38,5-Stunden-Woche weiter ohne Ergebnis

Großkundgebung

ver.di ruft für den 6. März 
zu einer Großkundgebung 

in Stuttgart auf. 
Es werden weit über 

10.000 Teilnehmer erwartet.
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In Stuttgart demonstrieren 25.000 gegen Arbeitspatzvernichtung. Foto: Roettgers

Stuttgart/Berlin – Die Tarifgemein-
schaft der Länder (TdL) hat sich viel
Zeit gelassen, wieder an den Verhand-
lungstisch zu kommen. Am kommen-
den Freitag, dem 10. März, soll es in
Berlin endlich so weit sein. Große Er-
wartungen darf man an das Treffen
allerdings nicht knüpfen. „Eine
schnelle Einigung sehe ich nicht. Wir
werden bei der Arbeitszeit und den
Sonderzuwendungen nicht nachge-
ben“, sagte der CDU-Politiker und TdL-
Verhandlungsführer Hartmut Möllring.
Kritik für seine starre Haltung erntete
er vom SPD-Fraktionschef Peter Struck:
„Ich denke, dass die Verhandlungsfüh-
rung des niedersächsischen Finanz-
ministers Möllring zu schroff ist, um bei
ver.di Kompromissbereitschaft zu er-
reichen.“ Gegen die „Betonköpfe der
öffentlichen Arbeitgeber“ will ver.di mit
einer „zentralen Streikversammlung“
in Hannover am 9. März protestieren.

Angesichts der Erklärungen der Arbeit-
geber bezweifelt Kurt Martin, Verhand-
lungsführer von ver.di bei den Tarifver-
handlungen mit den Ländern, ob sich
das bevorstehende Spitzentreffen
überhaupt lohnt, denn die Arbeitgeber
zeigten keine Einigungsbereitschaft. 
Der Hintergrund des Tarifkonflikts: Seit
über zwei Jahren sehen sich die Lan-
desbeschäftigten in einem tariflosen
Zustand. Denn die Länder scherten aus

den Verhandlungen um den Tarifver-
trag öffentlicher Dienst (TVöD) aus. 
Mit dem Arbeitskampf wehren sich die
Beschäftigten gegen die Kündigung
der Arbeitszeitregelung und der Tarif-
verträge zum Weihnachts- und zum Ur-
laubsgeld durch die Länder. Zudem
sollen die Arbeitgeber dazu gezwun-
gen werden, den TVöD zu akzeptieren.
Die Länder pochen auf die 41-Stun-
den-Woche. In Baden-Württemberg
müssen neueingestellte Tarifbeschäf-
tigte sowie Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter, die höher gruppiert werden
und Beschäftigte, deren befristeter Ver-
trag verlängert wird, bereits 41 Stun-
den die Woche arbeiten. 
Als ein Streikziel im Arbeitskampf mit
den Ländern nannte Martin den Erhalt
des Flächentarifvertrages. „Wir wollen
den Tarifverbund von Bund, Ländern
und Kommunen wieder herstellen.“
Heftig kritisierte Martin den Verhand-

lungsführer der TdL: „Die Scharfma-
cherei Möllrings muss aufhören.“ Von
einem Verhandlungsführer erwarte er
etwas anderes. „Positiv“ für die Ge-
werkschaften sei, dass Möllring die
Leute auf die Straße treibe. „Wenn die
Beschäftigten im öffentlichen Dienst
seinen Namen hören, dann sind die
am Turnen.“ 
Martin wirft den Arbeitgebern vor, die
schlechte Arbeitsmarktlage mit mehr
als fünf Millionen Arbeitslosen auszu-
nutzen. Viele seien froh, Arbeit zu be-
kommen. „Die unterschreiben die 42-
Stunden-Woche und verzichten auf
Weihnachts- und Urlaubsgeld.“ Das sei
aber keine Perspektive. „Wir werden
den Arbeitgebern nicht die Hand rei-
chen und der von ihnen geforderten
Verlängerung der Arbeitszeit zustim-
men, damit sich noch mehr Leute in
die Schlange der Arbeitslosen ein-
reihen können.“

Nun schon 42

Stunden die Woche?  

Erfurt – Thüringens Ministerpräsi-
dent Dieter Althaus (CDU) hat für
seine Angestellten nun die 42-Stun-
den-Woche eingefordert. „Aus Sicht
der neuen Länder, wo schon immer
40 Stunden gearbeitet wurde, wirkt
das zähe Festhalten an den 38,5
Stunden im Westen geradezu lä-
cherlich“, schrieb Althaus. 
Die Thüringer Beamten arbeiteten
mit Ausnahmen inzwischen sogar
42 statt 40 Stunden. Sein Ziel sei,
auch die Arbeitszeit der Angestellten
auf 42 Wochenstunden anzuheben.
Althaus forderte zugleich einen mas-
siven Stellenabbau im öffentlichen
Dienst: „Wir brauchen mehr Arbeits-
plätze in der freien Wirtschaft und
einen deutlichen Personalabbau bei
Bund, Ländern und Kommunen“, so
der CDU-Politiker. 

„Für die Zukunft 

unserer Kinder“
Stuttgart – Der ver.di-Vorsitzende
Frank Bsirske hat bei der Großdemons-
tration in Stuttgart den Streikenden
den Rücken gestärkt. „Wir streiken
nicht wegen 18 Minuten am Tag“, rief
Bsirske den Streikenden bei der Kund-
gebung zu. Die öffentlichen Arbeit-
geber würden die Arbeitszeitverlänge-
rung konsequent umsetzen. Die Folge:
Bundesweit würden 250.000 Stellen
gestrichen. „Dazu können wir nicht die
Hand reichen“, sagte Bsirske unter
großem Beifall. 
Arbeitszeitverlängerung bedeute, dass
die Chancen für eine Übernahme nach
der Ausbildung für junge Leute noch
weiter zurückgehen, dass weniger be-
fristete Verträge verlängert werden,
dass Teilzeitbeschäftigte weniger ver-
dienen. Gerade die Länder würden
jede Menge Stellen nur noch befristet
besetzen. Schon jetzt hätten sieben
von zehn Beschäftigten an den Unis
nur noch befristete Verträge.
Jeder Streikende wisse, dass es zudem
darum gehe, die Zukunft des Tarifver-
trags zu verteidigen. An die Stelle von
Tarifverhandlungen und Interessen-
ausgleich hätten die öffentlichen Ar-
beitgeber das Diktat gesetzt. „Die Ar-
beitgeber wollen diktieren statt ver-
handeln.“ Zunächst werde die Arbeits-
zeit der Beamten erhöht, dann sollten
die Tarifbeschäftigten nachziehen.
„Jetzt reicht’s“, rief er den Demons-
tranten zu. 
Das Argument der Kommunen, die
Kassen seien leer, ließ Bsirske nicht
gelten. „Die Kassen sind leer“ – das
sagten Leute, die gerade die Stellen
von 300 Betriebsprüfern gestrichen
hätten. Dabei sei längst bekannt, dass
jeder Betriebsprüfer nicht nur sein Ge-
halt erwirtschaftet, sondern dafür
sorgt, dass zusätzlich eine bis einein-
halb Millionen Euro in die Staatskasse
fließen. Wer also 300 Stellen von Be-
triebsprüfern streicht, verzichte auf
300 bis 400 Millionen Euro im Jahr.
Und lasse es zu, dass die Wirtschaft
weniger Steuern zahlt, als sie eigent-
lich müsste. 

Stuttgart – Der Tarifkonflikt im öf-
fentlichen Dienst in Baden-Würt-
temberg hat sich verschärft. Nach
dem Abbruch der Tarifverhandlun-
gen für die kommunalen Beschäf-
tigten am Aschermittwoch wurden
die Streiks ausgedehnt. Kleinere
Kommunen, die bisher kaum Aus-
wirkungen des Streiks gespürt hat-
ten, wurden nun in den Arbeits-
kampf einbezogen. 
Dennoch trafen sich am Dienstag Ver-
treter von ver.di und dem kommuna-
len Arbeitgeberverband zu Sondie-
rungsgesprächen. Dabei sollten Eini-
gungsmöglichkeiten ausgelotet wer-
den, um möglichst bald den Verhand-
lungsfaden wieder zu knüpfen. Der-
weil treffen sich am kommenden Frei-
tag (10. März) ver.di und die Tarif-
gemeinschaft der Länder (TdL) zu
einem Spitzengespräch in Berlin. 
Mit Beginn dieser Woche erreichte der
Arbeitskampf einen neuen Höhepunkt.
In Stuttgart trafen sich weit über
25.000 Beschäftigte des öffentlichen
Dienstes im Land zu einer Großkund-
gebung auf dem Schlossplatz, zu der

auch ver.di-Vorsitzende Frank Bsirske
gekommen war. Nachdem ver.di in der
Fastnachtswoche die Streiks vor allem
in den Kliniken und den Kindertages-
stätten zurückgefahren hatte, werden
nun wieder nahezu alle kommunalen
Bereiche in den Streik einbezogen.
Allein in Baden-Württemberg streikten
zu Beginn dieser Woche täglich 17.000
Beschäftigte der Kommunen und des
Landes. In vielen Städten streikt die
Müllabfuhr bereits die fünfte Woche.
Die Stadtverwaltung Stuttgart versucht,
den Streik zu umgehen und lässt seit
dieser Woche private Entsorger die
Säcke und Tonnen mit Restmüll sowie
dem Biomüll abholen. Damit heizten
die Arbeitgeber den Tarifkonflikt an.  
Die Tarifverhandlungen für die rund
200.000 Beschäftigten der Kommu-
nen im Südwesten waren am Ascher-
mittwoch ergebnislos und ohne einen
neuen Termin abgebrochen worden.
ver.di hatte zuvor das Angebot der
Arbeitgeber, das im Volumen 39,7 Wo-
chenstunden bedeutet hätte als „völlig
indiskutabel“ zurückgewiesen. ver.di
kämpft in diesem Tarifkonflikt um den

Erhalt der 38,5-Stunden-Woche im öf-
fentlichen Dienst. Die Arbeitgeber po-
chen auf die Rückkehr zur 40-Stunden-
Woche.  Die Länder wollen gar eine Er-
höhung der Arbeitszeit auf 41 Stunden
durchsetzen. Eine Rückkehr zur 40-
Stunden-Woche vernichtet nach ver.di-
Berechnungen beim Land und den
Kommunen allein in Baden-Württem-
berg 10.000 Stellen. 
ver.di-Verhandlungsführer für Baden-
Württemberg, Alfred Wohlfart, forderte
die Kommunen auf, mit einem ernst-
haften Angebot in die Gespräche zu-
rückzukehren. „Wir sind jederzeit be-
reit, weiterzuverhandeln und nach
konstruktiven Lösungen zu suchen“,
betonte er. Allerdings müssten es
echte Verhandlungen sein. „Immer
wieder Argumente auszutauschen, hat
keinen Sinn.“ 
Wohlfart verwies auf den Tarifab-
schluss in Hamburg, der längere Ar-
beitszeiten für Bezieher höherer Lohn-
gruppen vorsieht sowie verschiedene
Ausnahmeregelungen – wie für Mütter
und Väter mit kleinen Kindern. Berech-
nungen der Tarifparteien zufolge be-

läuft sich der Abschluss auf 38,8 Stun-
den die Woche im Volumen. Wohlfart
wertete diese schnelle Einigung in
Hamburg als ein Signal an die baden-
württembergischen Arbeitgeber, dass
sich die Tarifparteien auch hier schnell
auf eine konstruktive Lösung einigen
könnten.
Die Auswirkungen der Streiks sind vor
allem in den großen Städten sichtbar.
Denn hier streikt seit dem 6. Februar
die Müllabfuhr. Außerdem waren Kin-
dertagesstätten und Kliniken in den
Arbeitskampf einbezogen. Meist streik-
ten die Kliniken aber nur tageweise.
Außerdem wurden speziell für die
Kliniken Notdienstvereinbarungen ab-
geschlossen. Dass es dennoch zu
Engpässen kam, liegt nach Beobach-
tungen der Beschäftigten oft an der
Einkategorisierung der „Notfälle“: So
seien für die Klinik lukrative Operatio-
nen zu Notfällen deklariert worden,
um die finanziellenAuswirkungen des
Streiks zu vermindern. Notdienstver-
einbarungen seien aber dafür da, dass
echte medizinische Notfälle behandelt
werden.

Streiks erreichen neuen Höhepunkt
25.000 bei Demonstration in Stuttgart – jederzeit zu echten Verhandlungen bereit 

Neue Verhandlungsrunde mit den Ländern 

Frank Bsirske
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Bretten: Eine Teilnehmerin der Kundgebung zeigt einem Vertreter des Arbeitgeberverbandes wo es langgeht. Foto: ver.di

Arbeitgeber beharren
auf Maximalforderungen 
Stuttgart/Berlin – Die Streiks der
Länderbeschäftigten gehen weiter.
Auch in  dieser Woche legen Beschäf-
tigte des Landes in Baden-Württem-
berg die Arbeit nieder. Unterdessen ge-
rät Niedersachsens Finanzminister und
Verhandlungsführer der Tarifgemein-
schaft deutscher Länder (TdL), Hart-
mut Möllring (CDU), mächtig unter
Druck. Seine unnachgiebige Haltung
habe eine Annäherung der Tarifpar-
teien verhindert – kritisiert nicht nur
ver.di, sondern das stellen auch Vertre-
ter der TdL fest. 
Für den ver.di-Vorsitzenden Frank
Bsirske hat Möllring durch seine „de-
monstrativ zur Schau  gestellte Gleich-
gültigkeit“ gezeigt, dass er überhaupt
nicht an einer Lösung interessiert sei:
„Was er will, ist ein tariffreier Raum im
öffentlichen Dienst. Er will eine andere
Republik schaffen, die ohne Tarifver-
träge auskommt und bestehende so-
gar abschafft.“ Die Tarifverhandlungen
wurden unterbrochen. Ein neuer Ver-
handlungstermin wurde zunächst
nicht vereinbart. ver.di erklärt, sie sei
nach wie vor zu einer Lösung im Rah-
men von Verhandlungen bereit. Dies
sei jedoch nur möglich, wenn die Tarif-
gemeinschaft der Länder endlich ein
verhandlungsfähiges Angebot vorlege. 
Renate Knapper, ver.di-Landesfachbe-
reichsleiterin Bund und Länder Baden-
Württemberg, sieht keinen Einigungs-
willen bei den Ländern: „Sie wollen
längere Arbeitenzeiten, sie wollen Ein-
sparungen zu Lasten der Beschäftigten
durchsetzen.“ Und vor allem: „Die Län-
der wollen die Arbeitsbedingungen
diktieren.“ Eine solche Haltung sei nur
mit Rückendeckung der Ministerpräsi-
denten möglich. „Die Länder wollen
offenbar ,tariflose Zonen’ schaffen“,
befürchtet Knapper: „Das können und
werden wir nicht hinnehmen.“
Zwar waren nach ver.di-Darstellung bei
den jüngsten Tarifverhandlungen in
Berlin einige Länder bereit, sich mit
ver.di zu verständigen. Aber die Mehr-
heit der Länder  beharrt auf ihren Ma-
ximalforderungen.
Die Länder haben 41 Wochenstunden
im Visier. Mit dem Streik kämpfen die
Beschäftigten für den Erhalt der 38,5-
Stunden-Woche, des Weihnachtsgel-
des und des Urlaubsgeldes. Zudem
sollen die Arbeitgeber dazu gezwun-
gen werden, den TVöD zu akzeptieren,
der bereits für den Bund und die Kom-
munen gilt. 
In Baden-Württemberg müssen neu
eingestellte Tarifbeschäftigte, deren
befristeter Vertrag verlängert wird, be-

reits 41 Stunden die Woche arbeiten.
Das Land streicht ihnen das Urlaubs-
geld und zahlt ihnen nur ein gekürztes
Weihnachtsgeld. Seit dem 13. Februar
streiken Bedienstete des Landes wie
Theaterbeschäftigte, Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter der neun Zentren für
Psychiatrie, der Universitäten und
Fachhochschulen und der Autobahn-
meistereien, der Wilhelma, der Münze
und nicht zuletzt des Statistischen
Landesamtes. Gestreikt wird im Rah-
men der „dynamischen Streikstrate-
gie“ entweder tageweise, an mehre-
ren Tagen hintereinander oder unbe-
fristet.

Tarifparteien gehen in die Schlichtung 
ver.di-Verhandlungsführer Alfred Wohlfart: Situation nach wie vor schwierig – Streiks gehen weiter

Stuttgart – Im Tarifkonflikt um die Ar-
beitszeit der rund 200.000 kommuna-
len Beschäftigten in Baden-Württem-
berg beziehen die Tarifparteien nun
Schlichter in die Verhandlungen ein.
Darauf haben sich die Tarifparteien am
Dienstag (14. März) in Stuttgart ver-
ständigt. Die Schlichtungsverhandlun-
gen sollen bereits am heutigen Mitt-
woch beginnen. 
Die Streiks gehen unterdessen weiter.
Es werden auch Vorbereitungen für die
7. Streikwoche getroffen. ver.di will da-
mit für den Fall gewappnet sein, dass
die Schlichtung zu keinem befriedi-
genden Ergebnis führt. 
Sowohl ver.di als auch die Arbeitgeber
stellen einen Schlichter. ver.di hat den
früheren Chef der AOK-Baden-Würt-
temberg, Roland Sing, als Schlichter
benannt, der kommunale Arbeitgeber-
verband (KAV) berief den früheren

Präsidenten des baden-württembergi-
schen Verwaltungsgerichtshofes, Pro-
fessor Claus Meissner. Neben den bei-
den Schlichtern gehören fünf Vertreter
von ver.di und fünf Vertreter der Ar-
beitgeber der Kommission an, die sich
nun um eine Einigung im Tarifkonflikt
bemüht.
Die Tarifparteien haben sich auf ein
unbürokratisches Schlichtungsverfah-
ren geeinigt. Es wurde vereinbart, dass
bis spätestens Sonntag ein Ergebnis
auf dem Tisch liegen soll. Es handle
sich um eine „freiwillige Schlichtung“,
betonten die Tarifparteien. Die Schlich-
ter seien Moderatoren im Tarifkonflikt. 
ver.di-Verhandlungsführer Alfred Wohl-
fart betonte, „ver.di will eine faire Lö-
sung“. Er fügte hinzu: Ein Kompromiss
müsse aber der Erwartungshaltung der
Streikenden entgegenkommen. „Wir
wollen, dass der Wahnsinn der Stellen-
vernichtung ein Ende hat. Es geht nicht
um 18 Minuten. Es geht darum, dass
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
und auch unsere jungen Menschen
eine Perspektive haben und die 
Massenarbeitslosigkeit nicht weiter
steigt.“ 
Mit Blick auf die Schlichtungsgesprä-
che sagte Wohlfart: „Wir haben einen
schweren Gang vor uns.“ Er sagte:
„Eine Schlichtung ist keine Garantie für
eine Einigung. Die Kuh ist noch nicht
vom Eis.“ Der Verhandlungsführer der
Kommunen, Mannheims Oberbürger-
meister Gerhard Widder, meinte: Die
Schlichtung biete die Chance, zu einer
Einigung zu kommen.
Unterdessen sind die Verwaltungen
und Betriebe der Kommunen nun
schon die sechste Woche im Streik.
Erneut legen Tag für Tag zwischen

12.000 und 17.000 Beschäftigte die 
Arbeit nieder. Weiterhin streiken in vie-
len Städten und Landkreisen die Müll-
abfuhr und die Straßenreinigung, kom-
munale Kliniken, Kindertagesstätten
und Verwaltungen. Auch Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter des Landes betei-
ligen sich an dem Protest mit Warn-
streiks, eintägigen bis mehrtägigen Ar-
beitsniederlegun-
gen.
Auch die Vertreter
der kommunalen Ar-
beitgeber (KAV) hat-
ten zu Beginn der
Verhandlungen am
Dienstag ihre Kompromissbereitschaft
bekräftigt. Zugleich aber hieß es aus
Verhandlungskreisen: Mit 39,5 Stun-
den die Woche sei die Schmerzgrenze
der KAV erreicht. Die Mitglieder des
Verbandes erwarteten eine deutliche
Arbeitszeitverlängerung.
Die KAV will eine Verlängerung der Ar-
beitszeit von derzeit 38,5 Stunden auf
40 Stunden durchsetzen. Bei den
ersten Tarifverhandlungen während
des Streiks hatten die Arbeitgeber zu-
nächst ein Angebot vorgelegt, das im
Volumen 39,7 Wochenstunden vorsah.
Dabei sollten fast alle Beschäftigte der
Kommunen länger arbeiten, für Be-
schäftigte bis 40 Jahre sollte gar die
40-Stunden-Woche gelten. ver.di wer-
tete dieses Angebot als Provokation
und brach die Tarifgespräche am
Aschermittwoch ab. Diese Tarifgesprä-
che dauerten – samt eines Sondie-
rungstermins – fünf Tage. 
In der vergangenen Woche trafen 
sich die Tarifparteien zu erneuten
Sondierungsgesprächen. Diese Ge-
spräche wurden von den Arbeitgebern

abgebrochen. Sie warfen ver.di vor, das
vereinbarte Stillschweigen über den
Verlauf der Verhandlungen nicht ein-
gehalten zu haben.
„Wir haben keine Informationen über
die Verhandlungen an die Öffentlich-
keit gegeben“, versichert dagegen die
ver.di-Verhandlungskommission. Die
Veröffentlichungen in der Presse zeig-

ten auch deutlich, dass
nicht ein Vertreter der
ver.di-Verhandlungskom-
mission die Information
weiter gegeben haben
kann. Vielmehr komme als
Informant nur ein Vertreter

des Arbeitgeberlagers in Frage. Bei die-
sen Gesprächen schlugen die Arbeit-
geber vor, dass alle kommunalen Be-
schäftigten künftig 39,5 Stunden die
Woche arbeiten sollten, ein zusätz-
licher freier Tag sollte für Weiterbildung
genutzt werden. 
Bei diesen Sondierungen war Bewe-
gung in die Gespräche gekommen.
ver.di hatte auf den in Hamburg erziel-
ten Tarifabschluss verwiesen, der im
Volumen eine Wochenarbeitszeit von
38,8 Stunden beinhaltet. Im Detail
sieht der Abschluss vor, dass Beschäf-
tigte mit hohem Einkommen länger
arbeiten müssen, für Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter der unteren Ein-
kommensgruppen bleibt es bei der
38,5-Stunden-Woche. Ferner arbeiten
Beschäftigte mit Kindern unter 12 Jah-
ren generell eine halbe Stunde pro
Woche weniger. Die Arbeitgeber in Ba-
den-Württemberg winkten bisher
beim Hamburger Abschluss ab. Die 
bei diesen Regelungen erzielbaren
Einsparungen seien zu gering, betonen
sie.

Sechs Wochen Streik 
Stuttgart – Die Streiks gegen län-
gere Wochenarbeitszeiten werden in
Baden-Württemberg in der sechsten
Woche unvermindert fortgesetzt:
Von Mannheim bis Konstanz, von
Aalen bis Karlsruhe – Tag für Tag
legen 12.000 bis 17.000 Beschäftigte
in Baden-Württemberg die Arbeit
nieder:  Die Müllabfuhr und die Stra-
ßenreinigung, Beschäftigte der Klini-
ken und der Kindertagesstätten, der
Verwaltungen, der Garten- und Fried-
hofsämter, der städtischen Theater.
Auch Beschäftigte des Landes sind
weiterhin in die Aktionen einbezo-
gen wie die Straßenmeistereien, das
Statistische Landesamt oder das
Stuttgarter Staatstheater.

„Ein Kompromiss
muss der Erwartungs-

haltung der Streikenden
entgegenkommen“,

Alfred Wohlfart. Länger arbeiten? 
Nein, danke. Denn ...

Arbeitszeitverlängerung
bedeutet, dass Beschäftigte
mit befristeten Arbeits-
verträgen immer geringere
Chance haben, feste Arbeits-
verträge zu bekommen.
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Auch die Schlichtung hat kein Ergebnis gebracht. ver.di-Verhandlungsführer Alfred Wohlfart (links), und der KAV-Verhandlungsführer Gerhard Widder.

Kommentar

Erfolg auf Zeit
Von Anfang an fuhren die kommu-
nalen Arbeitgeber einen Kurs der
Konfrontation. Wem es nur um die
Verlängerung der Arbeitszeiten
geht, der sucht den Kompromiss.
Die kommunalen Arbeitgeber ver-
schärften statt dessen die Lage
schon zu Beginn. 
Durch die Herausgabe der Parole
an die Städte und Gemeinden, den
Menschen, die neu eingestellt wer-
den, die 40-Stunden-Woche unter
die Weste zu jubeln, war eigentlich
klar: den Arbeitgebern geht es nicht
nur um die „18 Minuten“, hier geht
es um mehr. Täglich wird deutlicher,
dass CDU-inspiriert eine Kampagne
gefahren wird mit dem Ziel, die Ge-
werkschaften im Zaum zu halten.
Die öffentlichen Arbeitgeber wollen
der Wirtschaft vorführen, wie man
es machen muss, um die Arbeit-
nehmer an die Leine zu legen und
den Gewerkschaften enge Grenzen
zu ziehen. Deshalb ging es auch
ver.di immer um mehr als „die paar
Minuten“.
Auch die Schlichtung hat zu keinem
Kompromiss geführt. Das Scheitern
ist für die Gewerkschaft und vor al-
lem für die Beschäftigten ein
(Teil)Erfolg. Für die bisher Beschäf-
tigten bleibt es bei 38,5 Stunden.
Neue werden wohl in der Regel die
40 Stunden akzeptieren müssen.
Damit entstehen innerhalb der Be-
legschaften zwei Gruppen. Außer-
dem gibt es – vielleicht für längere
Zeit – in Sachen Arbeitszeit keinen
Tarifvertrag. Deshalb ist der nun
erreichte Zustand für die Gewerk-
schaften und die Beschäftigten
eben kein Sieg, sondern nur ein
Erfolg auf Zeit.
Trotz sechs Wochen Streik wurde
kein besseres Ergebnis erreicht.
Dieser Kampf und ebenso seine fle-
xible Fortführung sind Verteidigung,
dienen der Verhinderung von
Schlimmerem. Das ist auf Dauer
kein motivierender Zustand. Die
Lage ändert sich nur, wenn es den
Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern sowie den Gewerkschaften
gelingt, wieder zu einem spürbaren
Machtfaktor zu werden. Dafür gibt
es mehrere Ansatzpunkte.
Einer der wichtigsten ist, die Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit zu
dem zentralen politischen Thema
zu machen. ver.di hat genug Aus-
wege aufgezeigt: eine In-
vestitionspolitik, eine gerechte
Steuerreform. Notwendig ist, die
Öffentlichkeit davon zu überzeu-
gen, dass es zu der Demontage des
Sozialstaats eine vernünftige Alter-
native gibt. Hermann Zoller

Die Gewerkschaften wollen nun flexi-
ble Protestaktionen ins Auge fassen,
die die Bürger schonen, die Arbeitge-
ber aber um so härter treffen. Wie die
neue Streikstrategie aussehen kann,
wurde in den vergangenen Tagen be-
reits und wird auch weiterhin in den
Betrieben und Bezirken diskutiert. Am
Dienstagnachmittag beriet die Tarif-
kommission über das weitere Vor-
gehen.

Verschiedene Lösungen

Am Montag forderten die kommuna-
len Arbeitgeber ver.di auf, auf der Basis
des Schlichterspruchs wieder in die
Verhandlungen einzusteigen. „Wir sind
jederzeit zu Verhandlungen bereit“, be-
tonte ver.di. Es sei aber wenig sinnvoll,
erneut über einen Lösungsvorschlag
zu verhandeln, der von den streiken-
den Kolleginnen und Kollegen nicht
mitgetragen werde. Zugleich bot ver.di
dem kommunalen Arbeitgeberver-
band (KAV) Verhandlungen auf der
Basis des Niedersachsen-Kompromis-
ses an. 
Die freiwillige Schlichtung war nach
fünf Tagen zu keinem Ergebnis gekom-
men, das die Tarifparteien akzeptier-
ten. Der Schlichterspruch wurde den
Tarifparteien erst gar nicht zur Abstim-
mung vorgelegt, denn es war abzuse-
hen, dass keine der beiden Seiten den
Lösungsvorschlag akzeptieren würde. 
Nach dem Eindruck von ver.di-Ver-
handlungsführer Alfred Wohlfart woll-
ten die kommunalen Arbeitgeber kei-
nen Interessenausgleich. Während der
fünftägigen Schlichtung habe ver.di
verschiedene Lösungen ins Gespräch
gebracht. Dabei sei ver.di auch auf die

Forderung der Arbeitgeber nach einer
„einfachen Lösung“ eingegangen. So
habe ver.di unter anderem vorgeschla-
gen, dass alle kommunalen Beschäf-
tigten künftig 39 Stunden die Woche
arbeiten, besonders belastete Berufe
aber Entlastungstage gutgeschrieben
bekämen. Die Arbeitgeber lehnten die-
ses Modell jedoch ab und bestanden
auf einer Wochenarbeitszeit von 39,5
Stunden.
Nach der Empfehlung der Schlichter
würde die Arbeitszeit der Beschäftig-
ten, die im Streik die Hauptlast trugen,
auf bis zu 40 Stunden die Woche ver-
längert. Alle Beschäftigten ab Entgelt-
gruppe 9 sollten – nach dem Willen
der Arbeitgeber – künftig 40 Stunden
die Woche arbeiten, also zum Beispiel
Krankenschwestern in der Intensiv-
medizin, Facharbeiter im Kraftwerk,
Leiterinnen mittelgroßer Kindertages-
stätten oder Sozialarbeiter der Drogen-
hilfe.

40 Stunden für viele

Das sei den Mitgliedern nicht zu ver-
mitteln, betonte ver.di-Landesfachbe-
reichsleiter Gesundheit Günter Busch.
Eine große Streikversammlung am
Montag in Stuttgart habe diese Ein-
schätzung bestätigt. Busch verwies
darauf, dass die ver.di-Mitglieder über
jedes  Verhandlungsergebnis abstim-
men müssen. 
„Wir haben im gesamten Pflege- und
Kindertagesstättenbereich völlig an-
dere Entgeltstrukturen als in der klassi-
schen Verwaltung“, sagte Wohlfart.
Zwei Drittel aller Beschäftigten in den
Kommunen würden eine pädagogi-
sche, pflegerische, soziale, handwerk-

liche oder technische Tätigkeit aus-
üben. Die Schlichter hätten für diese
Tätigkeiten  längere Arbeitszeiten vor-
gesehen. Deshalb habe ver.di diesem
Lösungsvorschlag nicht zustimmen
können.
Dem Schlichter, der von  ver.di berufen
wurde, dem früheren AOK-Chef Ro-
land Sing, bescheinigte ver.di-Verhand-
lungsführer Wohlfart  „unglaubliches
Geschick in ständig neu zementierter
Lage“. Auch der von den Arbeitgebern
benannte Professor Claus Meissner sei
den Argumenten von ver.di gegenüber
aufgeschlossen gewesen. Die Arbeit-
geber indes hätten mit ihrem sturen
Kurs die „teuerste Variante in Kauf ge-
nommen“: auf lange Sicht eine Ar-
beitszeit von 38,5 Stunden für die mei-
sten Beschäftigten der Kommunen in
Baden-Württemberg. 
Mit „gelassener Diszipliniertheit“ und
erneuerter Streikstrategie werde ver.di
den Tarifkonflikt nun weiter angehen.
Die ver.di-Landesfachbereichsleiterin
Gemeinden, Dagmar Schorsch-Brandt,

verwies darauf, dass in der Vergangen-
heit jede Arbeitszeitverlängerung sich
in Stellenstreichungen niedergeschla-
gen habe. Als die Wochenarbeitszeit
der kommunalen Beamten von 40 auf
41 Stunden verlängert wurde, wurden
allein in Stuttgart fast 50 Stellen ge-
strichen.
Der Tarifkonflikt um die Arbeitszeit der
rund 200.000 Beschäftigten der Kom-
munen in Baden-Württemberg dauert
schon mehrere Monate. Bis zu 17.000
Beschäftigte beteiligten sich an dem
Arbeitskampf. In Mannheim kamen in
der vergangenen Woche rund 2500
Beschäftigte des öffentlichen Dienstes
zu einer Kundgebung zusammen. 

Einigung in Niedersachsen

Unter den Streikenden sind  auch viele
Beschäftigte des Landes, denn auch
bei ihnen pochen die Arbeitgeber
unter anderem auf längere Arbeits-
zeiten. Ziel der Gewerkschaften ist es,
die 38,5-Stunden-Woche so weit wie
möglich zu erhalten.
In den vergangenen Wochen einigten
sich die kommunalen Arbeitgeber in
Hamburg auf einen neuen Tarifvertrag
zur Arbeitszeit. 
Er sieht bei den Arbeitszeiten eine
Kombination von Alters- und Entgelt-
staffelung vor. In Niedersachsen wurde
in der vergangenen Woche nach relativ
kurzen Sondierungsgesprächen ein
Tarifvertrag abgeschlossen, der ein
Volumen von 38,9 Wochenstunden
vorsieht.

Schlichtung gescheitert –
Streiks gehen weiter
ver.di: Kommunale Arbeitgeber wollen keinen Interessenausgleich

Schlichter Roland Sing (links) und Claus Meissner. Fotos (2): Roettgers 

Stuttgart – Für den Tarifkonflikt um die Arbeitszeit der kommunalen 
Beschäftigten in Baden-Württemberg ist keine Lösung in Sicht. Nachdem
die Schlichtung am Wochenende gescheitert ist, gehen die Streiks der
kommunalen Beschäftigten weiter. Zu Beginn der  siebten Streikwoche
legten erneut mehrere tausend kommunale Beschäftigte die Arbeit nieder.
Auch beim Land werden die Streiks fortgesetzt. 
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Stuttgart – Die Beschäftigten der
Kommunen und des Landes wollen
weiter gegen die Arbeitszeitverlänge-
rung kämpfen. Die Stimmung in den
Betrieben und auf den Ämtern ist gut,
beobachten ver.di-Vertreter in den Be-
zirken. Auch ver.di-Verhandlungsführer
Alfred Wohlfart betont: „Die Streiks ge-
hen weiter. Allerdings ändert sich ihr
Charakter.“ 
An Kundgebungen unter anderem in
Stuttgart und Ulm  nahmen in der ver-
gangenen Woche wieder mehrere
tausend Beschäftigte des öffentlichen
Dienstes teil. Außerdem streikten
mehrere Tausend.
Auch in der laufenden Woche zeigten
die Beschäftigten der Kommunen mit
unterschiedlichen Aktionen, dass sie
sich weiter gegen die Pläne der Arbeit-
geber und damit gegen längere Ar-
beitszeiten wehren. Es wurde gestreikt,
teilweise veranstalteten die Kollegin-
nen und Kollegen auch Betriebsver-
sammlungen und Vertrauensleutekon-
ferenzen. In den Bezirken, in den Be-
trieben und auf den Ämtern diskutier-
ten die Beschäftigten, wie der Arbeits-
kampf nach der gescheiterten Schlich-
tung fortgeführt wird. 
Nach Wohlfarts Worten werden die
Streiks für die Arbeitgeber unvorher-
sehbarer werden: „Niemand soll sich

künftig auf unsere Aktionen einstellen
können.“ Es gehe darum, in den Kom-
munen – den großen Städten wie den
kleinen Gemeinden – für Unruhe zu
sorgen. Solange keine Friedenspflicht
gelte, „müssen die Arbeitgeber perma-
nent mit Aktionen rechnen“.  Die Ak-
tionen sollen nicht mehr angekündigt
werden, damit sich kein Arbeitgeber
darauf einstellen und alles daran set-
zen kann, die Auswirkungen des Ar-
beitskampfes zu vermindern. 
Der neue Streikcharakter soll es er-
möglichen, die kommunalen Arbeit-
geber zielgerichtet zu
treffen. So soll der Ein-
satz von Streikbrechern
erschwert werden. „Da
der Arbeitgeber nicht
weiß, ob alle Mitarbei-
terinnen und Mitarbei-
tern streiken oder ein
Teil der Beschäftigten den Streik unter-
bricht, ist es um so schwerer, den Aus-
stand mit Fremdfirmen oder anderen
Streikbrechern zu unterlaufen,“ erläu-
tert ver.di-Sprecher Ralf Berchtold. 

Zeitverschwendung

Nach ver.di-Beobachtungen überwiegt
bei den Beschäftigten die Empörung
über die Blockadehaltung der Arbeit-
geber. Die Verweigerung eines Kom-
promisses, wie er im finanzschwäche-
ren Niedersachsen gefunden wurde,
nähre bei den Streikenden den Ver-
dacht, dass es den hiesigen Arbeit-
gebern nicht um eine Sachlösung
gehe, sondern darum, die tarifliche
Grundordnung zu zerstören, meint
ver.di. Vor diesem Hintergrund sei die
Bereitschaft etwa der Stuttgarter Erzie-
herinnen und Erzieher oder der Karls-
ruher Müllwerker zunächst sehr gering
gewesen, ihren Streik von einem Er-

38,5 auch für 
Neueingestellte
Karlsruhe – Dass sie Konflikte lösen
können, haben ver.di und die Stadt
Karlsruhe jüngst bewiesen: Eine Not-
dienstvereinbarung für das Amt für Ab-
fallwirtschaft wurde ausgeweitet, so
dass von dieser Woche an der Müll
wieder abgeholt wird. Im Gegenzug
verzichten die Arbeitgeber bis auf wei-
teres darauf, von den seit Herbst ver-
gangenen Jahres eingestellten Mitar-
beitern zu verlangen, dass sie 40-Stun-
den die Woche arbeiten. 
Nachdem die Arbeitszeitregelung
durch den Kommunalen Arbeitgeber-
verband gekündigt worden war, be-
kamen neu eingestellte Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter nur noch Verträge
mit 40 Wochenstunden angeboten.
Bei Teilzeitbeschäftigten gilt dies an-
teilig. Der Arbeitzeit werden nun 
38,5 Stunden pro Woche zugrunde
gelegt.
ver.di hatte zur Bedingung für das Aus-
setzen des Streiks gemacht, dass die
kommunalen Arbeitgeber auf die 40-
Stunden-Woche für Neueinstellungen
verzichten. Dazu hatte der Kommunale
Arbeitgeberverband betont: Die
Rechtslage sei nach der Kündigung der
Wochenarbeitszeitregelung im Tarifver-
trag öffentlicher Dienst klar, die Mit-
glieder seien in diesem Punkt nicht
mehr an den Tarifvertrag gebunden.
Der Verband könne damit weder für
die Kommunen festlegen, die 40-Stun-
den-Woche zu vereinbaren, noch dafür
sorgen, dass die Praxis ausgesetzt
werde.

Streiks gehen weiter 
Beschäftigte kämpfen weiter gegen Arbeitszeitverlängerung – Nein zum Stellenabbau – 
bisher kein neuer Verhandlungstermin vereinbart

zwingungs- in einen langfristig ange-
legten unberechenbaren Streik umzu-
stellen.
Nach Wohlfarts Worten ist ver.di jeder-
zeit bereit, die Verhandlungen wieder
aufzunehmen. Er verweißt auf den Ab-
schluss, der in Niedersachsen erzielt
wurde. Der Tarifabschluss sieht nach
ver.di-Berechnungen ein Volumen von
38,9 Wochenstunden vor. Generell gilt
eine Arbeitszeit von 39 Stunden. Bei
besonders belasteten Bereichen bleibt
es bei 38,5 Wochenstunden, die 
Beschäftigten müssen aber zwischen

einem und drei Tagen für
Weiterbildungsveranstal-
tungen einbringen. 
Im Tarifkonflikt um die
Arbeitszeit der kommu-
nalen Beschäftigten ist
kein neuer Verhandlungs-
termin in Sicht. Es mache

keinen Sinn, dass sich die Tarifparteien
zusammensetzen und wieder Argu-
mente austauschen. „Ohne ein neues,
akzeptables Angebot sind Verhandlun-
gen für beide Seiten Zeitverschwen-
dung.“ 
Unterdessen liegen bei vielen Arbeit-
gebern offenbar die Nerven blank. Am
vergangenen Freitag fuhr eine Füh-
rungskraft der Abfallwirtschaft in Stutt-
gart drei Streikposten an und verletzte
sie leicht. Die Betroffenen stellten da-
raufhin Anzeige wegen vorsätzlicher
Körperverletzung. ver.di forderte die
Verantwortlichen im Rathaus auf,
mäßigend auf ihre Führungskräfte ein-
zuwirken, damit es keine weiteren Vor-
kommnisse dieser Art gibt. 

Keine Streikpause 

Der Streik der kommunalen Beschäf-
tigten geht inzwischen in die achte
Woche. Nach der gescheiterten

Schlichtung kehrten in einigen Städten
die Beschäftigten wieder an ihren
Arbeitsplatz zurück. Das heißt aber
nicht, dass sie den Streik beenden. Im
Gegenteil. Gestreikt wird auch in den
kommenden Wochen. Allerdings sol-
len die Streiks nicht mehr die ganze
Woche dauern. Vielmehr soll kein
Arbeitgeber sicher sein, ob an irgend-
einem Tag zum Beispiel die Müllwer-
ker oder die Straßenreinigung aus-
rücken oder nicht. 
In Stuttgart streikten in den vergange-
nen Tagen die Beschäftigten des
Jugendamtes. Unter anderen beteilig-
ten sich Sozialarbeiterinnen und So-
zialarbeiter sowie Erzieherinnen und
Erzieher. Die Mütter und Väter waren
rechtzeitig über die Arbeitsnieder-
legungen unterrichtet worden. 
Weiterhin sind Beschäftigte des Lan-
des im Ausstand: Tausende von
Beschäftigten unterschiedlichster Be-
triebe und Einrichtungen wie Studen-
tenwerk, Fachhochschule in Ulm, sta-
tistisches Landesamt in Stuttgart,
Ermstalklinik  und Kurklinik in Bad
Urach, Landratsamt und Straßenmeis-
terei in Heidenheim, Tiefbauamt Karls-
ruhe, Zentrum für Psychiatrie Calw-
Hirsau, Tiefbauamt, Stadtentwässe-
rung Stuttgart und viele andere befan-
den sich im Ausstand. 

Demonstration
in Stuttgart:
Längere Arbeitszeiten vernichten 
Arbeitsplätze (siehe auch Seite 4).

Foto: Roettgers

Planbar
„Arbeiten die Beschäftigten am Mitt-
woch wieder?“ Schon der Blick des
Theater-Verwaltungsdirektors verriet
Besorgnis. „Ich nehme es an“, ant-
wortete die Streikleitung.  „Werden
die Beschäftigten auch am Donners-
tag arbeiten“, hakte der Verwaltungs-
direktor nach: „Donnerstag haben

wir eine Premiere!“ „Das wissen wir
noch nicht“, erwiderte der Vertreter
der Streikleitung. „Aber wir haben
doch die Premiere“, schoss es aus
dem Mund des Verwaltungsdirektors
– leicht aufgebracht: „Wir müssen
doch planen!“  Und der Vertreter der
Streikleitung antwortete: „Wir könn-
ten auch besser planen, wenn wir
einen Tarifvertrag hätten.“ 

„Die Streiks gehen weiter. 
Allerdings ändert sich 

ihr Charakter“, sagt ver.di-
Verhandlungsführer

Alfred Wohlfart.

ver.di-Bezirke im Netz: 

diemogelpackung.de
mittelbaden.verdi.de
rhein-neckar.verdi.de
heilbronn.verdi.de
stuttgart.verdi.de
ulm.verdi.de
fils-neckar-alb.verdi.de
suedbaden.verdi.de
schwabo.verdi.de
oberschwaben.verdi.de

ver.di-Baden-Württemberg:
bawue.verdi.de
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Verhandlungsführer Alfred Wohlfart
geändert. Mit überraschenden, flexi-
blen Aktionen will ver.di für perma-
nente Unruhe in den Kommunen sor-
gen und so den Druck auf die kommu-
nalen Arbeitgeber aufrecht erhalten
beziehungsweise noch verstärken.
Keine Stadt, keine Gemeinde, kein
Landkreis soll von den Aktionen ver-
schont bleiben. Zugleich betonen
ver.di-Vertreter immer wieder: „Diese
Strategie können wir noch Monate
durchhalten.“ 

Streik geht weiter

Die Müllabfuhr hat unterdessen in vie-
len Städten ihre Arbeit wieder auf-
genommen. Teilweise aber nur für
wenige Tage. In Stuttgart zum Beispiel
wurden die Müllwerker schon einen
Tag, nachdem sie wieder in den Be-
triebshöfen die Arbeit aufgenommen
hatten, erneut zum Streik aufgerufen.
Streiks in Einrichtungen des Jugend-
amtes werden allerdings nach wie vor
angekündigt, betonte Ralf Berchtold,
ver.di-Sprecher des Landesbezirks. Das

Statistische Landesamt streikt bis ein-
schließlich Mittwoch. Am Mittwoch
plant ver.di in Stuttgart einen Streiktag
aller Ämter und Eigenbetriebe. Die
Landesbeschäftigten werden mitein-
bezogen.
In der vergangenen Woche hatte
der Kommunale Arbeitgeberverband
(KAV) den Hauptausschuss einberu-
fen, um den Sachstand zu beraten.
Details der Debatte wurden nicht be-
kannt. Auch ver.di hatte seine große
Tarifkommission eingeladen, um über
die weitere Vorgehensweise und die
künftige Ausgestaltung des Arbeits-
kampfes zu beraten. 
Dabei waren sich die Mitglieder der
Tarifkommission einig, dass der Druck
auf die Arbeitgeber nicht nachlassen
darf. Die Beschäftigten wollten einen
Abschluss, hieß es – „aber nicht um
jeden Preis“. Mit dem neuen Charakter
des Arbeitskampfes solle auch ver-
stärkt Druck auf die kleinen Gemein-
den und kleineren Städte ausgeübt
werden. Bisher waren sie teilweise 
von den Arbeitskämpfen verschont 
geblieben.

Flexibel und überraschend 
Verhandlungen werden wieder aufgenommen –  Neuer Streikcharakter setzt sich
durch – ver.di: Druck darf nicht nachlassen 

Länder: Lage 
unverändert  
Stuttgart/Berlin – Im Tarifkonflikt um
die Arbeitszeit und die Sonderzahlun-
gen der Länderbeschäftigten ist die
Lage unverändert kompromisslos. Ein
neuer Verhandlungstermin ist nicht in
Sicht.
Die Länder haben bereits vor zwei Jah-
ren die Arbeitszeitreglungen und die
Regelungen zum Weihnachts- und
Urlaubsgeld gekündigt. ver.di dringt
darauf, dass die Länder den mit dem
Bund und den Kommunen ausgehan-
delten Tarifvertrag öffentlicher Dienst
(TVöD) übernehmen. 
Der TVöD sieht eine wöchentliche
Arbeitszeit von 38,5 Stunden vor, eine
Öffnungsklausel allerdings soll es den
Arbeitgebern ermöglichen, auf der
Ebene der Landesbezirke mit der Ge-
werkschaft über längere Arbeitszeiten
zu verhandeln. Auf diesen Passus be-
rufen sich die kommunalen Arbeit-
geber in Baden-Württemberg. Der Ver-
handlungsführer der Länder, Nieder-
sachsens Finanzminister Hartmut
Möllring (CDU), betonte mehrfach, die
Länder würden den TVöD nur mit län-
geren Arbeitszeiten akzeptieren. Den
Ländern schwebt eine wöchentliche
Arbeitzeit von 40 Stunden vor. Zudem
soll eine Öffnungsklausel noch längere
Wochenarbeitszeiten ermöglichen. 
Der ver.di-Vorsitzende Frank Bsirske
zeigte sich bei einer Kundgebung vor
etwa 12.000 Teilnehmern in Hannover
überzeugt, dass der seit Wochen an-
dauernde Streik im öffentlichen Dienst
in absehbarer Zeit beendet sein
könnte. Wenn nötig, werde die Ge-
werkschaft die Auseinandersetzung
aber auch über Ostern hinaus fortset-
zen. Einen neuen Verhandlungstermin
mit der Tarifgemeinschaft deutscher
Länder (TdL) gebe es bislang nicht,
sagte der Gewerkschafter vor Journa-
listen: „Klar fordere ich Herrn Möllring
auf, an den Verhandlungstisch zu ge-
hen und aufzuhören, weiter Luftlöcher
zu schlagen.“  Die Vereinte Dienstleis-
tungsgewerkschaft sei verhandlungs-
bereit. Auch die vom Streik betroffe-
nen Bürgerinnen und Bürger erwarte-
ten eine Lösung des Konflikts. An ein-
zelnen Universitätskliniken hätten die
Streiks die Arbeitgeber nach vorsichti-
gen Schätzungen bereits 60 Millionen
Euro gekostet.
„Eigentümlich“ findet Bsirske die Aus-
sage des TdL-Verhandlungsführers, er
könne „mit dem BAT wunderbar le-
ben“. Dabei hätten gerade die öffent-
lichen Arbeitgeber über zehn bis fünf-
zehn Jahre hinweg stets den anachro-
nistischen Charakter des Bundes-An-
gestelltentarifvertrages beschworen.
Nun gehe es darum, ein grundlegen-
des Reformwerk – den für Bund und
Kommunen bereits geltenden Tarifver-
trag für den öffentlichen Dienst (TVöD)
– auch auf die Länder zu übertragen.

Unterdessen haben sich die Tarifpar-
teien auf einen neuen Verhandlungs-
termin verständigt. Am heutigen Mitt-
woch sollen die Tarifgespräche wieder
aufgenommen werden. ver.di-Landes-
chefin Sybille Stamm sagte, ver.di sei
sehr interessiert an einem tragfähigen
Abschluss.
Aus Verhandlungskreisen
hieß es, die Tarifparteien
hätten zur Bedingung für
diesen neuen Verhand-
lungstermin gemacht,
dass eine Lösung des
Tarifkonflikts möglich er-
scheint. ver.di hat für Mitt-
woch die Tarifkommis-
sion geladen.
In der vergangenen und der laufenden
Woche waren erneut verschiedene
Kommunen und Landeseinrichtungen
von den Streiks betroffen. In Stuttgart
zum Beispiel streikt das Statistische
Landesamt nun schon in der dritten
Woche. Auch die Müllabfuhr in der
Landeshauptstadt, die in der vergange-
nen Woche kurzfristig gearbeitet hatte,
legte erneut die Arbeit nieder. Zu
Streiks,  Streikversammlungen und
sonstigen Aktionen kam es auch in
Esslingen, Mannheim, Freiburg, Ulm,
Karlsruhe, Heilbronn und in vielen
anderen Städten und Gemeinden.
Ende vergangener Woche waren Ge-
rüchte aufgekommen, die Tarifparteien
würden sich in der laufenden Woche
erneut zu Verhandlungen treffen. Der
Hintergrund: Wie schon vor über einer
Woche bieten die Arbeitgeber ver.di
an, sich auf der Basis des Schlichter-

spruchs wieder an den Verhandlung-
stisch zu setzen. Der Schlichterspruch
sieht für die rund 200.000 Beschäftig-
ten der Kommunen in Baden-Würt-
temberg eine einkommensabhängige
Staffelung der Arbeitszeit vor, wobei
das Gros der Beschäftigten deutlich
länger als bisher arbeiten sollte. Nicht

nur ver.di hatte den
Schlichterspruch ab-
gelehnt. Den Arbeit-
gebern ging die vor-
gesehene Arbeitszeit-
verlängerung nicht
weit genug. Für ver.di
war der Schlichter-
spruch nicht akzepta-
bel, weil er zu vielen

Kolleginnen und Kollegen zu deutliche
Arbeitszeitverlängerungen zugemutet
hätte. Außerdem wären nach ver.di-
Berechungen bei der Umsetzung des
Schlichterspruchs mehrere tausend
Stellen verloren gegangen. 
Für ver.di macht es keinen Sinn, erneut
über den Schlichterspruch zu verhan-
deln. „Das kann keine Basis sein“,
heißt es aus der Verhandlungskom-
mission. Neue Gespräche seien erst
dann sinnvoll, wenn es tatsächlich was
zu verhandeln gebe. Dazu müssten
sich aber die Arbeitgeber noch einmal
deutlich bewegen. 
Die freiwillige Schlichtung war Mitte
März gescheitert. Die beiden Schlichter
hatten keinen Kompromiss vorgelegt,
dem die Tarifparteien zustimmen
konnten. Seither setzt ver.di die Streiks
fort. Allerdings wurde der Charakter
der Streiks nach den Worten von ver.di-

„Der Schlichterspruch 
kann keine Basis für 
Verhandlungen sein“, 
so die Mitglieder der 

ver.di-Tarifkommission .

Stuttgart – Im Tarifkonflikt um die Arbeitszeit der rund 200.000 Beschäf-
tigten der baden-württembergischen Kommunen hat sich ver.di auf einen
noch wochenlangen Arbeitskampf eingestellt. In den Bezirken seien die
Streikpläne für die kommenden Wochen erarbeitet worden. Die Zauber-
wörter dabei heißen „Überraschung“ und „Flexibilität“. Die kommunalen
Arbeitgeber sollen sich nicht mehr auf die einzelnen Aktionen im Rahmen
des Arbeitskampfes einstellen können. Für den heutigen Mittwoch 
(5. April) werden landesweit über zehntausend Streikende erwartet. In
Stuttgart ist eine Demonstration geplant.

Müllabfuhr
streikt flexibel
Stuttgart – Von wegen
Streikpause – nach sieben
Wochen Arbeitskampf sind
die Mitarbeiter der Stutt-
garter Müllabfuhr in dieser
Woche zwar wieder mit
den Mülllastern losgefah-
ren, um den Müll einzu-
sammeln. Doch schon nach
einem Arbeitstag ging 
wieder gar nichts mehr. 
95 Prozent der Beschäftig-
ten beteiligten sich an dem
Streik. Auch in den kom-
menden Wochen wird
ver.di bei der Müllabfuhr
auf die flexible Streik-
strategie setzen. 
Bernd Riexinger, Geschäfts-
führer des ver.di Bezirks
Stuttgart: „Mit der Strategie
der überraschenden Tages-
streiks hat ver.di im Bereich
der Müllabfuhr neues 
Terrain betreten.“ Es sei 
beeindruckend, mit welcher
Geschlossenheit die Be-
schäftigten der Müllabfuhr
diese Strategie umsetzen. 

Fotos (2): Roettgers

Die ver.di-Tarifkommission berät über das weitere Vorgehen.
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Jetzt sind
die TdLer dran
Stuttgart – Die Streiks gehen weiter –
bei den Ländern. Denn beim Tarifkon-
flikt um die Arbeitszeit und die Sonder-
zahlungen der Länderbeschäftigten ist
keine Lösung in Sicht. Deshalb sollen
die Aktionen auch in den kommenden
Tagen und in der Woche nach Ostern
fortgesetzt werden. ver.di will weiter
Druck machen, damit es auch auf
der Länderebene zu einem Ergebnis
kommt. Oder wie es Reutlinger Kolle-
ginnen und Kollegen auf einem Trans-
parent ausdrücken: „Der erste Ab-
schluss ist getan, jetzt sind die TdLer
dran.“
In der vergangenen Woche legten er-
neut Mitarbeiter von Landeseinrich-
tungen, von Fachhochschulen und
Unis, Theaterbeschäftigte und Be-
schäftigte der Psychiatrischen Zentren
in Baden-Württemberg die Arbeit nie-
der. In weiteren acht Bundesländern
streiken Landesbeschäftigte.
Derweil ist der Verhandlungsführer der
Länder, Niedersachsens Finanzminis-
ter Hartmut Möllring (CDU) im Oster-
urlaub. Nachdem gerade dieser Um-
stand kritisiert worden war, meldete er
sich aus Österreich. Der Tenor: Er
könne jederzeit seinen Urlaub ab-
brechen.
Unmittelbar nach dem Abschluss für
die kommunalen Beschäftigten mel-
dete sich Baden-Württembergs Finanz-
minister Gerhard Stratthaus (CDU) zu
Wort. Nach seinen Äußerungen sei der
Abschluss bei den Kommunen nicht
auf die Länder übertragbar. Die wö-
chentliche Arbeitszeit müsse näher
an den von den Ländern geforderten
40 Stunden liegen, meinte Stratthaus.
Bisher zeigen sich die Länderarbeit-
geber von ihrer unnachgiebigen Seite.
Sie wollen den Tarifvertrag öffentlicher
Dienst (TVöD), den ver.di mit dem
Bund und den Kommunen ausgehan-
delt haben, nur unterschrieben, wenn
die wöchentliche Arbeitszeit auf 40
Stunden ausgedehnt und gleichzeitig
eine Öffnungsklausel eingefügt wird,
die es einzelnen Ländern ermöglicht,
auch längere Arbeitszeiten festzu-
legen. Der TVöD sieht eine wöchent-
liche Arbeitszeit von 38,5 Stunden vor.
Außerdem wollen die Länder Öff-
nungsklauseln bei den Sonderzahlun-
gen. Weihnachts- und Urlaubsgeld sol-
len nach Kassenlage bezahlt werden. 
Ver.di dringt darauf, dass die Länder
den TVöD übernehmen. 

Der Streik der kommunalen Beschäftigten in Baden-Württemberg ist zu Ende. Foto: Roettgers 

Foto: Roettgers

ver.di-Mitglieder stimmen Kompromiss zu
Längster Streik in der Geschichte des öffentlichen Dienstes beendet 
– Arbeitgeber haben ihr Ziel nicht erreicht – Gewerkschaft gestärkt

Mit dem Ende der Urabstimmungen
kehrten die streikenden kommunalen
Beschäftigten wieder an ihre Arbeits-
plätze zurück – Müllabfuhr und
Straßenreinigung sind ebenso wieder
im Dienst wie Erzieherinnen und
Erzieher der Kindertagesstätten, Be-
schäftigte der Verwaltungen und der
Kliniken.
ver.di zeigte sich mit dem Ergebnis der
Urabstimmung zufrieden, denn zwei
Drittel der abstimmenden ver.di-Mit-
glieder befürworteten den Kompro-
miss. Mit Blick auf die Meistbegünsti-
gungsklausel (siehe Seite 3) hätten
viele ver.di-Mitglieder sich enthalten
beziehungsweise mit „Nein“ gestimmt.
Der Kompromiss, auf den sich die
Tarifparteien nach fast neun Wochen
Streik einigten, sieht vor, dass alle
Beschäftigten bei den Kommunen in
Baden-Württemberg vom 1. Mai an 39
Stunden die Woche arbeiten. Für Aus-
zubildende gilt weiter die 38,5-Stun-
den-Woche. Damit sie keine Einkom-
menseinbußen hinnehmen müssen,
können Teilzeitbeschäftigte ihre Ar-
beitszeit entsprechend anpassen. Der
Tarifvertrag kann frühestens zum 31.
Dezember 2009 gekündigt werden.
Der Tarifkompromiss war am Abend
des vergangenen Mittwochs (5. April)
zustande gekommen. 
Die ver.di-Tarifkommission hatte dem
Ergebnis mit nur einer Gegenstimme
zugestimmt. Die Tarifkommission wer-
tete den Abschluss als einen großen
Erfolg gegen die Arbeitgeber. Denn die
Rathaus- und Landkreischefs seien

„ideologisch auf den Durchbruch zur
40-Stundenwoche fixiert“ gewesen.  
Ohne diesen fast neunwöchigen ent-
schlossenen Streik wäre dieses Ergeb-
nis nicht möglich gewesen, hieß es
unisono. Zusammenhalt und Solida-
rität unter den Beschäftigten sind nach
ver.di-Auffassung in diesen Wochen
gewachsen. „ver.di geht gestärkt aus
dieser Auseinandersetzung hervor. Die
Solidarität und Zustimmung zum Streik
zeigt sich auch in mehr als 7000 neuen
Mitgliedern“, erklärt Ralf Berchtold,
Sprecher des ver.di-Landesbezirks Ba-
den-Württemberg.

Wenige Stunden bevor das Ergebnis
unter Dach und Fach war, schien es, als
ob auch diese Runde platzten würde.
Denn die Landkreise im kommunalen
Arbeitgeberverband murrten. Sie woll-
ten eine höhere Wochenstundenzahl.
Viele Landkreise waren von den Streiks
nicht so stark betroffen wie die großen
Städte und wollten deshalb weiterhin
Härte zeigen. 
ver.di-Verhandlungsführer Alfred Wohl-
fart betonte: „Die Arbeitgeber haben
ihr Ziel – nämlich die 40-Stunden-
Woche – bei weitem nicht erreicht.
Dass das so ist, ist allein der großen
Streikbereitschaft der Beschäftigten
und deren Durchhaltevermögen zu
verdanken.“ Es gebe außerdem nie-
manden, der 40 Stunden arbeiten
müsse. Mindestens  5000 Stellen hät-
ten gerettet werden können. Wohlfart
nannte das Ergebnis zwar einen „her-
ben Kompromiss“, aber in Anbetracht
dessen, was die Arbeitgeber durch-

setzen wollten, sei der Abschluss
ein „tragfähiger Interessenausgleich“.
Nach ver.di-Berechnungen wären bei
einer Rückkehr zur 40-Stunden-Woche
allein bei den Kommunen nach und
nach zusätzlich 7500 Stellen gestri-
chen worden. In dem Tarifvertrag
wurde auch vereinbart, dass die Ar-
beitgeber die Arbeitszeitverlängerung
nicht dazu nutzen dürfen, zusätzliche
Stellen abzubauen. 

Lange Laufzeit

Nach den Worten des Verhandlungs-
führers der Arbeitgeber, Mannheims
Oberbürgermeister Gerhard Widder
(SPD), hatte sich die Kommunen mehr
erhofft. Nach Meinung beider Tarifpar-
teien gibt die lange Laufzeit Beschäf-
tigten wie Arbeitgebern Sicherheit. In
dieser Frage hatte sich ver.di durch-
gesetzt. Die Arbeitgeber wollten ur-
sprünglich, dass der Tarifvertrag bereits
2007 hätte gekündigt werden können. 
Am Tag der Tarifeinigung hatten erneut
über 10.000 Beschäftigte des öffent-
lichen Dienstes gestreikt. Seit der ge-
scheiterten Schlichtung Mitte März
hatte ver.di den Charakter der Streiks
verändert: Die Gewerkschaft war dazu
übergegangen, flexibel und überra-
schend die Arbeit niederzulegen. 
Die Arbeitgeber sollten sich nicht mehr
auf die Streiks einstellen können.
Außerdem waren die Beschäftigten in
vielen Städten und Landkreisen zu
Betriebsversammlungen gerufen wor-
den.
Die Folge: In den Stadt- und Land-
kreisverwaltungen war „Unruhe“ an
der Tagesordnung – niemand wusste,
ob gestreikt wurde oder nicht, ob die
Müllwerker mit den Müllfahrzeugen
ausrücken oder ob der Müll wieder lie-
gen bleibt. Den Arbeitgebern schmeck-
te dieser Art des Arbeitskampfes noch
weniger als die unbefristeten Streiks. 

Eckpunkte des Verhandlungsergebnisses:
1. Ab 1. Mai 2006 beträgt die Wochenarbeitszeit 39 Stunden für alle 

Beschäftigten, auch für diejenigen, die seit dem 1. Dezember 2005 mit
40 Stunden eingestellt wurden.

2. Für Auszubildende, Schülerinnen und Schüler in der Gesundheits- und
Krankenpflege sowie Praktikantinnen und Praktikanten beträgt die
Wochenarbeitszeit weiterhin 38,5 Stunden.

3. Teilzeitbeschäftigte mit Stundenverträgen haben Anspruch auf Auf-
stockung ihrer Arbeitszeit, um finanzielle Einbußen zu verhindern.

4. Der Tarifabschluss darf nicht 1 zu 1 durch Stellenabbau umgesetzt werden.
Die halbe Stunde Mehrarbeit soll vielmehr zu weiteren Verbesserung der
Qualität kommunaler Dienstleistungen genutzt werden.

5. Laufzeit bis 31. Dezember 2009

6. Wenn ver.di mit der Vereinigung kommunaler Arbeitgeberverbände (VKA)
auf Bundesebene eine längere Arbeitszeit vereinbart, kann der KAV diese
Regelung übernehmen.

7. Ein umfassendes Maßregelungsverbot wird vereinbart.

Stuttgart – Der längste Streik in der Geschichte des öffentlichen Dienstes
ist zu Ende. Die ver.di-Mitglieder unter den Beschäftigten der Kommunen
in Baden-Württemberg stimmten mit 68,7 Prozent für den bei den Tarif-
verhandlungen in der vergangenen Woche erzielten Kompromiss. „Ein
ehrliches Ergebnis“, wertete ver.di-Landesbezirksleiterin Sybille Stamm
das Votum der ver.di-Mitglieder: „Das spiegelt deutlich die Stimmung 
der Mitglieder.“ Für die Annahme des Ergebnisses mussten mindestens 
25 Prozent der ver.di-Mitglieder mit „Ja“ stimmen.



Streik 2006 Dokumentation    66 67    Landesbezirk Baden-Württemberg

Druck bei der Telekom
Berlin – Im Konflikt um den Personal-
abbau bei der Deutschen Telekom hat
die Vereinte Dienstleistungsgewerk-
schaft (ver.di) das vorliegende Ange-
bot des Unternehmens als unzurei-
chend abgelehnt. „Die Verhandlungen
wurden durch die Pläne der Telekom
belastet, Call-Center zu schließen,
ohne dass das Unternehmen bereit
war, den Interessen der Beschäftigten
in diesem Bereich substantiell ent-
gegenzukommen“, sagte der stellver-
tretende ver.di-Vorsitzende Franz
Treml. An den Plänen zur Streichung
von 32.000 Arbeitsplätzen seien keine
Abstriche gemacht worden. Zudem
seien die Perspektiven für Nachwuchs-
kräfte unbefriedigend. 
Inzwischen hat die Telekom angekün-
digt dennoch „unverzüglich“ mit dem
„personellen Umbau“ zu beginnen.

schlange der Arbeitssuchenden wie-
der finden. Kurz: das Vertrauen der
jungen Leute in ihre Zukunft ist mehr
als gedämpft. 

Die Aussicht auf eine 40-Stunden-
Woche baut auch nicht gerade auf? 
Eckert: Wie sollte sie das? Eine 40-
Stunden-Woche und die dazugehörige
Ankündigung der Arbeitgeber, zusätz-
liche Stellen abzubauen, bedeutet: Die
Chancen auf eine Stelle gehen gen
Null. Kein Wunder, dass die jungen
Leute angesichts solcher Arbeitsplatz-
vernichtung auf die Straße gehen. 

Wie reagieren die jungen Leute?
Eckert: Viele von ihnen reden nicht
über die Misere, in der sie stecken.
Denn die Situation zuzugeben, bedeu-
tet schwach zu sein, ein Loser. Verlie-
rer aber finden erst recht keine Stelle –
das glauben viele von ihnen zumin-
dest. Also geben sie sich den Anschein
von Stärke und klagen nicht. Und die
jungen Leute wissen: Mit längeren Ar-
beitszeiten schwinden ihre Chancen
auf eine Stelle. Das aber macht einige
sehr wütend. Denn das Ganze geht auf
Kosten ihrer Zukunft, ihrer Perspektive.
Alle reden davon, wie wichtig in Anbe-
tracht einer alternden Gesellschaft die
Jugend ist. Doch wenn es konkret um
die Chancen der Jugend geht, wenn
die Politiker etwas für die Chancen der
Jugend tun könnten, schert sich nie-
mand mehr um die Jungen. 
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Demonstration gegen Lohndumping in Straßburg. Foto: Hund 

Stuttgart – Ob Kommunal-, Landes-
oder Bundespolitiker – sie werden
nicht müde, mehr Ausbildungsplätze
zu fordern. Dabei halten sie alle wohl
wenig davon, selbst Vorbild zu sein. In
den Kommunen und beim Land je-
denfalls hat die Zahl der Ausbildungs-
plätze in den vergangenen Jahren eher
ab denn zugenommen. 
Und ganz düster wird es, wenn es um
die Übernahme geht, weiß ver.di-
Landesjugendsekretär Pit Eckert. Für
den 17. Februar ist deshalb ein Ju-
gendstreiktag vorgesehen.

Der öffentliche Dienst sagt „Ausbil-
dung – Nein danke“? 
Eckert: Die kommunalen Verwaltun-
gen und auch die kommunalen Be-
triebe bilden schon noch aus. Aber die
Zahl der Ausbildungsplätze ist in den
vergangenen Jahren eher zurückge-
gangen denn gestiegen. Das ist be-
sonders schlimm, weil ja bekanntlich
Ausbildungsplätze fehlen und viele
junge Leute, die einen Ausbildungs-
platz suchen, trotz vieler Bewerbun-
gen leer ausgehen. Beispiel Kliniken
und Pflege: Jeder weiß, dass in An-

betracht der demo-
grafischen Ent-
wicklung Pflege-
kräfte in den kom-
menden Jahren rar
werden. Doch Aus-
bildungsplätze wer-
den abgebaut. Das
ist paradox. 

Wenn ein junger
Mensch also einen
Ausbildungsplatz er-
gattert hat, hat er
das große Los gezo-
gen?
Eckert: Aber eben
nur, was die Ausbil-
dung betrifft. Die Zei-
ten sind längst vor-
bei, in denen jeder,
der einen Ausbil-
dungsvertrag unter-

schrieben hat, quasi von einer Lebens-
stellung ausgehen konnte. Die Politi-
ker sprechen immer noch vom siche-
ren Arbeitsplatz öffentlicher Dienst. In
den Ohren der jungen Leute, die bei
den Kommunen eine Ausbildung ma-
chen, klingt das wie Hohn. Denn nach
ihrer Ausbildung werden nur wenige
übernommen.

Und eine Stelle in der Wirtschaft?
Eckert: Eine Ausbildung in der öffent-
lichen Verwaltung  bereitet nur be-
dingt vor auf eine Anstellung in der
Wirtschaft. Die Wirtschaft tickt anders
als die öffentliche Verwaltung, da
herrscht eine völlig andere Denke. Bei
den Kommunen geht es um Bürger-
service, um Beschwerden. In der Wirt-
schaft stehen Angebote im Vorder-
grund, die eigenen Produkte. Bewer-
ben sich gute Verwaltungsangestellte
um eine Stelle in der Wirtschaft, haben
sie in der Regel gegenüber den Mit-
bewerbern schlechte Karten, die in der
Wirtschaft ausgebildet wurden. 

Was bedeutet das für  junge Leute? 
Eckert: Ihnen wird in steter Regel-
mäßigkeit vor Augen geführt, dass nur
wenige eines Ausbildungsjahrgangs
übernommen werden. Dementspre-
chend verhalten sie sich: Sie haben
Angst um ihre Zukunft, und viele las-
sen sich auch regelrecht „verbiegen“ –
in der trügerischen Hoffnung, dass sie
sich dann nicht erneut in der Riesen-

Wir übermitteln solidarische
Grüße“, heißt es in vielen 
Stellungnahmen. Beispiele:

Die Arbeitsgemeinschaft der Mitarbei-
tervertretungen im Diakonischen Werk
Württemberg (AGMAV): „Es ist unver-
antwortlich, angesichts anhaltender
Massenarbeitslosigkeit, im Öffent-
lichen Dienst und in Folge bei Kirche
und Diakonie die Arbeitszeit zu erhö-
hen und damit Tausende von Arbeits-
plätzen zu vernichten.“
„Euer Streik ist phantastisch!“, schreibt
der ver.di-Vertrauensleutevorstand bei

der Stadt Rüsselsheim. Und: „Dafür
möchten wir uns bei euch bedanken,
denn es ist uns klar, dass ihr auch für
uns kämpft.“
„Viel Kraft und Erfolg“ wünscht der
Stuttgarter Bundestagsabgeordnete
Ulrich Maurer (Linkspartei): „Wir
haben heute offiziell fünf Millionen
Arbeitslose, real acht Millionen. In
dieser Situation eine Verlängerung der
Arbeitszeiten zu fordern, ist schlicht
verrückt.“
Der ver.di-Ortsverein Osnabrück „er-
klärt sich solidarisch“: „Euer Kampf ist
auch unser Kampf!“
Solidarische Grüße sendet die Funktio-
närskonferenz der IG Metall Freuden-

stadt: „Wir bieten euch Unterstützung
an.“
„Wir stehen mit euch symbolisch vorm
Tor“, signalisieren die Vertrauensleute
der Münchner Abfallwirtschaft. 
Die Internationale der Öffentlichen
Dienste verfolgt mit „großer Sympa-
thie und Anteilnahme“ den Streik. 
„Die Strategie der Arbeitgeber, Eure
Mitglieder zu unbezahlter längerer Ar-
beitszeit zu erpressen, basiert wie
überall in Europa und der Welt auf
dem Argument leerer Kassen, die ,lei-
der’ die Privatisierung öffentlicher
Dienstleistungen, die Verschlechte-
rung der Dienste für die Bürger, Lohn-
kürzungen und längeres Arbeiten für

die Arbeitnehmer ,alternativlos’ ma-
che. Aber es sind nicht die Arbeitneh-
mer, die die öffentlichen Kassen lee-
ren, sondern die Steuergeschenke an
Reiche und Unternehmen, es sind Ar-
beitslosigkeit und Sozialdumping, die
Bürger, Länder und Gemeinden arm
machen“, schreibt die Internationale.
„Wir wünschen euch viel Erfolg und
fordern die Beschäftigten der MPG auf,
euch zu unterstützen, denn falls ihr
nicht erfolgreich seid, werden die
verschlechterten Arbeitsbedingungen
eher früher als später auch für die
Beschäftigten der Max-Planck-Gesell-
schaft gelten“, schreibt der Gesamt
BetriebsRat aus Berlin.

ver di
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Altersteilzeit
Für Kolleginnen und Kollegen, die in
Altersteilzeit sind, gelten die gleichen
Regelungen wie für die anderen Be-
schäftigten. Für die Zeit der Arbeitsnie-
derlegung entfallen für den Arbeitneh-
mer die Pflicht zur Arbeitsleistung und
der Anspruch auf Arbeitsentgelt. Hier-
von ist nicht nur das Altersteilzeitent-
gelt, sondern auch der Aufstockungs-
betrag betroffen. Arbeitsrechtlich be-
steht für die Streikteilnehmer keine
Pflicht, die ausgefallene Arbeitszeit
nachzuarbeiten. In wenigen bestimm-
ten Fällen können aber sozialrechtli-
che Fragen auftauchen. 

Auszubildende
Wie andere Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter können sich Auszubildende
an einem Streik beteiligen, zu dem die
Gewerkschaft aufgerufen hat. Das
Bundesarbeitsgericht hat dies aus-
drücklich bestätigt. Voraussetzung
aber ist, dass es bei der Tarifausein-
andersetzung um die Ausbildungsver-
gütung und/oder die Ausbildungsbe-
dingungen geht. Das heißt: Die Auszu-
bildenden können streiken, wenn sie
von dem Konflikt betroffen sind. Was
die Arbeitszeitverlängerung betrifft, so
sind die Auszubildenden allemal be-
troffen. Sie dürfen also  mitstreiken.
Zudem: Auszubildende dürfen nicht
als Streikbrecher eingesetzt werden.
Der Arbeitgeber kann nicht erwarten,
dass sich Auszubildende gegenüber
den streikenden Arbeitnehmern des
Betriebes unsolidarisch verhalten. 

Beamte
Beamte dürfen nicht streiken. Sie dür-
fen aber auch nicht als Streikbrecher
eingesetzt werden. Jeder Beamte darf
solche Tätigkeiten verweigern. 

Aussperrung
Bei der Aussperrung schließen die Ar-
beitgeber die Beschäftigten planmäßig
von der Arbeit aus, zahlen kein Entgelt
und verweigern den Zutritt zum Be-
trieb. Meist wird sie vom Arbeitgeber-
verband beschlossen. Aussperrung ist
ein willkürliches Kampfmittel der Ar-
beitgeber. Sie stellt das Streikrecht in-
frage und soll die Gewerkschaften
schwächen. Die Unternehmen wollen
damit Druck auf die Beschäftigten und
die Gewerkschaften ausüben. 

Gleitzeit
Streik und Aussperrung haben nur
dann Einfluss auf das Gleitzeitkonto,
wenn dies in einer Betriebsvereinba-
rung gesondert geregelt ist. Ansonsten
gilt, dass für die Streikdauer zwar der
Vergütungsanspruch entfällt. Gleich-
zeitig vermindert sich auch das „Zeit-
soll“ um die Streikzeiten. Der Arbeitge-
ber darf also nicht einseitig Streikzei-
ten vom Gleitzeitguthaben abziehen.

Lohnabzug
Der Lohnabzug wegen eines Streiks
bemisst sich nach der tatsächlichen
Arbeitzeit des jeweiligen Monats.

Kranken- und 
Pflegeversicherung
Ein versicherungspflichtiger Beschäf-
tigter, der sich an einem Arbeitskampf
beteiligt, ist ohne zeitliche Begrenzung
bis zum Ende des Streiks krankenversi-
chert. Dies gilt auch für kalt Ausge-
sperrte. Freiwillig Versicherte müssen
dagegen nach wie vor Beiträge ent-
richten. Entsprechendes gilt für Ar-
beitskampfteilnehmer, die nach er-
folgter Befreiung von der Versiche-
rungspflicht (§ 8 SGB V) Mitglied bei
einer privaten Krankenversicherung
geworden sind. 

(www.bawue.verdi.de)

Alles was
Recht ist

Stuttgart/Straßburg Über 40.000
Menschen, darunter mehrere tausend
ver.di-Mitglieder aus Baden-Württem-
berg, haben am Dienstag (14. Februar)
in Straßburg gegen die geplante euro-
päische Dienstleistungsrichtlinie pro-
testiert. 
Mit einem Meer bunter Fahnen und
unzähligen Transparenten mit dem
Motto „Europa ja – Sozialdumping
nein“ zogen sie vor das EU-Parlament.
Zu der Demonstration hatten die 
europäischen Gewerkschaften aufge-
rufen.
Besonders die Gewerkschaften hatten
das Regelwerk heftig kritisiert. Im so
genannten Herkunftslandprinzip se-
hen die Gewerkschaften ein Einfallstor
für Lohndumping sowie das Unterlau-
fen von Arbeits- und Umweltschutz. In
der vergangenen Woche hatten sich
die Politiker nun darauf verständigt,
das Regelwerk zu entschärfen.  
DGB-Chef Michael Sommer sagte,
auch der Kompromiss der beiden gro-
ßen Fraktionen im Europaparlament
sei „noch lange nicht in Sack und
Tüten“. Selbst wenn das europäische
Parlament im Sinne der Gewerkschaf-
ten entscheiden sollte, wäre das erst
ein „Etappen-sieg“. 
Wie bei der Demonstration gegen die
EU-Dienstleistungsrichtlinie am ver-
gangenen Samstag in Berlin forderte
Sommer nun bei der Kundgebung in
Straßburg, das „unsoziale Machwerk“
müsse zu Fall gebracht werden. Die
„hart erkämpften Sozialrechte“ dürften
nicht dem Dumping geopfert werden.
Zur Demonstration in Berlin waren
ebenfalls rund 40.000  Männer und
Frauen gekommen. 

§§ In Straßburg:

Über 40.000
protestieren

„Chancen auf eine Stelle gehen gen Null“
Junge Leute sind die Leidtragenden der Arbeitsplatzvernichtung – 17. Februar Jugendstreiktag

Viel Kraft und Erfolg

Damit die Jugend eine Chance hat. Foto: ver.di

VW: Länger arbeiten
Wolfsburg – Nach Medienberichten
strebt VW wieder die 35-Stunden-Wo-
che mit fünf Arbeitstagen an. Einen
Lohnausgleich soll es für die Arbeits-
zeitverlängerung um 7,2 Stunden in
der Woche nicht geben. Bei VW wer-
den derzeit 28,8 Stunden an vier Ta-
gen gearbeitet. In der Entwicklung soll
künftig die 40-Stunden-Woche gelten.
VW strebt den Abbau von 20.000 Ar-
beitsplätzen an.

Länger arbeiten? 
Nein, danke. Denn ...

Arbeitszeitverlängerung
bedeutet eine Lohn- 
und Gehaltseinbuße von
3,9 Prozent.
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„38,5 Stunden die Woche sind genug“ 

Stuttgart – Kolleginnen und Kolle-
gen aus ganz Deutschland  bekun-
den ihre Solidarität mit den Streiken-
den im Südwesten. Hier einige Bei-
spiele:
Aus Südhessen kommen am 23. Fe-
bruar Kollegen zu einem Solidaritäts-
besuch nach Stuttgart.
Auch Diakonie- und Kirchenbeschäf-
tigte der Evangelisch-Lutherischen
Kirche und dem Diakonischen Werk
Bayern sind gegen längere Arbeits-
zeiten. Deshalb unterstützt die Ar-

beitsgemeinschaft der MitarbeiterIn-
nenvertretungen die Streiks im Süd-
westen.
Einen „durchschlagenden Erfolg“
wünschen Kolleginnen und Kollegen
am Hölderlin-Gymnasium Stuttgart:
„Erhöhung der Wochen- und Lebens-
arbeitszeit ist kein Weg aus der Krise,
sondern in die Krise.“
Auch die Beschäftigten der Vereini-
gung Hamburger Kindertagesstätten
gGmbH und der Vereinigung Kita 
Service Gesellschaft VKSG, dem

städtischen Träger mit über 4000 Be-
schäftigten und 174 Kitas,“erklären
sich „solidarisch mit eurem Streik.“ 
Die Vertrauensleute und ver.di-Perso-
nalratsmitglieder des Universitätskli-
nikums Heidelberg bekunden: „Wir
wünschen Euch Durchhaltevermö-
gen und Erfolg. Durch Zusammenhalt
der einzelnen Berufsgruppen haben
wir es geschafft, einen Tarifvertrag
zum Abschluss zu bringen, mit dem
wir sehr zufrieden sind. Also, haltet
durch – es lohnt sich.“
Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer
des Seminars von Betriebsräten aus

der Faltschachtelindustrie schreiben:
„Gerade in der heutigen Zeit ist es
wichtig, sich zu wehren.“
„Obwohl ich nur indirekt von den
Auswirkungen des Streiks betroffen
bin, hoffe ich doch, dass Sie alle
durchhalten“, schreibt Ellen Rausch,
Flehingen
Der Kreisverband Offenbach-Land
der GEW erklärt sich solidarisch:
„Lassen Sie sich von den leeren 
öffentlichen Kassen nicht blenden –
sind diese doch die Folge der Steuer-
geschenke an Konzerne und Gutver-
dienende.“

Gerhard Vogt 
54 Jahre, Kraftfahrzeugmechaniker bei
der Autobahnmeisterei Walldorf    

„Ich bin gegen Arbeitszeitverlänge-
rung, weil längere Arbeitszeiten Lohn-
klau und Stellenabbau bedeuten.
Lohnklau ist es, weil wir für die Ar-
beitszeitverkürzung auf Einkommens-
zuwächse verzichtet haben. Und ehr-
lich gesagt, selbst wenn wir einen
Lohnausgleich dafür bekämen, dass
wir länger arbeiten – auch dann wäre
ich nicht dafür. Ich finde, 38,5 Stunden
die Woche sind genug. Gerade für die
Älteren. Und wenn wir länger arbeiten,
dann bekommen die Jungen schon
gar keine Stelle und noch mehr von
ihnen sind  nach der Ausbildung ar-
beitslos.“

Ivonne Hünig 
25 Jahre, Krankenschwester, arbeitslos

„Ich bin gegen Arbeitszeitverlänge-
rung, ganz klar. Denn ich bin von die-
sen Stellenstreichungen betroffen. Ich
habe im Herbst vergangenen Jahres
meine Prüfung gemacht und wurde –
wie viele meines Ausbildungsjahr-
gangs – nicht übernommen. Aus
meinem Ausbildungsjahrgang konnte
nur jeder fünfte bleiben  – befristet
wohlbemerkt. Der Rest muss sehen,
wo er bleibt. Ich bewerbe mich, aber
ohne Erfolg. Denn es gibt nur ganz
wenige Stellen, aber sehr viele Be-
werber. Denn es sind einfach zu 
viele Krankenschwestern und Pfleger
arbeitslos.“ 

Svea Viereg
20 Jahre, Auszubildende bei der Stadt
Stuttgart 

„Ich bin gegen Arbeitszeitverlänge-
rung, weil dann noch weniger junge
Leute nach ihrer Ausbildung eine feste
Stelle bekommen. Denn Arbeitszeit-
verlängerung hat Stellenabbau zur
Folge. Und ich denke, es ist unsoli-
darisch, 40 Stunden die Woche zu
arbeiten, während andere gar keine
Arbeit haben. Nach meiner Ausbildung
zur Bauzeichnerin muss ich wohl –
wie andere Auszubildende auch – mir
eine neue Stelle suchen. Viele von 
uns bilden sich nach der Ausbildung
weiter oder gehen auf die Uni. Es
bleibt ihnen auch gar nichts anderes
übrig.“ 

ver di

Arbeitskampf und 
1-Euro-Jobs
1-Euro-Jobber dürfen nicht am Ar-
beitskampf teilnehmen. Sie können
jedoch ihre Solidarität mit den Strei-
kenden bekunden und möglicher-
weise Streikbrecherarbeiten ablehnen,
da diese Arbeiten nicht gemeinnützi-
gen Zwecken dienen. Die Bundes-
agentur für Arbeit ist zur Neutralität
verpflichtet! Es gilt der Grundsatz, dass
niemand gezwungen werden kann –
und besonders  nicht 1-Euro-Jobber-,
Streikarbeiten zu übernehmen und
streikenden Kolleginnen und Kollegen
in den Rücken zu fallen. 

Betriebsversammlung

Betriebsversammlungen sind für den
Betriebsrat die beste Möglichkeit, die
Kolleginnen und Kollegen zu informie-
ren und Probleme zu lösen. Das gilt
natürlich auch vor und während eines
Streiks. Betriebsversammlungen fin-
den mindestens einmal im Quartal
statt – ganz klar: während der Arbeits-
zeit. Betriebsversammlungen können
auch während eines Streiks durch-
geführt und müssen wie Arbeitszeit
vergütet werden. Was die Themen be-
trifft, so muss es sich um Angelegen-
heiten handeln, die den Betrieb oder
seine Arbeitgeber unmittelbar betref-
fen – es können auch tarifpolitische,
sozialpolitische und wirtschaftliche
Themen sein. Die Dauer der Betriebs-
versammlungen richtet sich nach dem
Umfang der zu behandelnden The-
men.

Feiertage 

Während eines Arbeitskampfes be-
steht grundsätzlich kein Anspruch auf
Feiertagsbezahlung. Ein Anspruch ist
jedoch dann gegeben, wenn der Ar-
beitskampf unmittelbar vor dem Feier-
tag endet oder nach einem Feiertag
beginnt. 

Maßregelungsverbot 

Auch der erfolgreiche Streik kann nicht
immer verhindern, dass Arbeitgeber
nach Beendigung des Arbeitskampfes
versuchen, Arbeitnehmer für ihre
Streikbeteiligung zu maßregeln. Denk-
bar sind Kündigungen, Nichtzahlung
der so genannten Streikbruchprämien.
Die wirksamste Absicherung kann
durch den Streik selbst erwirkt wer-
den, wenn Disziplinarmaßnahmen
und Schlechterstellung durch eine so
genannte  Maßregelungsklausel im er-
kämpften Tarifvertrag ausgeschlossen.

Strafbare Handlungen

Im Arbeitskampf kann es auch zu
Handlungen einzelner Kollegen kom-
men, die straf- und zivilrechtliche Fol-
gen auslösen können. Beispiel Beleidi-
gung: Das Grundrecht auf freie Mei-
nungsäußerung rechtfertigt auch pole-
mische Formulierungen: Es darf scharf
kritisiert werden. Doch die persönliche
Ehre darf nicht verletzt werden. Die
Rechtsprechung hält Angriffe „schimp-
fend-polternder Art“ für zulässig.
Grobe Beleidigungen („Schmähkritik“)
sind jedoch ebenso wenig erlaubt wie
ein Verhalten, das das körperliche
Wohlbefinden oder die körperliche
Unversehrtheit beeinträchtigt. Denn
das ist Körperverletzung. Es ist dabei
nicht unbedingt erforderlich, dass kör-
perliche Schmerzen zugefügt werden
– auch Anspucken kann  ausreichen.

Alles was
Recht ist§§ „Arbeitgeber werden nervös“

ver.di-Vertreter sieht Bereitschaft für langen Streik 
Karlsruhe – Um die 40-Stunden-
Woche zu verhindern, sind die Be-
schäftigten bereit, wochenlang zu
streiken. Und das ist keine Floskel, das
meinen die Männer und Frauen ernst,
ist sich Jürgen Ziegler, Ge-
schäftsführer von ver.di-
Mittelbaden-Nordschwarz-
wald sicher. Und dies
schwant inzwischen auch
den Arbeitgebern. Die
Folge: Sie werden nervös. 

ver.di streikt jetzt schon
über zwei Wochen. Wie ist
die Stimmung in den Be-
trieben?
Ziegler: Die Stimmung ist
toll. Die Kolleginnen und
Kollegen sind kampfbereit.
Sie sind empört darüber,
wie sich die Arbeitgeber in
diesem Tarifkonflikt verhalten, dass sie
die Arbeitsverlängerung verordnen –
regelrecht diktieren wollen. Gegen die
Haltung der Arbeitgeber und für die
38,5-Stunden-Woche sind sie auch be-
reit, lange zu streiken. 

Und wie zeigt sich die Kampfbereit-
schaft?
Ziegler: Es geht ja nicht nur darum,
nicht in das Werk oder – bei Kliniken –
nicht auf Station zu gehen. Die Leute
ziehen sich die ver.di-Streikweste über,
holen sich eine ver.di-Fahne und stel-
len sich als Streikposten vor das Tor.
Sie sind ungeheuer diszipliniert, sie
wollen helfen. Der Zusammenhalt ist
super. Neulich zum Beispiel, da fuhren
50 Leute aus dem Karlsruher Klinikum
in einem Bus zu den Müllwerkern –
um sie zu unterstützen. Das war ver.di,
wie sie immer sein sollte: Kranken-
schwester und Müllmann stehen Seite
an Seite und unterstützen sich. 

Was bringt die Kolleginnen und Kolle-
gen so auf? 
Ziegler: Es sind nicht allein die 18 Mi-
nuten, die sie Tag für Tag mehr arbei-
ten sollen. Die Leute, die hier streiken

– das sind ja alles keine
Großverdiener. Aber sie se-
hen die Lage sehr klar und
zählen eins und eins zu-
sammen: Da wird der Rot-
stift beim Weihnachtsgeld
und beim Urlaubsgeld an-
gesetzt. Dann sollen sie ar-
beiten, bis sie 67 Jahre
sind. Kanalarbeiter zum
Beispiel wissen genau,
dass sie mit 60 oder 63
den Kanal nicht mehr hoch
kommen. Auch Müllwer-
ker geben sich nicht der Il-
lusion hin, bis 67 Jahre
Mülltonnen auszukippen.

Schon gar nicht bei dem Tempo, das
inzwischen verlangt wird. Die Müllab-
fuhr ist heute ja organisiert wie ein In-
dustriebetrieb mit exakten Vorgaben,

was die Geschwindigkeit und die
Menge betrifft, die täglich zu schaffen
ist. Hinzu kommt: In den vergangenen
Jahren wurde die Besatzung der Fahr-
zeuge in vielen Orten drastisch redu-
ziert. Das heißt: Die Einzelnen müssen
noch mehr arbeiten. 

Aber es gibt ja nicht nur Klinikbeschäf-
tigte und Müllabfuhr! Wie sieht es in
den anderen Bereichen aus? 
Ziegler: In den anderen Bereichen –
Verwaltungen, Ämter – ist die Wut
ähnlich, denn auch der Druck, dem
alle ausgeliefert sind, unterscheidet
sich kaum. Eines haben sie auf jeden
Fall gemeinsam: Sie wollen streiken.
Manche sind richtig ungeduldig, die
müssen wir bremsen. Denn wir wollen
ja nicht unser gesamtes Potenzial auf
einmal präsentieren. 

Wie reagieren die Arbeitgeber? 
Ziegler: Sie werden von Streikwoche
zu Streikwoche nervöser. Kurz vor dem
Streikbeginn hat uns ein Bürgermei-

Jürgen Ziegler

ster noch ausgelacht. Er sprach von
einem „Streikchen“, nannte unsere
Aktionen eine „Posse“. Inzwischen
droht er uns und den Beschäftigten
mit Privatisierung. Wenn das nicht
nervös ist? Ähnlich in den Kliniken. 
Die Arbeitgeber haben den Kollegin-
nen und Kollegen einfach nicht zuge-
traut, dass sie es ernst meinen. Und
die Wetterlage macht sie eben noch
nervöser – es soll ja wieder kälter
werden und Schnee geben. Aber das
haben die Arbeitgeber halt davon,
wenn sie im Winter Tarifverträge kün-
digen.

Die Müllwerker sagen, sie würden 
wochenlang streiken ... 
Ziegler: ... und das ist keine Floskel.
Das meinen sie ernst. Sie wollen den
Erhalt der 38,5-Stunden-Woche. Sie
sagen klar: Darüber läuft nichts. Des-
halb werden sie ihren Streik, ihre Posi-
tion ganz schön lange durchhalten –
länger, als die Arbeitgeber es in ihren
schlimmsten Träumen befürchten. 

Protest statt Müll-Laster: In vielen Städten geht seit Wochen bei der Müllabfuhr nichts mehr. Foto: ver.di

Rainer Köpel 
43 Jahre, Schulhausmeister in Freiburg

„Ich bin gegen Arbeitsarbeitszeitver-
längerung, weil – wenn wir länger ar-
beiten – in der Konsequenz noch
mehr Stellen abgebaut werden als so-
wieso schon geplant. Das bedeutet
wiederum: Die Arbeit wird auf weniger
Schultern verteilt, der Stress nimmt zu.
Dabei wurden in den vergangenen
Jahren schon viele Stellen gestrichen:
Die Arbeit, die diese Kollegin oder die-
ser Kollege machte, musste aber wei-
ter erledigt werden. Und ich bin auch
gegen Arbeitszeitverlängerung, weil
bei einer Rückkehr zur 40-Stunden-
Woche unsere Kinder gar keine
Chance mehr haben, eine Stelle im öf-
fentlichen Dienst zu bekommen.“ 

„Solidarisch mit eurem Streik“

Auch Private streiken
Stuttgart – Die Rathauschefs wer-
den nervös – so nervös, dass sie sich
zu unbedachten Äußerungen hinrei-
ßen lassen. Denn die Drohung,
streikende kommunale Betriebe
bald zu privatisieren, hat nur eines
zur Folge: Dass nämlich die Stadt
künftig politisch keinen Einfluss
mehr auf diesen Bereich hat. Wer
Streiks verhindern will, muss aus
Tarifbeschäftigen Beamte machen.
Bisher ist ihnen das Streikrecht ver-
wehrt. Eine Privatisierung aber
verhindert Streiks nicht – auch im
privaten Bereich wird gestreikt. 

(www.bawue.verdi.de)

(www.bawue.verdi.de)
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Arbeitszeitkonten
Streik und Aussperrung haben keinen
Einfluss auf die angesammelten Zeit-
guthaben, unabhängig von Art und
Umfang des Zeitkontos. Der Arbeitge-
ber darf nicht einseitig Streikzeiten
und Arbeitszeitguthaben abziehen. Für
die Streikdauer entfällt zwar der Vergü-
tungsanspruch, gleichzeitig vermindert
sich aber auch das „Zeitsoll“ um die
Streikzeiten.

Flugblätter
Das Verteilen von Flugblättern wird
durch das Grundrecht der freien Mei-
nungsäußerung und der Pressefreiheit
geschützt. Eine Erlaubnis ist nicht er-
forderlich. Die Verteilung von Flugblät-
tern fällt nicht unter die Straßenver-
kehrsordnung. Sie darf jedoch nicht zu
einer Beeinträchtigung des Straßenver-
kehrs führen. Nach den Landespresse-
gesetzen müssen Flugblätter mit ei-
nem Impressum versehen werden, das
den Verantwortlichen im Sinne des
Presserechts erkennen lässt (Name,
Anschrift, Telefon, Datum).

Solidaritätsaktivitäten
Aktive Solidarität mit streikenden und
ausgesperrten Kolleginnen und Kolle-
gen ist unverzichtbar. Arbeitgeber und
Öffentlichkeit müssen nachhaltig ver-
mittelt bekommen, dass eine kämp-
fende Gewerkschaft und ihre Mitglie-
der nicht allein stehen. Bei vorberei-
tenden Diskussionen über Solidaritäts-
arbeitsniederlegungen sind in jedem
Falle der DGB und über ihn die ande-
ren Einzelgewerkschaften mit dem Ziel
gemeinsamer Aktivitäten einzubezie-
hen.

Streikbrechereinsatz

Arbeitgeber versuchen immer wieder,
Streiks durch Umsetzung von Arbeit-
nehmern oder den Einsatz betriebs-
fremder Streikbrecher zu unterlaufen.
Leider geben sich immer wieder Men-
schen dazu her, ohne besondere Not
ihren Kolleginnen und Kollegen in den
Rücken zu fallen. Allerdings wird auch
nicht selten auf Arbeitnehmer im vom
Arbeitskampf betroffenen Betrieben
Druck ausgeübt, sich am Arbeitskampf
nicht zu beteiligen. Dann gilt Folgen-
des:
Niemand ist verpflichtet, weder aus
dem Arbeitsvertrag noch aus anderen
Rechtsgründen, Streikarbeiten zu
übernehmen. Umsetzungen auf be-
streikte Arbeitsplätze, um dort Streik-
brucharbeiten zu leisten, brauchen
nicht akzeptiert zu werden. Auszubil-
dende dürfen in keinem Fall zu Streik-
arbeiten herangezogen werden. Auch
Beamte dürfen nicht auf bestreikten
Arbeitsplätzen eingesetzt werden.

1. „Es sind doch nur 18 Minuten.“ 
Falsch: Es sind eben nicht nur 18 Mi-
nuten. Denn 18 Minuten täglich sind
zwei Wochen im Jahr. Und zwei Jahre
und sechs Wochen innerhalb eines Ar-
beitslebens. Diese Mehrarbeit durch
diejenigen, die Arbeit haben, vernich-
tet 10.000 Arbeitsplätze im öffent-
lichen Dienst allein in Baden-Würt-
temberg. Bereits 44.000 junge Men-
schen unter 25 Jahre sind in Baden-
Württemberg arbeitslos. Tendenz stei-
gend.
2. „Die 40-Stunden-Woche ist für
jeden zumutbar.“
Falsch: Denn längere Arbeitszeiten
sind familienfeindlich. Viele Kommu-
nen in Baden-Württemberg möchten
kinder- und familienfreundlicher wer-
den. Eltern aber brauchen Zeit für ihre
Kinder, Zeit, die bei eineinhalb Stun-
den Mehrarbeit die Woche fehlt.
Außerdem: Längere Arbeitszeiten sind
frauenfeindlich. Denn neun von zehn
Teilzeitbeschäftigten sind Frauen. Län-
gere Arbeitszeiten bewirken, dass die
Einkommen der Teilzeitkräfte sinken.
Bei einer Sachbearbeiterin im Bürger-

amt, die mit 20 Stunden beschäftigt
ist, wären es pro Jahr 585 Euro. Bei ei-
ner Krankenpflegerin mit 19,25 Stun-
den 676 Euro. Bei einer Kindergarten-
leitung mit 30 Stunden sogar 1.235
Euro. Und bei einer Reinemachefrau
mit 15 Stunden 403 Euro.
Weil die Stundenentgelte durch die
Arbeitszeitverlängerung sinken, sinken
auch die Zulagen, zum Beispiel die Er-
schwerniszulagen für Müllwerker oder
die Zeitzuschläge für Krankenschwes-
tern und Krankenpfleger. 
3. „Längere Arbeitszeiten sind ver-
tretbar, denn die Arbeitsplätze im
öffentlichen Dienst sind sicher.“ 
Falsch: Die Zeiten der sicheren Ar-
beitsplätze im öffentlichen Dienst sind
längst vorbei. Jeder zwölfte Beschäf-
tigte im öffentlichen Dienst ist befristet
beschäftigt. Damit endet die Anstel-
lung mit dem Ablauf des Vertrages. In
einigen Kliniken steigt der Anteil von
befristet Beschäftigten auf mehr als
ein Drittel. An den Unis ist ihr Anteil
gar noch höher: Sieben von zehn Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern haben
hier befristete Verträge. 
Täglich erleben Beschäftigte im öffent-
lichen Dienst, dass Dienststellen oder
Betriebe ausgegliedert oder verkauft
werden: Dann ist es mit der Sicherheit
des Arbeitsplatzes vorbei, weil in den
privatisierten Betrieben betriebsbe-
dingte Kündigungen und Lohnabbau
auf der Tagesordnung stehen. Und die
jungen Leute: Früher galt eine Ausbil-
dung im öffentlichen Dienst als Garan-
tie für einen festen Arbeitsplatz. Lange
vorbei. Heute wird das Gros der Ju-
gendlichen nach der Ausbildung nicht
übernommen – höchstens für einige
Monate und in Teilzeit. 

4. „Die Kassen sind leer.“ 
Stimmt: Jedenfalls bei vielen Kommu-
nen. Allerdings: Die Beschäftigten
können nichts dafür. Vielmehr sind die
leeren Kassen das Resultat einer Steu-
erpolitik zugunsten von Großverdie-
nern und der Unternehmen. Die Ge-
winne der Kapitalgesellschaften stie-
gen, die Einnahmen aus der Gewerbe-
steuer sanken. Kein Wunder, dass die
Kommunen kein Geld haben. 

Stuttgart – Die Arbeitgeber in den
Kommunen werden nervös. Der
Grund liegt auf der Hand: Die Wut der
Bürger über die Auswirkungen der
Streiks kommt auch bei ihnen an.
Denn viele Bürgerinnen und Bürger
suchen die Schuld dafür, dass seit
Wochen der Müll nicht abgeholt wird,
da, wo sie liegt – nämlich bei den
Kommunen. Die Kommunen haben
mit ihrer Forderung nach Rückkehr
zur 40-Stunden-Woche und ihrer star-
ren Haltung im Tarifkonflikt erst dafür
gesorgt, dass nun schon seit fast fünf
Wochen gestreikt wird. Die Arbeitge-
ber wiederum verschärfen den Ton
gegenüber den Streikenden und
gegenüber ver.di: Sie versuchen die
Auswirkungen des Streiks zu umge-
hen, indem sie private Müllentsorger
engagieren und sie drohen den
Streikenden mit Privatisierung. 
Dabei ist eines längst klar: Ob privati-
siert wird oder nicht, ist eine politi-
sche Entscheidung. Ein Streik spielt
bei solchen Überlegungen keine Rolle
– auch wenn die Oberbürgermeister
nun nicht müde werden, den Streik
als Privatisierungsgrund bei den
Streikenden anzuführen. Dass es sich
bei Privatisierungen um eine politi-
sche Entscheidung handelt, zeigt die

Vergangenheit. Denn seit über zehn
Jahren gilt in vielen Kommunen Priva-
tisierung als schick. Vor der Ausein-
andersetzung über die Arbeitszeitver-
längerung wurde im öffentlichen
Dienst aber zuletzt 1992 gestreikt. 

Privatisierung gilt oft noch als das All-
heilmittel schlechthin – zum Beispiel
gegen leere Kassen. Dass die Kommu-
nen in ihrem Privatisierungswahn
auch kommunales Tafelsilber ver-
schleudert haben, ist inzwischen auch
bekannt. Warum wird privatisiert? Weil
es billiger ist – hieß es überall wie aus
einem Mund. Der Beweis dafür wurde
nie erbracht. Im Gegenteil: Inzwischen
mehren sich auch die Zweifel an die-
ser Aussage. Warum sollten Private bil-
liger sein? Auch sie haben Kosten;
auch Private müssen Maschinen kau-
fen, auch Private müssen Löhne und
Gehälter zahlen. Zu alledem wollen

und müssen Private auch Gewinn ma-
chen. Wie sollen sie letztendlich billi-
ger sein? Am Anfang ist es der schöne
Schein: Private drängen mit blendend
günstigen Preisen auf den Markt. Sind
sie etabliert, sind sie ohne öffentliche
Konkurrenz auf dem Markt, werden
und müssen sie ihre Preise erhöhen –
sonst gehen sie Pleite. 

Zwar langsam und leise, aber immer-
hin spricht sich inzwischen auch he-
rum, dass Private oft schlechter arbei-
ten als die früheren Ämter. Auch das
ist kein Wunder: Wer – wenn auch nur
vorübergehend – billiger sein will,
muss Abstriche machen. Bei der Qua-
lität der Arbeit. 
Beispiel Reinigung: Wenn mehr in der
gleichen Zeit geputzt werden muss,
wird eben weniger gründlich ge-
wischt, gefegt, gereinigt. Deshalb
grübeln viele Kommunen darüber,
wie sie Aufgaben, die bereits an 
Private vergeben wurden, wieder in
die Obhut der Stadt, der Gemeinde

oder des Landkreises zurückholen 
können.
Bei diesen Überlegungen sind die
Qualität der Arbeit oder der inzwischen
hohe Preis für die Leistung nicht ent-
scheidend. Vielmehr schwant vielen
Kommunen nun: Wenn sie Aufgaben
und ganze Bereiche an Private verge-
ben, geben sie auch Mitsprache, Ein-
fluss auf. Dann können sie die Truppe
– wie den Bauhof – nicht mehr dazu
abordnen, schnell auf Bürgerbe-
schwerden zu reagieren. Und wenn
Private es tun, kommt es die Kom-
mune teuer. Denn außergewöhnliche
Einsätze waren bei Privaten noch nie
ein Schnäppchen. 
Die Beschäftigten kennen diese Zu-
sammenhänge. Die Beschäftigten und
ver.di haben die Stadtverwaltungen
immer wieder auf all dies hingewie-
sen. Viele Kommunen kommen zu
dem gleichen Ergebnis und sehen von
Privatisierungen ab. Und diese Er-
kenntnisse werden sich auch bis zu
den Verantwortlichen der Städte und
Gemeinden herumsprechen, die nun
lautstark mit Privatisierung drohen und
so versuchen, die Streikenden ein-
zuschüchtern – wie in Stuttgart oder 
in Mannheim. 
Eines muss dabei sowieso klar sein:
Privatisierung schützt nicht vor vollen
Mülltonnen. Auch Belegschaften der
Privaten können streiken. 

Auch Private können streiken 

Streikende bei der Anlage in Stuttgart-Münster. Foto: Roettgers

Müllfront: Lage spitzt sich zu

Unter der Lupe 

Was die Argumente der Arbeitgeber wert sind 

Stuttgart/Ulm/Mannheim – Beim
Müll spitzt sich die Situation weiter zu.
In Stuttgart sind private Müllwagen
bereits unterwegs. ver.di hat daraufhin
die Notdienstvereinbarungen gekün-
digt. 
84 private Müllfahrzeuge sammeln
seit Samstag Müllsäcke ein. Bei der
Müllverbrennungsanlage in Stuttgart-
Münster war allerdings Schluss: Denn
der Betreiber der Anlage ließ die Tore
geschlossen. Die zahlreichen Streik-
posten begrüßten diese Maßnahme.
Auch am Montag war kein Abladen
der Müllsäcke in Münster möglich. Die
Staatsanwaltschaft Stuttgart ermittelt
nun wegen des Verdacht auf Nötigung.
Außerdem drängt die Stadt die EnBW
als Betreiber der Anlage, beim Amts-
gericht eine Einstweilge Verfügung ge-
gen ver.di zu erwirken. 
Aufgrund der heftigen Schneefälle
wurde im Interesse der Bürgerinnen
und Bürger in Stuttgart übers Wochen-
ende bis einschließlich Montagabend

der Winterdienst sichergestellt. Der
Mannheimer Oberbürgermeister Ger-
hard Widder (SPD) begründete seinen
Verstoß gegen die Notdienstvereinba-
rung unter anderem mit der mit Vogel-
grippe infizierten Wildente, die auf der
Mannheimer Gemarkung gefunden
wurde. Kurz  bevor Widder seine Pläne
bekanntgab, hatte ver.di mit der
Mannheimer Stadtverwaltung die Not-
dienstvereinbarung ausgeweitet – ge-
rade im Hinblick auf das infizierte Tier.
Peter Erni, ver.di-Geschäftsführer für
den Bezirk Rhein-Neckar warf Widder
vor, wortbrüchig geworden zu sein:
„Wir halten uns an Vereinbarungen
und sind es nicht gewohnt, dass Ver-
handlungsergebnisse schon nach we-
nigen Stunden keinen Bestand mehr
haben.“ Am Sonntag wurde dann be-
kannt, dass Widder offenbar nochmal
in sich ging und doch keine Privaten
beauftragte. 
Auch in Ulm engagierte die Stadt Pri-
vate, die während des Streiks Haus-

und Biomüll abholen sollen. Am ver-
gangenen Montag rückten sie an.
Allerdings schafften sie nicht das Pen-
sum, das sie sich vorgenommen hat-

ten. Der Grund: Streikende waren
auch auf der Straße und diskutierten
mit den Beschäftigten der Privaten
über die Hintergründe des Konflikts.

5. „Die Beamten
arbeiten auch schon
40 beziehungs-
weise 41 Stunden.“
Stimmt: Dies aber
mit Gerechtigkeit und
Gleichbehandlung zu
begründen, ist ab-
surd. Den Beamten
wurde die längere Ar-
beitszeit von den Lan-
desregierungen aufs
Auge gedrückt. 
Die falsche Medizin
wirkt nicht dadurch
besser, dass man sie
auch anderen verab-
reicht. Auch bei den
Beamten soll mit Ar-
beitszeitverlängerung
Arbeitsplätze vernich-
tet werden. Hessen
und Thüringen wollen
sogar die 42-Stun-
den-Woche einfüh-
ren. Auf den ge-
samten öffentlichen
Dienst bezogen wür-
den dadurch 400.000
Arbeitsplätze gefähr-
det.

6. „Der Streik provoziert die Priva-
tisierung.“
Falsch: Die Privatisierung im öffent-
lichen Dienst läuft schon lange. Das ist
einer der Hintergründe, warum in den
letzten zehn Jahren rund eine Million
Arbeitsplätze im öffentlichen Dienst
abgebaut wurden. Befürworter von
Privatisierung werden weiter auf die-
sen Weg setzen – der Streik hat darauf
keinen Einfluss. 

Das Zitat
„Wer jungen Menschen eine
Chance geben will, kann nicht
zuerst 10.000 Arbeitsplätze
durch längere Arbeitszeiten
vernichten und anschließend
mit 2500 Ausbildungsplätzen
hausieren gehen“,
kommentiert Maria Winkler, Geschäftsführerin
des ver.di-Bezirks Ostwürttemberg-Ulm, das
Arbeitgeberangebot.

Keine Verhandlungen 
Hannover – Im Tarifkonflikt um die Ar-
beitszeit der 121.000 kommunalen
Beschäftigten in Niedersachsen ist
noch kein Verhandlungstermin in
Sicht. Die kommunalen Arbeitgeber
warten wohl die Verhandlungen zwi-
schen ver.di und den Ländern Ende
der Woche ab, vermutet ver.di. Wolf-
gang Denia, ver.di-Verhandlungsführer
für Niedersachsen, betont: „Wir sind je-
derzeit bereit zu verhandeln.“ Die kom-
munalen Arbeitgeber pochen auf die
Rückkehr zur 40-Stunden-Woche. 
Die kommunalen Beschäftigten sind
seit dem 13. Februar im Streik: Vor al-
lem die Müllabfuhr, die Kindertages-
stätten und die Kliniken sind in den Ar-
beitskampf um den Erhalt der 38,5-
Stunden-Woche einbezogen. Zwischen
5000 und 12.000 Beschäftigte streiken
seither Tag für Tag. Seit dem 1. Februar
streiken auch Landesbeschäftigte: In
den vergangenen Wochen legten über
10.000 Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter des Landes die Arbeit nieder. Für
Donnerstag (9. März) ruft ver.di zu ei-
ner zentralen Kundgebung in Hanno-
ver auf. Es werden mehrere tausend
Teilnehmer erwartet
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Info-Stände
Info-Stände müssen genehmigt wer-
den. Teilweise genügt die Genehmi-
gung durch die Ordnungsbehörde, teil-
weise muss zusätzlich das Straßenbau-
amt zustimmen – das wird von Kom-
mune zu Kommune unterschiedlich
gehandhabt. Die Genehmigung darf
übrigens nur verweigert werden, wenn
das öffentliche Interesse an der Sicher-
heit und Leichtigkeit des Straßenver-
kehrs überwiegt oder wenn die Inter-
essen anderer Straßenbenutzer Vor-
rang haben. Für die Erlaubnis für einen
Info-Stand ist eine Verwaltungsgebühr
fällig.

Rentenversicherung
Die Rentenversicherung der Arbeiter
und Angestellten setzt ein Beschäfti-
gungsverhältnis gegen Entgelt voraus.
Da während eines rechtmäßigen Ar-
beitskampfes der Lohn- oder  Gehalts-
anspruch entfällt, ruht auch das ren-
tenversicherungspflichtige Beschäfti-
gungsverhältnis. Für die Dauer des
Streiks sind daher keine Pflichtbeiträge
zur Rentenversicherung zu entrichten.
Dies hat allerdings auf die Höhe der
Rente nur minimale Auswirkungen. 

Schlichtungsverfahren
Tarifvertragliche Schlichtungsvereinba-
rungen sollen helfen, Konflikte zwi-
schen den Tarifvertragsparteien zu
lösen. Derartige Schlichtungsvereinba-
rungen existieren beispielsweise für
bundesweite Tarifverhandlungen für
den Öffentlichen Dienst und für die
Druckindustrie; der Einzel- und Groß-
handel oder der Finanzdienstleistungs-
bereich sind allerdings ohne Schlich-
tungsvereinbarungen. Zulässig sind
nur freiwillige tarifvertragliche oder
staatliche Schlichtungsverfahren. Eine
staatliche Zwangsschlichtung von Tarif-
konflikten ist verfassungswidrig. Wenn
für eine Branche eine tarifvertragliche
Schlichtungsvereinbarung abgeschlos-
sen ist, muss vor dem Beginn von
Warnstreiks oder Streiks geprüft wer-
den, wann die Friedenspflicht bran-
chenspezifisch endet. In einigen
Schlichtungsvereinbarungen ist für die
Zeit des Schlichtungsverfahrens Frie-
denspflicht vereinbart.

Andere Gewerkschaften
Die arbeitskampfrechtliche Situation
der Mitglieder anderer Gewerkschaf-
ten hängt von deren tarifrechtlicher
Situation ab. Besteht für die andere
Gewerkschaft keine Friedenspflicht be-
züglich der Streikforderung der ver.di,
kann auch sie zum Streik aufrufen. 
Befindet sich eine andere Gewerk-
schaft noch in der Friedenspflicht,
kann sie zur Solidaritätsarbeitsnieder-
legung oder anderen Formen der Soli-
daritätsbekundung und Unterstützung
aufrufen. Auch Mitglieder anderer Ge-
werkschaften sind berechtigt, Streik-
arbeiten abzulehnen. 

Streikarbeiten
Ist ein Arbeitgeber von einem Streik
betroffen, versucht er regelmäßig, den
Arbeitsausfall abzumildern und weist
nicht am Streik beteiligte Arbeitneh-
mer an, andere Tätigkeiten auszufüh-
ren. Ist diese andere Tätigkeit im Rah-
men des Arbeitsvertrages ausgeschlos-
sen, kann der Arbeitgeber nicht einsei-
tig solche Arbeiten anordnen. 
Liegt die andere Tätigkeit noch im Rah-
men der arbeitsvertraglichen Arbeits-
pflichten des Arbeitnehmers, dient sie
aber dem Zweck, den streikbedingten
Arbeitsausfall zu kompensieren, ist es
dem Arbeitnehmer nicht zumutbar,
der Anweisung des Arbeitgebers zu
folgen.
Das BAG geht davon aus, „dass die So-
lidarität der Arbeitnehmer untereinan-
der und namentlich in einem be-
stimmten Betrieb auch von der Rechts-
ordnung berücksichtigt werden muss.
Es ist dem Arbeitnehmer nicht zuzu-
muten, den Streikenden in den Rük-
ken zu fallen“. 

Stuttgart scheitert mit Einstweiligen Verfügungen
Stuttgart – Die Stadt Stuttgart ist mit
dem Versuch, mit Hilfe von Einstweili-
gen Verfügungen gegen ver.di und die
Streikenden vorzugehen, gescheitert.
Das Arbeitsgericht Stuttgart lehnte
Ende vergangener Woche den Eil-
antrag der Stadt wegen der Versamm-
lung vor der Müllverbrennungsanlage
in Stuttgart-Münster ab. Die Stadt will
nun das Hauptsache-Verfahren bean-
tragen.
Der Hintergrund: Streikende hatten
sich vor der Müllverbrennungsanlage
versammelt. Private Müllentsorger, die
während des Streiks Müllsäcke einge-
sammelt hatten, konnten die Ladung
nicht auf dem Gelände der Müllver-
brennungsanlage entladen. Die Säcke
mussten auf verschiedenen Plätzen
zwischengelagert werden. 
Nach Ansicht des Gerichts ist das Abla-
den des Mülls auf der Anlage in Mün-
ster nicht zwingend notwendig. Denn

die Stadt habe anderweitige Möglich-
keiten, die Müllsäcke zu entsorgen
oder zwischenzulagern. 
Einen Tag zuvor war der Antrag auf
eine Einstweilige Verfügung der Stadt
mit einem Vergleich beendet worden.
Dabei ging es im Zusammenhang mit
dem Winterdienst darum, inwieweit
Streusalzdepos von Streikenden
blockiert werden dürfen. 
ver.di erklärte sich bereit, Betriebshöfe
nicht zu blockieren. Aus ver.di-Sicht
gibt der Vergleich nur wieder, „was oh-
nehin praktiziert wird“, betonte Bernd
Riexinger, Geschäftsführer des ver.di-
Bezirks Stuttgart. 
ver.di hatte die Notdienstvereinbarung
für den Winterdienst gekündigt, nach-
dem die Stadt private Entsorger für
den Müll engagiert hatte. Daraufhin
hatten die Räumtrupps angeblich
Schwierigkeiten, sich mit Salz aus den
städtischen Depots zu versorgen. Streikspuren: Volle Mülltonnen. Foto: Bender

Die Arbeitgeber versuchen häufig,
durch eine Einstweilige Verfügung,
möglichst ohne mündliche Anhö-
rung, im Eilverfahren der ver.di einen
Streik oder bestimmte Streikmaß-
nahmen gerichtlich untersagen zu
lassen. Schwerpunkte von entspre-
chenden Anträgen der Arbeitgeber
sind folgende Gebiete: Generelle
Streikverbote zum Beispiel wegen
angeblicher Verletzung der Friedens-
pflicht. „Gassenverfügung“ gegen
Streikpostenstehen beziehungsweise

so genannte Betriebsblockaden. Ge-
richtet sind die Anträge gegen die
ver.di, zum Teil gegen einzelne ver.di-
Sekretäre beziehungsweise Streiklei-
tungen und/oder einzelne Streik-
ende. In der Regel haben die Arbeit-
geber die Auswahl unter mehreren
Arbeitsgerichten, um den Antrag zu
stellen; unter Umständen kommen
auch Amtsgerichte in Frage.
Sollten Anhaltspunkte dafür beste-
hen, dass Einstweilige Verfügungen
durch Arbeitgeber beantragt werden,

muss das Justitiariat oder die Abtei-
lung Rechtsschutz beim Landesbe-
zirk unterrichtet werden, damit gege-
benenfalls vorsorglich Schutzschrif-
ten bei den zuständigen Arbeits-
gerichten oder Amtsgerichten einge-
reicht werden können. Dies hat den
Sinn, dass entweder das Gericht den
Antrag auf Einstweilige Verfügung
von vornherein abweist, oder wenig-
stens eine mündliche Verhandlung
anberaumt, um überfallartige Ergeb-
nisse zu vermeiden.
Es ist notwendig, bei jedem Anhalts-
punkt dafür, dass eine Einstweilige
Verfügung beantragt wird, das Justiti-

ariat oder die Abteilung Rechtsschutz
beim Landesbezirk zu unterrichten
und jede Ladung zum einer entspre-
chenden mündlichen Verhandlung
und jede zugestellte Entscheidung
sofort weiterzuleiten. 
Das Justitiariat oder die Abteilung
Rechtsschutz entscheiden über die
erforderlichen Maßnahmen und be-
auftragen gegebenenfalls geeignete
Prozessvertreter für die ver.di bezie-
hungsweise in Anspruch genom-
mene ver.di-Beschäftigte oder ver.di-
Mitglieder. 
(mehr dazu: 
www.bawue.verdi.de)

Einstweilige Verfügung

Berlin – Mit einer groß angelegten
Umfrage zum arbeitsfreien Sonntag
startet die Vereinte Dienstleistungsge-
werkschaft (ver.di) eine neue Initiative.
„Die ersten Reaktionen auf unsere Ak-
tion sind überwältigend. Die Stellung-
nahmen von Kunden, Beschäftigten
im Einzelhandel, Prominenten und Po-
litikern fallen sehr überzeugend aus“,
sagte ver.di-Einzelhandelsexperte Ul-
rich Dalibor.
ver.di hatte in den letzten Wochen
rund 1000 Bundestagsabgeordnete,
Betriebsräte, Führungskräfte, Wissen-
schaftler und Beschäftigte über ihre
Meinung zum Thema „freier Sonntag“
befragt. Aus den bislang mehr als 400
differenzierten Äußerungen ergebe
sich, dass viele Menschen mit dem
Sonntag weit mehr verbinden als le-
diglich einen arbeitsfreien Wochentag.

„Die Äußerungen sind zum Teil sehr
persönlich gehalten und gehen über
den unmittelbaren Anlass hinaus. Das
zeigt, wie sehr die Veränderung der Ar-
beitsverhältnisse die Menschen bela-
stet und bewegt“, betonte Dalibor.

Mannheim – In Mannheim hat sich
eine parteipolitisch unabhängige
Bürgerinitiative gegründet, die die
Streikenden im öffentlichen Dienst
unterstützt. Die Initiative will Druck
auf Mannheims Oberbürgermeister
Gerhard Widder (SPD) ausüben, der
auch Verhandlungsführer der kom-
munalen Arbeitgeber im Land ist.
Die Bereitschaft, sich an der Bürger-
initiative zu beteiligen, ist groß, heißt
es. Eine Woche nach ihrem Start
hatte die Initiative bereits über 800
Unterschriften gesammelt. 
Die Initiative fordert Widder auf, die
Forderung nach Rückkehr zur 40-
Stunden-Woche zurückzunehmen.
Dann werde ver.di auch sofort den
Streik beenden. Die Unterzeichner
des Aufrufs machen Widder auch 

eines unmissverständlich deutlich –
nämlich: Wenn Widder weiter auf
eine Arbeitszeitverlängerung pocht,
dann „handeln Sie nicht in unserem
Namen“.
„Die Unterschriftenlisten werden
täglich länger“, sagt der Initiator der
Bürgerinitiative Anton Kobel. Dass
bereits über 800 Unterschriften
innerhalb einer Woche gesammelt
wurden, hält er für den Raum Mann-
heim-Heidelberg für eine beacht-
liche Anzahl. Es dürften aber noch
mehr Unterstützer der Initiative sein.
Und deshalb rufen die Initiatoren
der Bürgerinitiative alle Bürgerinnen
und Bürger in Mannheim, die Wid-
ders Kurs ablehnen, auf, die Initia-
tive zu unterstützen. (Kontakt: AKo-
bel@gmx.de)

„Nicht in unserem Namen“ 

Impressum:

Streik-Nachrichten

Herausgeber:
Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft
Landesbezirk Baden-Württemberg

Verantwortlich:
Stellvertretender Landesbezirksleiter Alfred Wohlfart

Redaktion:
Ralf Berchtold, Jana Bender, Hermann Zoller

Auflage: 70.000 Exemplare

Herstellung:
Verlagsgesellschaft W.E.Weinmann mbH, Filderstadt

Druck:
GO Druck Media Verlag GmbH & Co. KG Kirchheim/T.

Initiative arbeitsfreier Sonntag

Nein zu längeren Arbeitzeiten – damit
die Jugend eine Chance auf einen
Arbeitsplatz behält. Foto: Bender

Die Streikbereitschaft 
ist ungebrochen 
Winnenden – Die Streiks bei den Zen-
tren für Psychiatrie (ZfP) gehen weiter.
„Die Beschäftigten sind entschlossen“,
stellt Reiner Geis, ver.di-Bezirksge-
schäftsführer für Südbaden und ver.di-
Klinikexperte fest. Auch in den kom-
menden Wochen werden nach seiner
Einschätzung die Streiks fortgesetzt:
„ver.di ist in diesem Bereich gut orga-
nisiert, die Belegschaften sind ge-
schlossen und die Wut der Beschäftig-
ten nimmt angesichts der starren Hal-
tung der Landesarbeitgeber nicht ab,
sondern zu.“ 
Die ZfPs sind Landeskliniken. Die Län-
der stiegen 2004 auf den Verhandlun-
gen um den Tarifvertrag öffentlicher
Dienst (TVöD) aus, kündigten den Ta-
rifvertrag zur Arbeitszeit und den Ver-
trag zu den Sonderzahlungen. Auch im
Nachhinein haben die Länder den
TVöD, den ver.di mit dem Bund und
den Kommunen aushandelte und der
im Oktober 2005 in Kraft trat,  nicht
anerkannt.
Seit 2004 müssen neu eingestellte
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der
Zentren für Psychiatrie 41 Stunden die

Woche arbeiten, sie erhalten kein Ur-
laubsgeld und nur ein gemindertes
Weihnachtsgeld. Nach dem Willen der
Länder sollen künftig alle Tarifbeschäf-
tigten bei den Ländern statt bisher
38,5 Stunden 41 Stunden die Woche
arbeiten. Seit dem 13. Februar streiken
deshalb die Tarifbeschäftigten der Län-
der – auch die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter der ZfPs im Land. Teilweise
waren es Warnstreiks, teilweise aber
auch mehrtägige Arbeitsniederlegun-
gen.
Derweil drängen offenbar auch die
Leitungen der neun ZfPs auf einen Ab-
schluss, der auch für die rund 9000
Beschäftigten der neun Zentren gilt:
Weinsberg, Calw, Bad Schussenried,
Emmendingen, Ravensburg, Wiesloch,
Zwiefalten, Winnenden und Reiche-
nau. Hinter vorgehaltener Hand schüt-
teln sie den Kopf über die Haltung der
Arbeitgeber, die auch nach vier Streik-
wochen auf eine deutliche Verlänge-
rung der Arbeitszeiten pochen und
versuchen, den Tarifkonflikt auszusit-
zen. „Die Leitungen der ZfPs wissen,
dass dieses Aussitzen keine Lösung

ist“, meint Geis. Durch die Streiks sei
der Betriebsablauf in den ZfPs deutlich
gestört. Das Interesse der Klinikleitun-
gen sei klar: Sie wollten ein Ende der
Streiks.
„Es ist ein unhaltbarer Zustand, dass
die Beschäftigten des Landes seit
2004 einen Lohnstillstand hinnehmen
müssen“, betont Geis. Unhaltbar auch,
dass die Verträge von befristet Be-
schäftigten nur auf der Basis der
schlechteren Bedingungen verlängert
werden.
„Die Streikbereitschaft der Beschäftig-
ten ist deshalb weiterhin groß“, weiß
Geis. Denn die Beschäftigten hätten
am Beispiel der Unikliniken gesehen,
dass Widerstand zum Erfolg, dass
Widerstand belohnt werde: Die Be-
schäftigten der Uniklinken haben im
vergangenen Jahr gestreikt und einen
Tarifvertrag zur Arbeitszeit erzielt, der
nach Lebensalter gestaffelte Arbeits-
zeiten festlegt – wobei jüngere länger
arbeiten als ältere Beschäftigte. Im
Volumen legt der Tarifvertrag eine
Wochenarbeitszeit von 38,6 Stunden
fest.
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Notdienst
Die Arbeitgeber versuchen bei Streiks
häufig, über so genannte „Notdienst-
arbeiten“ den Geschäftsbetrieb oder
die Produktion teilweise aufrechtzu-
erhalten. Die Gewerkschaften müssen
einer solcher Praxis entgegengetreten.
Auf keinen Fall darf es zugelassen wer-
den, dass Notdienstarbeiter mit Streik-
brecherarbeit beschäftigt werden. Der
Notdienst dient nicht dazu, Beschäfti-
gungsmöglichkeiten für Streikbrecher
zu schaffen. Es bestehen allerdings
keine Bedenken gegen den Abschluss
einer Notdienstvereinbarung zwischen
ver.di und dem Arbeitgeber, in der der
Arbeitgeber zusichert, andere als die
in der Vereinbarung benannten
Arbeitnehmer während des Streiks
nicht zu beschäftigen. 

Streikleitung
Die ver.di-Streikleitungen haben die
Aufgabe, nach Maßgabe der Be-
schlüsse der zuständigen Gremien die
Arbeitskampfmaßnahmen zu koordi-
nieren. Neben den zentralen Streik-
leitungen auf Bundes- oder Landes-
ebene werden in der Regel auch
bezirkliche oder betriebliche Streik-
leitungen gebildet. Zuständig ist die
Bundes- oder Landesfachbereichs-
leitung. Die Einzelheiten sind in der
Arbeitskampfrichtlinie geregelt.

Streikrecht der 
Arbeitnehmer
Obwohl das Streikrecht in Grundge-
setz nicht ausdrücklich erwähnt wird,
ist sein verfassungsrechtlicher Schutz
allgemein anerkannt. Die Ausgestal-
tung des Streikrechts ist nicht gesetz-
lich erfolgt, sondern wird bisher von
der Rechtsprechung vorgenommen.
Voraussetzung für die rechtmäßige Be-
teiligung an einem Streik ist ein ent-
sprechender Streikaufruf der Gewerk-
schaft. Alle unorganisierten oder an-
ders organisierten Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer haben das Recht,
sich dem Streik anzuschließen. Mit der
individuellen Streikteilnahme ruhen
die Hauptpflichten aus dem Arbeits-
verhältnis – insbesondere Beschäfti-
gung und Entgelt. Nach der Beendi-
gung des Streiks lebt das Arbeitsver-
hältnis zu den alten Bedingungen wie-
der auf.

Warnstreiks
Stocken die Verhandlungen, werden
gegebenenfalls Warnstreiks durchge-
führt. Sie zielen darauf ab, vertretbare
Ergebnisse auf dem Verhandlungsweg
zu erreichen. Sie dauern meist eine
begrenzte Zeit, feste rechtliche Gren-
zen für Dauer oder Wiederholung gibt
es nicht.
Funktionen des Warnstreiks sind:
breite Beteiligung der Mitglieder an
der Tarifbewegung, Demonstration der
Entschlossenheit; Druck auf die Arbeit-
geber, um deren Kompromissbereit-
schaft zu erhöhen. Warnstreiks sind
nach Ablauf der Friedenspflicht recht-
lich zulässig.

Verbandsflucht im 
Arbeitskampf
Tritt ein Unternehmen kurz vor bezie-
hungsweise während eines Arbeits-
kampfes aus dem Arbeitgeberverband
aus, wird die Fortsetzung des Streiks
erst dann rechtswidrig, wenn die Ver-
bandsmitgliedschaft des Unterneh-
mens tatsächlich endet. 
Manchmal tritt ein Unternehmen wäh-
rend des Streiks in einen tarifzuständi-
gen Arbeitgeberverband ein, der mit
der streikführenden Gewerkschaft Ta-
rifverträge mit niedrigeren Standards
abgeschlossen hat. Ziel ist es, von
weitergehenden Forderungen und
dem Streik dafür verschont zu bleiben
(„Flucht in den Arbeitgeberverband“).
Ob diese Rechnung aufgeht, hängt da-
von ab, ob mit dem Eintritt in den Ver-
band sofort die relative Friedenspflicht
aus den Verbandstarifverträgen gilt.
Das ist bislang von den Gerichten
noch nicht geklärt. 

Stuttgart – Auch die Tarifgemein-
schaft der Länder (TdL) beharrt darauf,
die Arbeitzeit drastisch zu erhöhen.In
den Verhandlungen mit der TdL hatte
ver.di einen Lösungsvorschlag ge-
macht, der den Arbeitgebern entgegen
kommt. Dieser wurde ohne nähere
Befassung als nicht weitgehend genug
abgelehnt. Die TdL selbst hat kein An-
gebot gemacht.
Baden-Württembergs Ministerpräsi-
dent Günther Oettinger hat bisher den
Anschein erweckt, kompromissbereit
zu sein. Jetzt wo es drauf ankommt,
stellt er sich voll hinter den Hardliner
Hartmut Möllring (CDU), Niedersach-
sens Finanzminister und Verhand-
lungsführer der Länder.

Diktat statt Vertrag

Die Mehrheit der Länder in der TdL will
den Beschäftigten die Arbeitsbedin-
gungen diktieren, wie das von je her
bei den Beamtinnen und Beamten der
Fall ist. Während von Seiten der Ge-
werkschaft ver.di ein Angebot vor-

gelegt worden ist, das die Interessen
der Länder-Arbeitgeber berücksichtigt,
hat die TdL seitdem sie vor mehr als 
zwei Jahren die Regelungen für Arbeit-
zeit und Zuwendungen gekündigt hat,
kein einziges Angebot unterbreitet.
Wer nur so tut als ob, wer gar nicht
ernsthaft verhandelt, wer erklärter-
maßen keinen Kompromiß schließt,
sondern diktieren will, der stellt die
Grundlagen des Tarifsystems in Frage.
Offensichtlich geht es der TdL genau
darum.

Tarifloser Zustand

Für die Arbeitgeber ist offensichtlich
ein tarifloser Zustand attraktiver als die
Vorstellung, mit ver.di Verträge zu
schließen, bei denen sie ihre Maximal-
position nicht durchsetzen können.
Und die Arbeitgeber spielen auf Zeit,
denn alle, die einen neuen Arbeits-
vertrag abschließen – Neueinstellung,
neuer Zeitvertrag, Übernahme nach
Ausbildungsabschluss, Aufstieg –, ar-
beiten zu den schlechteren Bedingun-

Merkposten
Beschäftigte des Landes haben am
Dienstag vor dem baden-württem-
bergischen Finanzministerium Posten 
bezogen. Mit ihrer Aktion wollen die
Landesbediensteten die ganze Woche
über daran erinnern, dass sie seit
über zwei Jahren ohne Tarifvertrag
sind. „Wir werden hingehalten“,
meinen die Beschäftigten unisono.
Und damit ist genug. Die Länder
haben die Regelungen zu den
Sonderzahlungen und die Regelun-
gen zur Arbeitzeit gekündigt. 
Außerdem weigern sie sich, den
Tarifvertrag öffentlicher Dienst (TVöD)
zu übernehmen, den ver.di mit 
dem Bund und den Kommunen
abgeschlossen hat. 

Foto: Roettgers

gen. Dazu kommt, dass jegliche Ge-
haltserhöhung unterbleibt, wodurch
die Landesbeschäftigten einen enor-
men Reallohnverlust hinnehmen müs-
sen. Aufwind für die Arbeitgeber ver-
spricht die Föderalisierung des Beam-
tenrechts. Jedes Bundesland wird da-
nach in Zukunft „seine eigene“ Ar-
beitszeit- und Zuwendungsregelung
haben. Damit wird eine Spirale nach
unten in Gang gesetzt werden, denn
wenn ein Land Leistungen verschlech-
tert, werden andere unter Verweis dar-
auf nachziehen. Faktisch wird auf
diese Weise die Flächenwirkung von
Tarifregelungen beseitigt.

Was bedeutet das für die 
Beschäftigten im Land?
Wer bisher noch „irgendwie“ auf die
Fürsorgepflicht der Arbeitgeber gesetzt
hat, dem muss spätestens jetzt klar
sein, dass wir künftig nur das erhalten,
was wir erstreiten. Das Argument der
„leeren Kassen“ beeindruckt uns nicht.
Denn die Ebbe in den Kassen ist nicht

naturgegeben, sondern durch politi-
sche Entscheidungen herbeigeführt
worden. Die Krise der öffentlichen
Haushalte muss durch eine andere
Steuerpolitik behoben werden! 
Angesichts der sturen Haltung der Ar-
beitgeber werden die Aktionen und
Streiks in den Betrieben und Dienst-
stellen des Landes fortgeführt. Denn
der Wahlkampf und die Landtagswahl
am 26. März bieten eine Chance, die
Gewichte in der Landespolitik zu ver-
schieben. Außerdem: Politiker, die ein
Tarifdiktat wollen, gleich welcher Par-
teizugehörigkeit, sind für Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer nicht
wählbar. 
Schon bei der letzten Bundestagswahl
haben Arbeitnehmer durch ihre
Stimme erfolgreich die schwarz-gelbe
Politik einer massiven Schwächung
der Arbeitnehmerrechte verhindert.
Das Kalkül der Arbeitgeber, uns „am
ausgestreckten Arm verhungern zu
lassen“, wird nicht aufgehen, betont
ver.di: „Wir haben einen langen 
Atem!“

Keine Bewegung auf Länderebene

Weit über 500 Beschäftigte des öffentlichen Dienstes haben in Ravensburg für
den Erhalt der 38,5-Stunden-Woche demonstriert.

Auch die Beschäftigten des Bauhofes in Esslingen haben sich an dem Streik
gegen längere Arbeitszeiten beteiligt. Fotos (2): ver.di

Was bisher 
geschah ...

... hat der Fotograf 
Jo Roettgers 
festgehalten. Seine
Momente des 
Arbeitskampfes
um den Erhalt der
38,5-Stunden-Woche
sind in den kom-
menden Wochen 
im DGB-Haus in
Stuttgart zu sehen.

Foto: Roettgers
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Krankenpflegeschüler

Für Krankenpflegeschüler endet die
Ausbildung mit einer staatlichen Ab-
schlussprüfung nach einer Ausbil-
dungszeit von drei Jahren. Folgenlos
sind Ausbildungsunterbrechungen
wegen Krankheit und aus anderen
von den SchülerInnen nicht zu vertre-
tenden Gründen, wenn diese nicht
zehn Prozent der theoretischen und
praktischen Ausbildung überschreiten.
Es ist unter Juristen jedoch umstritten,
ob auch die Dauer eines Streiks auf
die Ausbildung angerechnet werden
kann. Laut der ver.di-Rechtsabteilung
ist aus dem Krankenpflegegesetz ab-
zuleiten, dass dies der Fall ist. 

Unfall

Wer streikt, ist nicht in der gesetz-
lichen Unfallversicherung bei der Be-
rufsgenossenschaft des Betriebes ver-
sichert. Streikhelfer können aus-
nahmsweise bei der Verwaltungs-
Berufsgenossenschaft versichert sein.
Allerdings muss es sich unter ande-
rem um eine regelmäßige Tätigkeit
handeln, die auch von hauptamt-
lichen ver.di-Beschäftigten während
eines Arbeitskampfes verrichtet wird.
Dies trifft auf Kolleginnen und Kolle-
gen zu, die in Streiklokalen mit Regi-
strierungsarbeiten, Auszahlung der
Streikunterstützung, Aufrechterhal-
tung der Ordnung oder Ähnlichem be-
schäftigt sind; oder um Personen, die
gemeinsam mit einem hauptamtlich
Beschäftigten zum Beispiel Flugblätter
verteilen. Streikposten genießen nach
der bisherigen Rechtsprechung der
Berufsgenossenschaften keinen Un-
fallversicherungsschutz.

Streikposten

Um die Streikpostentätigkeit gibt es
regelmäßig gerichtliche Auseinander-
setzungen.   Streikposten haben sich
„friedlicher Mittel“ zu bedienen. Sie
dürfen „gütlich  zureden“ und an die
Solidarität appellieren, um Streikbre-
cher von der Aufnahme der Arbeit ab-
zuhalten. Dieses Recht gilt auch
gegenüber betriebsfremden Beschäf-
tigten oder Kunden. Sogar Absperr-
maßnahmen können im Einzelfall
möglich sein und müssen als vorüber-
gehende Behinderungen hingenom-
men werden, zum Beispiel indem der
oder die Betreffende in ein Gespräch
über den Streik verwickelt wird, über
Streikziele, Solidarität, Leistungsver-
weigerungsrecht von Leiharbeitneh-
mern. Nach der Rechtsprechung des
BAG darf allerdings der Zu- und Ab-
gang von Waren nicht verhindert wer-
den. Die Behinderung „Arbeitswilliger“
am Betreten des Betriebs durch Maß-
nahmen, die über bloßes Zureden
hinausgehen, ist unzulässig. Und ganz
klar: Angriffe auf die körperliche Un-
versehrtheit, Beleidigungen und die
Beschädigung von Sachen sind nicht
zulässig.

Zugangsrecht

Gewerkschaftsvertreter dürfen zu den
Geschäftszeiten einen Betrieb besu-
chen – schon gar, wenn sie auf Einla-
dung des Betriebs- oder Personalrates
kommen. Daran ändert sich auch
während eines Streiks nichts. Umstrit-
ten ist das Zugangsrecht, wenn der
Gewerkschaftsvertreter nur in die Ver-
waltung oder den Betrieb will, um zu
einem Streik aufzurufen.

(mehr dazu: www.bawue.verdi.de)
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Streiks gehen weiter

Arbeitsplätze sichern und Übernahme-
chancen erhöhen.
Inzwischen erleben wir bereits am
dritten Verhandlungstag, wie zäh es
sich gestaltet, den kommunalen Ar-
beitgebern immer wieder unsere Hal-
tung zu Arbeitslosigkeit und der Siche-
rung von Arbeitsplätzen nahe zu brin-
gen. Immer wieder kommt es zu in-
tensiven Detaildiskussionen mit den
Arbeitgebern, die „wie zufällig“ auch
über die Presse auszugsweise bekannt
werden. Gleichzeitig legen sie ihre Vor-
stellungen in der Kernfrage, der Höhe
der Wochenarbeitszeit und damit dem
massenhaften Stellenabbau, nicht auf
den Tisch.  
Während wir auch am Rosenmontag
den aktuellen Sachstand intensiv bera-
ten haben, haben sich die Arbeitgeber

anscheinend auf die abendlichen Fa-
schingsveranstaltungen verabschieden
müssen.
Wir begrüßen, dass die Arbeitgeber in
den Tarifverhandlungen angeboten
haben, zusätzliche Ausbildungsplätze
zu schaffen und die Übernahme von
Auszubildenden mehr als bisher si-
cherstellen zu wollen. Bisher haben
sie hierzu allerdings weder konkrete
Zahlen genannt, noch haben sie er-
klärt, wie dies geschehen und über-
prüft werden kann. Unklar ist bis jetzt
geblieben, ob ein erhöhtes Ausbil-
dungskontingent zu Lasten der Kolle-
gInnen mit Zeitverträgen oder der
RückkehrerInnen in den Beruf (nach
der Elternzeit) geht.
Solche Instrumente wurden in den
letzten Jahren von den Arbeitgebern

Der längste Arbeitskampf 
(www.bawue.verdi.de)

Ulm/Stuttgart/Mannheim/Karlsruhe –
Fastnacht im Land, doch am Ascher-
mittwoch sind die Straßen von Glas-
scherben  frei. Wer nun denkt, die Stra-
ßenreinigung streikt nicht mehr, der
irrt. Wenn die Straßenreinigung die
Glasscherben der Narrenumzüge ent-
fernten, dann geschah das im Rahmen
von Notdienstvereinbarungen. 
Dass ver.di sich zu diesem Notdienst
bereit erklärte, hat einen einzigen
Grund: Der Streik richtet sich nicht ge-
gen die Bürgerinnen und Bürger, son-
dern gegen die Arbeitgeber der Kom-
munen und des Landes. Ganz klar: Die
Bürgerinnen und Bürger sollen feiern,
wenn sie wollen. Glasflaschen oder
Scherben aber sollen nicht länger als
nötig auf den Straßen bleiben.
Der Streik aber geht weiter: In dieser
Woche, also in der Faschingswoche,
fährt ver.di den Arbeitskampf zurück.
Das war schon zu Streikbeginn so ge-
plant worden. Zurückfahren heißt aber
nicht aufhören. In den meisten Städ-
ten und Landkreisen arbeiten Kita-

und Klinik-Beschäftigte in dieser Wo-
che, auch Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter der Universitäten. Die Müllab-
fuhr allerdings streikt weiter, ebenso
die Straßenmeistereien. 
Sollte es in dieser Woche zu keinem
Tarifergebnis kommen, wird der Ar-
beitskampf in der kommenden Woche
fortgesetzt – und noch einmal ver-
stärkt. Wer meint, das geht nicht, der
wird mal wieder eines besseren be-
lehrt: „Die Stimmung in den Betrieben
ist nach wie vor gut“, heißt es unisono
aus den ver-di- Bezirken im Land. 
Die für den 6. März geplante Kundge-
bung auf dem Stuttgarter Schlossplatz
mit dem ver.di-Vorsitzenden Frank
Bsirske findet auf jeden Fall statt –
auch dann wenn in dieser Woche
noch ein Kompromiss für die Beschäf-
tigten der Kommunen gefunden wird.
Denn die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter des Landes sind weiterhin ohne
Tarifvertrag. Der Streik in diesem Be-
reich geht in der nächsten Woche auf
jeden Fall weiter. 

Die Beschäftigten des öffentlichen
Dienstes sind seit über drei Wochen
im Streik. Mit ihrem Arbeitskampf set-
zen sich die Beschäftigten für den Er-
halt der 38,5-Stunden-Woche ein. 
09. Februar 2005 – Der Tarifvertrag
für den öffentlichen Dienst (TVöD) ist
unter Dach und Fach – allerdings sind
die Länder nicht dabei. Sie hatten sich
2004 aus den Tarifverhandlungen ver-
abschiedet.
05. Oktober 2005 – Die kommunalen
Arbeitgeber in Baden-Württemberg
kündigen zum 30. November 2005
den TVöD mit dem Ziel, die 40-Stun-
den-Woche durchzusetzen. Neu  ein-
gestellte Beschäftigte können schon
vom Dezember an in die 40-Stunden-
Woche gezwungen werden.
Seit 2004 müssen neu eingestellte
kommunale Beamte 41 Stunden die
Woche arbeiten. Ihr Urlaubsgeld
wurde zudem gestrichen und das
Weihnachtsgeld gekürzt – wie auch
ihre Kollegen im Landesdienst.  
26. November 2005 – Die kommuna-
len Arbeitgeber und ver.di kommen
zur ersten Verhandlungsrunde zusam-
men. ver.di fordert die Arbeitgeber auf,
die Kündigung der Arbeitszeitregelun-
gen zurückzunehmen. Doch die Ar-
beitgeber beharren auf ihrer Position.
ver.di macht deutlich, dass sie der Ver-
längerung der Arbeitszeit auf 40 Stun-
den unter keinen Umständen zustim-
men wird. 
05. Dezember 2005 – Über 20.000
Beschäftige in über 300 Betrieben der
Kommunen und des Landes sind im

Warnstreik. In Stuttgart demonstrieren
10.000 Beschäftigte gegen eine Ver-
längerung ihrer Wochenarbeitszeit
und für mehr Geld. In den folgenden
Adventswochen kommt es in den Lan-
deseinrichtungen, in den Betrieben
und Ämtern der Städte, Gemeinden
und Landkreise zu verschiedenen Ak-
tionen, mit denen die Beschäftigten
ihren Forderungen Nachdruck verlei-
hen.
Die Reaktion der Arbeitgeber reicht
von Unverständnis über heftige Kritik
bis hin zum Vorwurf, die Warnstreiks
seien unrechtmäßig. Doch da vergrei-
fen sich die Arbeitgeber etwas in der
Wortwahl: Unrechtmäßig sind die Ak-
tionen keineswegs, denn die Friedens-
pflicht endete auch im kommunalen
Bereich zum 1. Dezember. Aber wo-
möglich haben die Arbeitgeber nicht
mit so massivem Widerstand gegen
die geplante Arbeitszeitverlängerung
gerechnet.
12. Januar 2006 – In Stuttgart berät
die ver.di-Tarifkommission für den öf-
fentlichen Dienst im Südwesten. Die
Mitglieder der Tarifkommission ver-
weisen erneut darauf, dass die Be-
schäftigten in den Betrieben und Ver-
waltungen strikt gegen längere Ar-
beitszeiten sind. 
23. Januar 2006 – Die Tarifparteien
im kommunalen Bereich kommen zur
zweiten Verhandlungsrunde zusam-
men. Die Gespräche scheitern. 
ver.di leitet daraufhin betriebliche Ur-
abstimmungen ein: 94,68 Prozent der
ver.di-Mitglieder stimmen dabei für

einen Arbeitskampf. 
6. Februar 2006 –
In Baden-Württem-
berg beginnt der
Streik, der sich zum
längsten Arbeits-
kampf im öffent-
lichen Dienst der
Nachkriegsge-
schichte entwickelt.
In vielen Städten
geht mit Streikbe-
ginn bei der Müllab-
fuhr nichts mehr.
Aber auch in kom-
munalen Kliniken
wird gestreikt, in
Kindertagesstätten,
auf Ämtern. Weitere
betriebliche Urab-
stimmungen wer-
den durchgeführt –
bei kommunalen
Betrieben und Verwaltungen. 
Urabstimmungen finden aber auch bei
Betrieben und Einrichtungen des Lan-
des statt. Auch hier stimmen bei den
betrieblichen Urabstimmungen 94,5
Prozent der Beschäftigten für Streik.
Viele Dienststellen befinden sich tage-
weise oder durchgehend im Streik.
Der Hintergrund: Seit über zwei Jahren
sehen sich die Landesbeschäftigten
bereits in einem tariflosen Zustand.
Denn die Länder scherten aus den
Verhandlungen um den Tarifvertrag öf-
fentlicher Dienst (TVöD) aus. Auch im
Nachhinein haben sie den Tarifvertrag,
den ver.di mit dem Bund und den

Kommunen aushandelte, nicht aner-
kannt. Mit dem Arbeitskampf wehren
sich die Beschäftigten gegen die Kün-
digung der Arbeitszeitregelung und
der  Tarifverträge zum Weihnachts-
und zum Urlaubsgeld. Zudem sollen
die Arbeitgeber dazu gezwungen wer-
den, den TVöD zu akzeptieren. 
Seit dem 13. Februar streiken nicht
nur Länderbeschäftigte in Baden-
Württemberg, sondern Kolleginnen
und Kollegen in insgesamt neun
Bundesländern.
Zwischen 7.000 und 14.000 Be-
schäftigte streiken Tag für Tag al-
lein in Baden-Württemberg.
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aus rechtlichen Gründen immer wie-
der abgelehnt. Ungeachtet der recht-
lichen Problematik muss die Tragfähig-
keit und Umsetzbarkeit solcher Aussa-
gen bezweifelt werden.
Wir erwarten, dass sich die Arbeitge-
ber in der Kernfrage dieses Tarifkon-
flikts - des Volumens der wöchent-
lichen Arbeitszeit - endlich erklären.
Sie sind aufgefordert, vorzulegen wel-
che Größenordnung der damit einher-
gehende Stellenabbau ausmacht.
Schliefllich waren sie es, die immer
deutlich erklärt haben, dass sie Stel-
lenabbau durchführen werden, ja
müssen.
Die Arbeitgeber haben es abgelehnt,
eine mögliche Differenzierung über
die jeweilige Entgeltgruppe vorzuneh-
men. Diese solle über das Lebensalter

erreicht werden. Einigkeit besteht le-
diglich in der Frage, dass die Auszubil-
denden in der 38, 5 - Stunden - Woche
bleiben sollen.
Wir schnüren kein Paket, in dem zu-
sätzliche Ausbildungsplätze und Über-
nahmezusagen mit verstärktem Stel-
lenabbau zu bezahlen sind. Wer die
Zukunft der Auszubildenden sichern
will, muss auf Dauer Arbeitsplätze
schaffen und erhalten. 
Wir wollen
1. den massiven Arbeitsplatzabbau im
öffentlichen Dienst verhindern,
2. kontrollierbare Ergebnisse,
3. keine Kompromisse um jeden Preis.
Die Tarifverhandlungen haben sich ei-
ner kritischen Phase genähert. 
Wir brauchen weiterhin Eure tat-
krätige Unterstützung!

Die Mitglieder der Tarifkommission haben am Dienstag in Stuttgart folgende Resolution verabschiedet: 

Länge der Arbeitszeit entscheidend!

IG Metall: Warnstreiks 
Stuttgart –  Am Aschermittwoch ist
nicht alles vorbei, da fängt es erst an:
Die IG Metall Stuttgart ruft am 1. März
zu ersten Warnstreiks für den Erhalt
der so genannten Steinkühlerpause
auf und leitet damit eine Warnstreik-
welle ein. Den Auftakt mit brennen-
den Fackeln macht die Nachtschicht
von DaimlerChrysler Sindelfingen. Ins-
gesamt erwartet die IG Metall, dass
sich zwischen 1500 und 2000 Mitar-
beiter an den Aktionen beteiligen. 

Zwischenfall
Ravensburg – Streikende Bauhofmit-
arbeiter sind am Dienstag vergangener
Woche vor dem Tor des Ravensburger
Bauhofes gefährdet worden. Zwei
Fahrzeuge seien mit hoher Beschleu-
nigung durch die Gasse der Streiken-
den gefahren. Ein Streikposten sei bei-
nahe von einem Fahrzeug erfasst wor-
den, berichten ver.di-Vertreter. Auf-
grund des Vorfalls kündigte ver.di die
mit der Stadt ausgehandelte Not-
dienstvereinbarung für den Bauhof. 

Beschäftigte der Gemeinden Tamm und Bietigheim im Streik. 

Rund 1000 Beschäftigte – aus Kindergärten, Universität, Studentenwerk und
Stadtverwaltung – zwängen sich bei einer Demonstration durch die enge Gas-
sen von Tübingen. Fotos: ver.di

Druck bei der Telekom
Berlin – Im Konflikt um den Personal-
abbau bei der Deutschen Telekom hat
die Vereinte Dienstleistungsgewerk-
schaft (ver.di) das vorliegende Ange-
bot des Unternehmens als unzurei-
chend abgelehnt. „Die Verhandlungen
wurden durch die Pläne der Telekom
belastet, Call-Center zu schließen,
ohne dass das Unternehmen bereit
war, den Interessen der Beschäftigten
in diesem Bereich substantiell ent-
gegenzukommen“, sagte der stellver-
tretende ver.di-Vorsitzende Franz
Treml. An den Plänen zur Streichung
von 32.000 Arbeitsplätzen seien keine
Abstriche gemacht worden. Zudem
seien die Perspektiven für Nachwuchs-
kräfte unbefriedigend. 
Inzwischen hat die Telekom angekün-
digt dennoch „unverzüglich“ mit dem
„personellen Umbau“ zu beginnen.

schlange der Arbeitssuchenden wie-
der finden. Kurz: das Vertrauen der
jungen Leute in ihre Zukunft ist mehr
als gedämpft. 

Die Aussicht auf eine 40-Stunden-
Woche baut auch nicht gerade auf? 
Eckert: Wie sollte sie das? Eine 40-
Stunden-Woche und die dazugehörige
Ankündigung der Arbeitgeber, zusätz-
liche Stellen abzubauen, bedeutet: Die
Chancen auf eine Stelle gehen gen
Null. Kein Wunder, dass die jungen
Leute angesichts solcher Arbeitsplatz-
vernichtung auf die Straße gehen. 

Wie reagieren die jungen Leute?
Eckert: Viele von ihnen reden nicht
über die Misere, in der sie stecken.
Denn die Situation zuzugeben, bedeu-
tet schwach zu sein, ein Loser. Verlie-
rer aber finden erst recht keine Stelle –
das glauben viele von ihnen zumin-
dest. Also geben sie sich den Anschein
von Stärke und klagen nicht. Und die
jungen Leute wissen: Mit längeren Ar-
beitszeiten schwinden ihre Chancen
auf eine Stelle. Das aber macht einige
sehr wütend. Denn das Ganze geht auf
Kosten ihrer Zukunft, ihrer Perspektive.
Alle reden davon, wie wichtig in Anbe-
tracht einer alternden Gesellschaft die
Jugend ist. Doch wenn es konkret um
die Chancen der Jugend geht, wenn
die Politiker etwas für die Chancen der
Jugend tun könnten, schert sich nie-
mand mehr um die Jungen. 
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Demonstration gegen Lohndumping in Straßburg. Foto: Hund 

Stuttgart – Ob Kommunal-, Landes-
oder Bundespolitiker – sie werden
nicht müde, mehr Ausbildungsplätze
zu fordern. Dabei halten sie alle wohl
wenig davon, selbst Vorbild zu sein. In
den Kommunen und beim Land je-
denfalls hat die Zahl der Ausbildungs-
plätze in den vergangenen Jahren eher
ab denn zugenommen. 
Und ganz düster wird es, wenn es um
die Übernahme geht, weiß ver.di-
Landesjugendsekretär Pit Eckert. Für
den 17. Februar ist deshalb ein Ju-
gendstreiktag vorgesehen.

Der öffentliche Dienst sagt „Ausbil-
dung – Nein danke“? 
Eckert: Die kommunalen Verwaltun-
gen und auch die kommunalen Be-
triebe bilden schon noch aus. Aber die
Zahl der Ausbildungsplätze ist in den
vergangenen Jahren eher zurückge-
gangen denn gestiegen. Das ist be-
sonders schlimm, weil ja bekanntlich
Ausbildungsplätze fehlen und viele
junge Leute, die einen Ausbildungs-
platz suchen, trotz vieler Bewerbun-
gen leer ausgehen. Beispiel Kliniken
und Pflege: Jeder weiß, dass in An-

betracht der demo-
grafischen Ent-
wicklung Pflege-
kräfte in den kom-
menden Jahren rar
werden. Doch Aus-
bildungsplätze wer-
den abgebaut. Das
ist paradox. 

Wenn ein junger
Mensch also einen
Ausbildungsplatz er-
gattert hat, hat er
das große Los gezo-
gen?
Eckert: Aber eben
nur, was die Ausbil-
dung betrifft. Die Zei-
ten sind längst vor-
bei, in denen jeder,
der einen Ausbil-
dungsvertrag unter-

schrieben hat, quasi von einer Lebens-
stellung ausgehen konnte. Die Politi-
ker sprechen immer noch vom siche-
ren Arbeitsplatz öffentlicher Dienst. In
den Ohren der jungen Leute, die bei
den Kommunen eine Ausbildung ma-
chen, klingt das wie Hohn. Denn nach
ihrer Ausbildung werden nur wenige
übernommen.

Und eine Stelle in der Wirtschaft?
Eckert: Eine Ausbildung in der öffent-
lichen Verwaltung  bereitet nur be-
dingt vor auf eine Anstellung in der
Wirtschaft. Die Wirtschaft tickt anders
als die öffentliche Verwaltung, da
herrscht eine völlig andere Denke. Bei
den Kommunen geht es um Bürger-
service, um Beschwerden. In der Wirt-
schaft stehen Angebote im Vorder-
grund, die eigenen Produkte. Bewer-
ben sich gute Verwaltungsangestellte
um eine Stelle in der Wirtschaft, haben
sie in der Regel gegenüber den Mit-
bewerbern schlechte Karten, die in der
Wirtschaft ausgebildet wurden. 

Was bedeutet das für  junge Leute? 
Eckert: Ihnen wird in steter Regel-
mäßigkeit vor Augen geführt, dass nur
wenige eines Ausbildungsjahrgangs
übernommen werden. Dementspre-
chend verhalten sie sich: Sie haben
Angst um ihre Zukunft, und viele las-
sen sich auch regelrecht „verbiegen“ –
in der trügerischen Hoffnung, dass sie
sich dann nicht erneut in der Riesen-

Wir übermitteln solidarische
Grüße“, heißt es in vielen 
Stellungnahmen. Beispiele:

Die Arbeitsgemeinschaft der Mitarbei-
tervertretungen im Diakonischen Werk
Württemberg (AGMAV): „Es ist unver-
antwortlich, angesichts anhaltender
Massenarbeitslosigkeit, im Öffent-
lichen Dienst und in Folge bei Kirche
und Diakonie die Arbeitszeit zu erhö-
hen und damit Tausende von Arbeits-
plätzen zu vernichten.“
„Euer Streik ist phantastisch!“, schreibt
der ver.di-Vertrauensleutevorstand bei

der Stadt Rüsselsheim. Und: „Dafür
möchten wir uns bei euch bedanken,
denn es ist uns klar, dass ihr auch für
uns kämpft.“
„Viel Kraft und Erfolg“ wünscht der
Stuttgarter Bundestagsabgeordnete
Ulrich Maurer (Linkspartei): „Wir
haben heute offiziell fünf Millionen
Arbeitslose, real acht Millionen. In
dieser Situation eine Verlängerung der
Arbeitszeiten zu fordern, ist schlicht
verrückt.“
Der ver.di-Ortsverein Osnabrück „er-
klärt sich solidarisch“: „Euer Kampf ist
auch unser Kampf!“
Solidarische Grüße sendet die Funktio-
närskonferenz der IG Metall Freuden-

stadt: „Wir bieten euch Unterstützung
an.“
„Wir stehen mit euch symbolisch vorm
Tor“, signalisieren die Vertrauensleute
der Münchner Abfallwirtschaft. 
Die Internationale der Öffentlichen
Dienste verfolgt mit „großer Sympa-
thie und Anteilnahme“ den Streik. 
„Die Strategie der Arbeitgeber, Eure
Mitglieder zu unbezahlter längerer Ar-
beitszeit zu erpressen, basiert wie
überall in Europa und der Welt auf
dem Argument leerer Kassen, die ,lei-
der’ die Privatisierung öffentlicher
Dienstleistungen, die Verschlechte-
rung der Dienste für die Bürger, Lohn-
kürzungen und längeres Arbeiten für

die Arbeitnehmer ,alternativlos’ ma-
che. Aber es sind nicht die Arbeitneh-
mer, die die öffentlichen Kassen lee-
ren, sondern die Steuergeschenke an
Reiche und Unternehmen, es sind Ar-
beitslosigkeit und Sozialdumping, die
Bürger, Länder und Gemeinden arm
machen“, schreibt die Internationale.
„Wir wünschen euch viel Erfolg und
fordern die Beschäftigten der MPG auf,
euch zu unterstützen, denn falls ihr
nicht erfolgreich seid, werden die
verschlechterten Arbeitsbedingungen
eher früher als später auch für die
Beschäftigten der Max-Planck-Gesell-
schaft gelten“, schreibt der Gesamt
BetriebsRat aus Berlin.

ver di
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Altersteilzeit
Für Kolleginnen und Kollegen, die in
Altersteilzeit sind, gelten die gleichen
Regelungen wie für die anderen Be-
schäftigten. Für die Zeit der Arbeitsnie-
derlegung entfallen für den Arbeitneh-
mer die Pflicht zur Arbeitsleistung und
der Anspruch auf Arbeitsentgelt. Hier-
von ist nicht nur das Altersteilzeitent-
gelt, sondern auch der Aufstockungs-
betrag betroffen. Arbeitsrechtlich be-
steht für die Streikteilnehmer keine
Pflicht, die ausgefallene Arbeitszeit
nachzuarbeiten. In wenigen bestimm-
ten Fällen können aber sozialrechtli-
che Fragen auftauchen. 

Auszubildende
Wie andere Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter können sich Auszubildende
an einem Streik beteiligen, zu dem die
Gewerkschaft aufgerufen hat. Das
Bundesarbeitsgericht hat dies aus-
drücklich bestätigt. Voraussetzung
aber ist, dass es bei der Tarifausein-
andersetzung um die Ausbildungsver-
gütung und/oder die Ausbildungsbe-
dingungen geht. Das heißt: Die Auszu-
bildenden können streiken, wenn sie
von dem Konflikt betroffen sind. Was
die Arbeitszeitverlängerung betrifft, so
sind die Auszubildenden allemal be-
troffen. Sie dürfen also  mitstreiken.
Zudem: Auszubildende dürfen nicht
als Streikbrecher eingesetzt werden.
Der Arbeitgeber kann nicht erwarten,
dass sich Auszubildende gegenüber
den streikenden Arbeitnehmern des
Betriebes unsolidarisch verhalten. 

Beamte
Beamte dürfen nicht streiken. Sie dür-
fen aber auch nicht als Streikbrecher
eingesetzt werden. Jeder Beamte darf
solche Tätigkeiten verweigern. 

Aussperrung
Bei der Aussperrung schließen die Ar-
beitgeber die Beschäftigten planmäßig
von der Arbeit aus, zahlen kein Entgelt
und verweigern den Zutritt zum Be-
trieb. Meist wird sie vom Arbeitgeber-
verband beschlossen. Aussperrung ist
ein willkürliches Kampfmittel der Ar-
beitgeber. Sie stellt das Streikrecht in-
frage und soll die Gewerkschaften
schwächen. Die Unternehmen wollen
damit Druck auf die Beschäftigten und
die Gewerkschaften ausüben. 

Gleitzeit
Streik und Aussperrung haben nur
dann Einfluss auf das Gleitzeitkonto,
wenn dies in einer Betriebsvereinba-
rung gesondert geregelt ist. Ansonsten
gilt, dass für die Streikdauer zwar der
Vergütungsanspruch entfällt. Gleich-
zeitig vermindert sich auch das „Zeit-
soll“ um die Streikzeiten. Der Arbeitge-
ber darf also nicht einseitig Streikzei-
ten vom Gleitzeitguthaben abziehen.

Lohnabzug
Der Lohnabzug wegen eines Streiks
bemisst sich nach der tatsächlichen
Arbeitzeit des jeweiligen Monats.

Kranken- und 
Pflegeversicherung
Ein versicherungspflichtiger Beschäf-
tigter, der sich an einem Arbeitskampf
beteiligt, ist ohne zeitliche Begrenzung
bis zum Ende des Streiks krankenversi-
chert. Dies gilt auch für kalt Ausge-
sperrte. Freiwillig Versicherte müssen
dagegen nach wie vor Beiträge ent-
richten. Entsprechendes gilt für Ar-
beitskampfteilnehmer, die nach er-
folgter Befreiung von der Versiche-
rungspflicht (§ 8 SGB V) Mitglied bei
einer privaten Krankenversicherung
geworden sind. 

(www.bawue.verdi.de)

Alles was
Recht ist

Stuttgart/Straßburg Über 40.000
Menschen, darunter mehrere tausend
ver.di-Mitglieder aus Baden-Württem-
berg, haben am Dienstag (14. Februar)
in Straßburg gegen die geplante euro-
päische Dienstleistungsrichtlinie pro-
testiert. 
Mit einem Meer bunter Fahnen und
unzähligen Transparenten mit dem
Motto „Europa ja – Sozialdumping
nein“ zogen sie vor das EU-Parlament.
Zu der Demonstration hatten die 
europäischen Gewerkschaften aufge-
rufen.
Besonders die Gewerkschaften hatten
das Regelwerk heftig kritisiert. Im so
genannten Herkunftslandprinzip se-
hen die Gewerkschaften ein Einfallstor
für Lohndumping sowie das Unterlau-
fen von Arbeits- und Umweltschutz. In
der vergangenen Woche hatten sich
die Politiker nun darauf verständigt,
das Regelwerk zu entschärfen.  
DGB-Chef Michael Sommer sagte,
auch der Kompromiss der beiden gro-
ßen Fraktionen im Europaparlament
sei „noch lange nicht in Sack und
Tüten“. Selbst wenn das europäische
Parlament im Sinne der Gewerkschaf-
ten entscheiden sollte, wäre das erst
ein „Etappen-sieg“. 
Wie bei der Demonstration gegen die
EU-Dienstleistungsrichtlinie am ver-
gangenen Samstag in Berlin forderte
Sommer nun bei der Kundgebung in
Straßburg, das „unsoziale Machwerk“
müsse zu Fall gebracht werden. Die
„hart erkämpften Sozialrechte“ dürften
nicht dem Dumping geopfert werden.
Zur Demonstration in Berlin waren
ebenfalls rund 40.000  Männer und
Frauen gekommen. 

§§ In Straßburg:

Über 40.000
protestieren

„Chancen auf eine Stelle gehen gen Null“
Junge Leute sind die Leidtragenden der Arbeitsplatzvernichtung – 17. Februar Jugendstreiktag

Viel Kraft und Erfolg

Damit die Jugend eine Chance hat. Foto: ver.di

VW: Länger arbeiten
Wolfsburg – Nach Medienberichten
strebt VW wieder die 35-Stunden-Wo-
che mit fünf Arbeitstagen an. Einen
Lohnausgleich soll es für die Arbeits-
zeitverlängerung um 7,2 Stunden in
der Woche nicht geben. Bei VW wer-
den derzeit 28,8 Stunden an vier Ta-
gen gearbeitet. In der Entwicklung soll
künftig die 40-Stunden-Woche gelten.
VW strebt den Abbau von 20.000 Ar-
beitsplätzen an.

Länger arbeiten? 
Nein, danke. Denn ...

Arbeitszeitverlängerung
bedeutet eine Lohn- 
und Gehaltseinbuße von
3,9 Prozent.

Rechtsinformationen zum Streik 
weitere umfassende und hilfreiche Rechtshinweise siehe auch:
www.bawue.verdi.de/streik_kommunen/arbeitsrecht


